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Vorwort. 

Diese  Vorträge  über  österreichische  Verwaltungsreform 
wurden  in  der  Wiener  freien  Staats  wissenschaftlichen  Vereinigung, 
also  vor  einem  Kreise  zumeist  höherer  Verwaltungsbeamten,  ge- 
halten. Den  Wünschen  dieser  Hörerschaft  folgend,  gebe  ich  sie 
fast  unverändert  und  nur  etwas  gekürzt  heraus,  da  die  hier  be- 
handelten Fragen  zu  den  aktuellsten  der  öffentlichen  Verwaltung 
in  Staat,  Land  und  Gemeinde  gehören.  Ich  wollte  zeigen,  welche 
Reformen  unserer  Verwaltung  auch  ohne  Rücksicht  auf  die  mög- 
liche, aber  doch  immerhin  zweifelhafte  Lösung  der  Nationalitäten- 
frage schon  jetzt  unumgänglich  und  ohne  besondere  Schwierig- 
keiten durchführbar  sind,  und  habe,  um  diesen  Vorschlägen  eine 
rechtsgeschichtliche  Grundlage  zu  geben,  eine  Darstellung  der 
politischen  Entwicklung  der  Staatsidee  und  ihres  Verhältnisses 
zur  Landes-  und  Gemeindeautonomie  eingefügt,  so  daß  ich  diese 
Vorträge  zugleich  als  eine  Einführung  in  die  politischen  Ideen 
und  Gegensätze  betrachten  darf,  welche  das  österreichische  Staats- 
leben beherrschen. 
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I.  Bedenken  gegen  Reformprqjekte. 

Wenn  in  Österreich  irgendwo  jemand  aufsteht  und  laut 
erklärt:  „Eine  Verwaltungsreform  ist  dringend  notwendig",  so 
findet  er  sicher  allgemeine  Zustimmung,  schon  deshalb,  weil  jeder 
darunter  etwas  anderes  versteht.  Die  Beamten  denken  gewiß  zu- 
erst an  die  Dienstpragmatik,  an  Gehaltserhöhung  und  gesichertes 
Avancement  eventuell  auch  noch  an  Geschäftsverminderung.  Die 
Advokaten  betrachten  sie  als  Einführung  einer  Art  modifizierten 
Zivilprozeß  mit  Akteneinsicht,  kontradiktorischem  Verfahren 
und  selbstverständlich  weitgehendster  Parteienvertretung ;  Fa- 
brikanten, Industrielle  und  Kaufleute  denken  an  eine  kauf- 
männisch rasche  Geschäftsführung,  so  daß  eine  Betriebsanlage 
möglichst  postwendend  genehmigt  wird ;  Techniker  und  Mediziner 
können  sich  eine  Verwaltungsreform  nur  vorstellen  als  das  Ende 
der  Juristenherrlichkeit.  Das  große  Publikum  aber  hofft  auf  eine 
Beschränkung  der  „Beamtenwirtschaft"  überhaupt;  der  Bauer  auf 
Steuererleichterung  oder  Abschaffung ;  Politiker  und  Nationalitäten- 
vertreter denken  an  eine  Lösung  der  Sprachenfrage  —  jeder  in 
seinem  Sinne  —  an  Zentralisation  oder  Dezentralisation,  an  Auto- 
nomie, Gemeindefreiheit  oder  deren  Gegenteil.  Kurz,  jeder  stellt 
sich  eine  Förderung  seiner  Interessen  vor,  und  das  Wort  Ver- 
waltungsreform umfaßt  alle  sogenannten  frommen  Wünsche,  sie 
ist  eine  Flagge,  die  alle  möglichen  Waren  und  sehr  viel  Konter- 
bande deckt.  Selbstverständlich  gibt  es  kaum  eine  Regierung, 
die  ein  so  anziehendes  Schlagwort  nicht  in  ihr  Programm  auf- 
nehmen würde,  manchmal  großzügig  wie  die  Koerberschen  Studien, 
manchmal  in  Details  wie  das  Becksche  Rundschreiben",  meist  mit 
Applomb  verkündet,  manchmal  verschämt  angedeutet  und  gehütet 
vom  Amtsgeheimnis.  Gemeinsam  war  bisher  all  diesen  Varianten 
nur  eines:  ein  Resultat  trat  nicht  zutage. 

In  diesem  Kreise  von  Verwaltungsreform  zu  sprechen,  hätte 
dann  wenig  Sinn,  wenn  zu  zehn  totgeborenen  Projekten  ein  elftes 
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hinzukäme,  denn  Sie  repräsentieren  weder  das  große  Publikum 
dem  Versprechungen  gemacht  werden,  noch  eine  Volksvertretung, 
die  gewonnen  werden  muß,  noch  eine  Interessenvertretung  irgend- 
welcher Art,  sondern  Sie  sollen  die  Mitarbeiter  einer  etwaigen 
Reform,  die  Anreger  und  Ausführer,  aber  auch  die  Warner  und 
Bremser  sein,  denn  bei  diesen  Kursen  war  gedacht  an  eine  Elite 
der  Beamten,  welche  sich  fortbilden  soll,  um  Bildner  des  Staates 
zu  werden.  Zu  Ihnen  kann  ich  daher  über  Verwaltungsreform 
in  ganz  anderer  Weise  sprechen,  nicht  als  eine  Gabe,  die  dar- 
gereicht wird,  sondern  als  ein  Problem,  das  zu  berechnen  ist. 
Ihnen  kann  ich  daher  eine  Vorfrage  vorlegen,  in  welche  einzu- 
gehen andere  Bevölkerungsschichten  ablehnen  würden.  Soll  über- 
haupt reformiert  werden? 

Jede  Reform  ist  eine  Änderung  des  Bestehenden,  zwecks 
Besserung  desselben ;  eine  Tätigkeit,  die  außerhalb  der  Tagesarbeit 
fällt,  um  die  künftige  Tagesarbeit  günstiger  zu  gestalten.  Dreifach 
kann  ihr  Streben  sein,  entweder  ganz  neue  Ideen  durchzusetzen 
oder  ein  beschleunigtes  Tempo  oder  eine  Beseitigung  von  Miß- 
ständen, endlich  eine  Kombination  aller  drei  Momente.  Aber  was 
immer  von  diesen  Dingen  eine  Reform  will,  sie  ist  ein  ruckweises 
Vorgehen,  eine  Eruption,  ein  Bruch  mit  der  Vergangenheit;  je 
stärker  sie  einsetzt,  desto  gewaltsamer,  gleich  dem  Seismos,  der 
Grundvesten  erschüttert,  im  Gegensatze  zur  langsamen  Tätigkeit 
des  Alluviums.  Daher  die  berechtigte  Vorfrage,  ob  nicht  jeder 
Art  der  Reform  mit  Mißtrauen  zu  begegnen  sei?  Nicht  mit  Un- 
recht sagt  Exzellenz  von  Schwarzenau :  „In  England  würde  der 
Ruf  nach  einer  Reform  der  inneren  Verwaltung  in  dieser  Allge- 
meinheit kaum  verstanden  werden.  Die  Verwaltungseinrichtungen 
Englands  sind  uralt,  aber  dennoch  nicht  veraltet,  da  sie  in  stets 
fortschreitender  innerer  Entwicklung  begriffen  waren."  Freilich 
fügt  er  bei:  „Osterreich  ist  nicht  so  glücklich  wie  England." 
Also  das  Bedenkliche  jeder  Reform  ist,  daß  man  bewußt  eingreifen 
will  in  Dinge,  die  sich  natürlich,  sozusagen  unbewußt,  entwickeln 
sollten.  Reform  ist  ein  Ankämpfen  gegen  den  natürlichen  Lauf 
der  Dinge,  ein  Auflehnen  der  Naturgesetze.  Daraus  ergeben  sich 
Bedenken  gegen  jede  Reform.  Dies  gilt  sogar  von  den  bescheidensten 
und  beliebtesten  aller  Reformprojekte  —  die  bloß  eines  wollen: 
Ersparungen,  also  von  allen  großen  Ideen  und  deren  Beschleunigung 
absehen  und  aus  dem  drittgenannten  Punkte  nur  den  kleinsten 
Teil  aussuchen.  Schon  das  ist,  so  komisch  es  klingen  mag,  natur- 
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widrig,  denn  die  Natur  ist  verschwenderisch.  Steht  da  ein  Tannen- 
baum auf  einsamer  Höhe  und  trägt  vierhundert  Zapfen,  in  jedem 
100  Samenkapseln,  in  jeder  Kapsel  Tausende  Samen,  die  Zahl 
der  Samen  ist  kaum  auszudenken,  Millionen  —  und  das  wieder- 
holt sich  durch  50  Jahre  — ,  die  Welt  könnte  —  in  Tannen  ersticken, 
und  es  genügt,  wenn  jeder  Tanne  ein  Nachfolger  erwächst. 
Wir  aber  jammern,  wenn  100°/0  Energie,  die  wir  aufwenden, 
nicht  in  100%  Erfolg  umgesetzt  werden;  wir  wollen  besser  wirt- 
schaften als  die  Natur.  Darüber  ist  keine  Täuschung  erlaubt, 
naturgemäß  kann  keine  Reform  sein,  naturwidrig  muß  sie  ihrem 
innersten  Wesen  gemäß  sein  und  der  wohlmeinende  Rat,  nur 
naturgemäße  Reformen  vorzunehmen,  ist  eine  Phrase.  Damit  ist 
aber  auch  ein  weiteres  zugegeben:  Die  ungeheuren  Gefahren 
jeder  Reform,  zumal  wir  nur  unvollkommen  ihre  Endziele  und 
die  Wirkung  unserer  Heilmittel  kennen. 

Die  Ziele  einer  Reform  —  so  sagte  ich  —  seien  :  1,  neue  Ideen, 
vorausgesetzt,  daß  sie  gut  sind,  2.  Beschleunigung  der  Entwicklung 
oder  3.  Beseitigung  von  Übelständen.  Zum  ersten  frage  ich: 
Welche  neue  Ideen  sind  gut?  Die  Antwort  der  Geschichte  ist 
recht  dunkel.  Als  Christus  auftrat,  galt  er  der  Mehrheit  seiner 
Volksgenossen  als  ein  Übeltäter,  sein  Werk  als  Unglück,  und 
zwar  als  ein  so  großes,  daß  niemand  von  Ihnen  sich  einbilden  wird, 
er  für  seine  Person  hätte  damals  zur  anders  orientierten  Minorität 
gehört.  Zum  zweiten  frage  ich,  was  sind  Übelstände?  Vielleicht 
zeugt  gerade  unsere  Jugendverwahrlosung  dereinst  ein  besseres 
Geschlecht;  vielleicht  würden  Pest,  Cholera  und  alle  Sanitäts- 
widrigkeiten, falls  sie  nur  ordentlich  florieren  könnten  und  nicht 
durch  die  Hygiene  lahmgelegt  würden,  die  Menschheit  von  allem 
Halben  und  Siechen  befreien  ?  Ja,  vielleicht  würde  ein  Nieder- 
gang unserer  Kultur  die  Bahn  freimachen,  wie  nach  der  nordischen 
Sage  erst  auf  die  Götterdämmerung  ein  reines  Leben  folgt?  Wir 
wissen  es  nicht.  Und  als  drittes  sagte  ich:  Reform  bedeute  ein 
beschleunigtes  Tempo ;  dem  begegnet  der  berechtigte  Einwand : 
Darf  man  die  Menschen  treibhausartig  in  ein  noch  rascheres 
Tempo  industrieller,  finanzieller,  kultureller  Entwicklung  hinein- 
setzen als  sie  ohnedies  eilt?  Abermals:  Wir  wissen  es  nicht,  und 
vielleicht  haben  daher  die  Orientalen  nicht  so  unrecht,  die  das 
sanfte  Geschehenlassen  unserem  Vorwärtsdrängen  vorziehen,  die  auf 
ihr  Kismet  bauen,  auf  das  Verhängnis,  dem  man  doch  nicht  ent- 
rinnt. Steht  doch  unser    ganzer    abendländischer  Reformtrieb   in 
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schneidendem  Gegensatz  zu  einer  aus  dem  Orient  stammenden 
Idee,  die  eigentlich  auch  wir  übernommen  zu  haben  behaupten 
und  die  lautet:  „Alles  Irdische  ist  eitel."  Wozu  also  unablässiges 
Bemühen,  wo  der  Endzweck  mangelt? 

Aber  auch  wenn  wir  ernsthaft  wollen,  fast  ebensowenig  wie 
die  Endziele  kennen  wir  die  Wirkungen  unser  Heilmittel.  Wir 
gleichen  darin  ein  bißchen  den  Apothekern  des  17.  Jahrhunderts, 
die  kostbare  Stoffe  mischten :  Gold  und  gepulverte  Edelsteine,  auf 
besondere  Wirkungen  hoffend.  Die  Kosmogenie  lehrt  uns  —  wie 
Arrhenius  im  Werden  der  Welten  zeigt  — ,  daß  ein  ganzmainimaler 
Rechenfehler  in  der  Natur  (ein  paar  Wärmegrade,  die  seinerzeit 
von  den  Forschern  der  Kosmogenie  nicht  mit  in  Rechnung  ge- 
zogen waren)  alles  Organische  zerstören  würde.  Es  ist  ein  wahres 
Glück,  daß  jene  früheren  Forscher  reine  Theoretiker  blieben  und 
beim  Weltenbau  nicht  herangezogen  wurden,  sonst  wären  wir 
alle  erfroren  oder  verbrannt.  Ein  Beispiel,  das  uns  näher  liegt, 
ist  unser  Forstgesetz.  Zum  Schutze  der  Wälder,  heißt  es  dort, 
solle  der  einmal  bestehende  Wald  erhalten  bleiben.  Aber  die 
unerfreuliche  Nebenwirkung  ist  die,  daß  gerade  dort,  wo  Wald- 
bau erwünscht  wäre,  schwerlich  der  Grundherr  einen  Wald  an- 
legt, den  er  nie  wieder  umwandeln  darf.  Indem  also  das  Gesetz 
den  Besitzstand  der  Wälder  wahrt,  erschwert  es  das  Anwachsen 
der  Wälder,  wo  sie  erwünscht  wären.  Und  umgekehrt:  Wie  die 
Fürsorge  für  den  Wald  in  anderen  Gegenden  wirken  kann,  das 
möge  man  erschauernd  nachlesen  in  Roseggers  Roman:  „Jakob 
der  Letzte."  Noch  ein  Beispiel.  Eduard  Reyer  zeigt  in  seinem 
Buche  „Kraft"  (S.  52),  wie  England  seiner  Kohlenproduktion  im 
17.  Jahrhundert  geradezu  lächerliche  Schwierigkeiten  bereitete 
und  sie  mit  Abgaben  überlastete,  welche  damals  die  industrielle 
Entwicklung  schwer  schädigten;  dieser  damalige  Mißgriff  stellt 
sich  für  das  heutige  England  als  eine  Wohltat  heraus,  da  bei 
dem  irrationell  betriebenen  Raubbau  und  der  verschwenderischen 
Kohlenverwertung  Englands  Vorräte  sonst  heute  wesentlich  ver- 
mindert wären. 

So  ist  jede  Reform  zweischneidig.  Und  nun  entsteht  für 
uns  die  erste  Frage :  Sollen  wir  uns  durch  derartige  Erwägungen 
von  Reformen  zurückhalten,  sollen  wir  das  Geschehenlassen 
des  Orients  nachahmen?  Goltz  Pascha,  der  preußische  Offizier 
in  türkischen  Diensten  erzählt:  „Unsere  Truppe  marschierte  über 
eine  lange  Brücke,  der  das  Geländer  fehlte.     Ich    sagte  meinem 
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türkischen  Begleitoffizier,  daß  die  Sache  doch  gefährlich  sei",  der 
aber  antwortete  gelassen:  „Allah  ist  doch  das  beste  Geländer,  an 
welches  sich  der  Mensch  halten  kann."  Solch  fromm-philosophische 
Lebensauffassung  hindert  natürlich  alle  Reformbestrebungen.  Aber 
uns  Abendländern  liegt  sie  nicht  und  was  noch  wirksamer  ist, 
die  Zustände,  die  daraus  erwachsen,  verträgt  der  Westeuropäer 
nicht.  Wer  den  Verfall  der  herrlichen  Stätten  Kleinasiens  ge- 
sehen, wer  das  Elend  und  die  Krankheiten  der  Bevölkerung  mit- 
gefühlt, wer  auch  nur  Konstantinopel  besucht  —  die  Perle  des 
Reiches  — ,  die  Stadt  wo  man  ebenso  schwer  gehen  als  reiten^ 
als  fahren  kann,  wo  die  Tram  langsamer  fährt,  als  man  geht, 
wo  die  Schiffe  einem  on  dit  zufolge  nur  durch  ihre  Würmer  zu- 
sammengehalten werden,  wo  ein  Feuer  gleich  ganze  Stadtviertel 
niederbrennt,  der  bekommt  einen  Horror  vor  dem  Zustande  der 
Reformlosigkeit,  der  versteht  den  tiefen  Unsinn  jenes  Satzes,  der 
in  den  dreißiger  Jahren  an  maßgebender  Stelle  Österreichs  ge- 
prägt wurde:  „Die  beste  Erledigung  ist  das  Liegenlassen."  Frei- 
lich, solche  Zustände  wie  sie  der  Kismet  im  Orient  zeitigt,  gibt 
es  bei  uns  denn  doch  nicht  und  solches  Reformbedürfnis  ist  daher 
auch  nicht  vorhanden.  Aber  dennoch  dürfte  es  auch  bei  uns 
kaum  einen  Verwaltungszweig  geben,  der  nicht  schwere  Gebrechen 
zeigt  und  zu  weitgehender  Reformarbeit  verlocken  Avürde.  Hier 
mit  Exemplifikationen  zu  dienen,  behalte  ich  mir  bei  der  Einzel- 
darstellung vor.  Statt  der  Frage:  Wo  kann  reformiert  werden, 
wäre  die  Frage  leichter  zu  beantworten:  Wo  bedarf  es  keiner 
Reform  ? 

Was  ist  nun  das  Ergebnis  so  widerspruchsvoller  Erwägungen 
pro  und  kontra?  Es  kann  nur  eine  media  sententia  sein.  Einer- 
seits eine  offene  Kampfeserklärung  gegen  „Kismet",  gegen  das 
Geschehenlassen  und  das  Liegenlassen,  eine  vollbewußte  Einsicht, 
daß  ein  von  selbst  sich  entwickelndes  Naturwalten  dem  Wesen 
zweckbewußten  menschlichen  Handelns  widerstrebt,  daß  es  somit 
eine  Phrase  ist,  von  bloß  naturgemäßen  Reformen  zu  sprechen.  Also 
Reformwille  trotz  aller  Bedenken,  daß  wir  weder  die  Richtigkeit 
neuer  Ideen  noch  die  etwaigen  Lichtseiten  bestehender  Ubelstände, 
noch  die  Wirkungen  unseres  Eingreifens  voll  übersehen. 

Das  zweite  Resultat  unserer  Betrachtungen  aber  ist  eine 
Mahnung  zur  Vorsicht;  das  bedeutet  vor  allem:  Ausschaltung 
aller  Zukunftsmusik.  Was  den  Generationen  der  Zukunft  einmal 
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nottun  wird,  wissen  wir  nicht ;  Utopien  sind  die  Reformgedanken 
der  Tatenlosen.  Wenn  man  einen  Reformer  nachrühmt,  er  sei 
seiner  Zeit  weit  vorausgeeilt,  so  erblicke  ich  darin  bloß  den  ver- 
dächtigen Tadel,  er  habe  etwas  für  seine  Zeit  Unpassendes  ge- 
wollt. Es  ist  nur  ein  schwacher  Milderungsgrund :  vielleicht  paßt 
es  für  eine  spätere  Zeit.  Der  Grundsatz  unserer  Reformbesprechung 
sei  daher:  Die  Politik  des  zur  Zeit  Erreichbaren;  die  Sorge  für 
Enkel  und  Urenkel  auf  sich  nehmen,  heißt  den  Wetterkalender 
des  nächsten  Jahrhunderts  machen. 


II.  Staats-  oder  Yerwaltungsreform  ? 

Bei  der  Verfolgung  nur  konkreter  Ziele  müssen  wir  gleich 
eingangs  eine  unsere  Aufgabe  abgrenzende  Vorfrage  stellen.  Wollen 
wir  eine  große,  das  ganze  Staatsgebäude  umfassende  Reform 
oder  kleinere,  mehr  die  Inneneinrichtung  betreffende  Verbesserun- 
gen und  dürfen  diese  den  Staatsbau  tangieren  oder  nicht?  So- 
lange diese  Vorfrage  nicht  entschieden  ist,  bleibt  alles  Herum- 
reden über  Reformen  Wirtshauspolitik.  Beide  Gegensätze  haben 
in  je  einem  Reformprojekt  der  jüngsten  Zeit  ihren  sozusagen 
authentischen  Ausdruck  gefunden,  nämlich  einerseits  durch  Ex- 
zellenz Koerbers  Studien  über  die  Reform  der  inneren  Verwaltung, 
andererseits  durch  das  Rundschreiben  Exzellenz  Becks  vom 
25.  Juli  1906. 

Koerbers  Studien  bedeuten  eine  Anklageschrift  gegen  die 
Verwaltung,  welche  die  Verwaltung  selbst  aufgesetzt  hat.  So 
gewaltig  und  eindrucksvoll  werden  die  Mängel  geschildert,  daß 
die  Konsequenz,  es  müsse  ein  Umbau  oder  Neubau  vorgenommen 
werden,  sich  von  selbst  ergibt.  Daher  schrecken  denn  auch  diese 
Studien  nicht  davor  zurück,  die  Grenzen  zwischen  unseren  beiden 
Gesetzgebungsfaktoren,  zwischen  Reichs-  und  Landesgesetzgebung 
neu  zu  prüfen  und  in  15  geplanten  Gesetzesgruppen  wird  selbst 
vor  den  Staatsgrundgesetzen  nicht  halt  gemacht.  Autonomie  und 
Selbstverwaltung  der  Länder  sollen  in  neue  Bahnen  gebracht, 
das  bestehende  Doppelgeleise  der  Verwaltung  beseitigt,  die  Kom- 
petenzen verschoben  werden.  Das  bedeutet  unvermeidliche  Macht- 
verschiebungen zwischen  Staat  und  Land. 

Anders  das  Rundschreiben  Becks.  Es  will  gleichfalls  eine 
Reform,  eine  Modernisierung  der  Verwaltung  —  aber  ohne  grund- 
stürzende Änderungen.  Es  sollen  Mittel  gefunden  werden,  den  Ein- 
lauf der  oberen  Behörden  zu  entlasten,  die  Selbständigkeit  der 
unteren  zu  stärken,  den  Instanzenzug  einzuschränken,  aber  alles 
dies  „ohne  Abschwächung  der  einheitlichen  WiUensriehtnng  der 


—     8     — 

Regierung".  Ferner  soll  die  Geschäftsführung  vereinfacht,  der 
schriftliche  Verkehr  eingeschränkt,  der  mündliche  gefördert,  die 
Amtstage  vermehrt  werden  usw.  Also  ohne  den  Gesetzgebungs- 
apparat sonderlich  in  Bewegung  zu  setzen,  war  hier  eine  —  ich 
möchte  sagen  —  inneramtliche  Reform  geplant.  Beide  Pläne  — 
die  große  wie  die  kleine  Reform  sind  heute  nicht  verwirklicht, 
wir  stehen,  wo  wir  standen;  die  Welt  geht  ihren  Lauf  weiter, 
der  Strom  wächst  und  händeringend  steht  die  Verwaltung  am 
Ufer.  Zwei  Arzte  standen  am  Krankenlager,  beide  mit  bestem 
Willen  und  feinen  Ideen ;  der  eine  ein  Chirui'g  mit  dem  scharfen 
Messer,  der  andere  ein  Homöopath  mit  den  sanften  Mitteln.  Tat- 
sächlich zugegriffen  hat  keiner.  Nun  aber  soll  endlich  etwas 
geschehen,  so  heißt  es,  und  an  uns  tritt  die  Frage  heran;  welche 
der  beiden  Richtungen  die  richtige  sei?  Hier  stehen  zwei  Begriffe 
einander  gegenüber:  Staatsreform  und  Verwaltungsreform  oder 
einfache  Verwaltungsreform  und  solche,  welche  auch  die  Staats- 
form tangiert. 

Die  letzten  und  höchsten  Fragen  bei  allen  Verwaltungs- 
einrichtungen sind  zugleich  politische  Machtfragen.  Sie  bilden 
einen  Teil  jener  Erwägungen,  die  beim  Aufbau  des  Staates 
überhaupt  maßgebend  sind.  Sie  sind  Verfassungsfragen  und  kommen 
zum  Ausdrucke  in  dem  Kampfe,  wer  die  Herrschaft  im  Staate 
erhält.  Imdem  es  sich  entscheidet,  ob  Absolutismus,  ob  kon- 
stitutionelles oder  parlamentarisches  System,  ob  Einheitsstaat 
oder  Föderalismus,  wird  .zugleich  entschieden,  ob  eine  bureau- 
kratische  oder  ehrenamtliche  Verwaltung,  ob  zentralisiertes  oder 
dezentralisiertes  Regime  das  Übergewicht  erhalten,  ob  Länder- 
autonomie, ob  Gemeindefreiheit  oder  Auf sichts Verwaltung.  Das 
alles  sind  Ergebnisse  derselben  politischen  Kämpfe  und  Ent- 
wicklungen. Gewiß  als  mitbestimmende  Momente  kommen  auch 
hier  Zweckmäßigkeit  und  Richtigkeit  der  jedem  politischen  Pro- 
gramm anhaftenden  Verwaltungseinrichtungen  mit  in  Betracht; 
aber  man  wählt  die  eine  oder  die  andere  Lösung  nicht  deshalb, 
weil  sie  zweckmäßiger,  sparsamer,  kurz  besser  ist,  sondern  sie 
ist  das  Resultat  einer  historischen  Entwicklung,  der  Siegespreis 
einer  historischen  Macht.  Somit  bedeutet  das  eine  oder  das  andere 
Verwaltungssystem  einen  politischen  Sieg  oder  eine  Niederlage 
oder  doch  ein  Kompromiß,  einen  Friedenschluß.  Erst  dann,  wenn 
der  Hausbau  des  Staates  einigermaßen  stabil  geworden  ist,  wenn 
die  Grundmauern  aufgebaut,    die  primären    Fragen    gelöst    sind, 
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erst  dann  tritt  eine  zweite  Reihe  von  Fragen  in  den  Vordergrund, 
welche  —  wie  immer  der  Staatsbau  als  Granzes  ausgeführt  wurde 
—  mehr  das  Wohnl ichmachen  im  Innern  betreffen.  Diese  sekun- 
dären Fragen  sind  nicht  mehr  notwendig  in  erster  Linie  Macht- 
fragen, sie  sind  weit  eher  Sache  der  Einsicht  und  der  Erkenntnis ; 
leider  nicht  durchaus  —  denn  als  mitbostimmendes  Moment  treten 
auch  hier  Machtverhältnisse  auf;  aber  das  Verhältnis  zwischen 
Macht  und  Erkenntnis  ist  ein  umgekehrtes  wie  im  früheren 
Falle  oder  sollte  es  doch  im  Interesse  einer  guten  Verwaltung 
sein.  Und  deshalb  ist  hier  der  Platz,  wo  die  Erkenntnisse  ver- 
mittelnde Wissenschaft  sich  betätigen  könnte  — ■  vielleicht  inten- 
siver als  sie  es  bisher  tat.  Die  Lösung  der  primären  Aufgabe 
ist  die  Voraussetzung,  bevor  man  an  die  zweite  herantreten 
kann.  Zuerst  muß  die  Staatsform  sichergestellt  sein;  ist  dies  noch 
nicht  in  befriedigender  Weise  geschehen,  so  sind  Staatsreformen 
am  Platze,  hingegen  Verwaltungsreformen  so  vag,  daß  sie  verfrüht 
erscheinen;  denn  ihre  Richtung  ist  noch  nicht  gegeben,  sie  fahren 
mit  der  Stange  im  Nebel  herum.  Als  es  mit  der  römischen 
Republik  zu  Ende  ging,  sah  es  mit  der  Verwaltung  der  Pro- 
vinzen jämmerlich  aus.  Alle  katonischen  Reformversuche  waren 
unnütze  Mühe,  solange  die  republikanische  Staatsform  es  mit 
sich  brachte,  daß  eine  Provinzialverwaltung  durch  Prokonsuln 
und  Proprätoren  ein  räuberisches  System  der  Erholung  von  den 
Wahl-  und  Amtskosten  war.  Und  die  Provinzen  blühten  augen- 
blicklich auf,  als  der  Cäsar  seine  nicht  so  belasteten  Statthalter 
hinsandte,  die  ihm  Rechnung  legten. 

Wie  steht  es  nun  in  Osterreich  um  den  Gegensatz  von 
Staats-  und  Verwaltungsreform?  Beschränken  wir  uns  auf  das 
letzte  Jahrhundert.  Da  war  es  unser  Unglück,  daß  jene  Unter- 
scheidung nicht  beachtet  wurde,  einerseits  indem  man  die  Zeit, 
wo  eine  feste  Staatsform  bestand,  nicht  ausnützte  für  Verwaltungs- 
reformen, andererseits  später  beides,  die  Staats-  und  die  Ver- 
waltungsreform das  Reich  gleichzeitig  erschütterten.  So  zeigt  uns 
das  Osterreich  des  19.  Jahrhunderts  in  der  ersten  Hälfte  ein 
Bild  versäumter,  in  der  zweiten  Hälfte  ein  Bild  verdoppelter 
Reformen  und  beide  Erscheinungen  werden  mit  Recht  beklagt. 
Als  nach  dem  Wiener  Kongresse  der  Staat  eine  feste  Form  ge- 
wonnen hatte,  da  war  eine  dreißigjährige  Ruhezeit  für  die  Ver- 
waltungsreform vorhanden,  aber  sie  wurde  —  verschlafen,  und  als 
1848    der  Zusammenstoß  der    absoluten  Staatsform  mit  den  Ver- 
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fassungsideen  erfolgte,  waren  gleichzeitig  beide  Probleme  zu 
lösen,  eine  neue  Staatsform  zu  schaffen  und  Verwaltungsein- 
richtungen nachzuholen.  Aber  nicht  genug  mit  diesem  Doppel- 
problem; das  Problem  der  Staatsform,  das  ja  auch  andere  Nachbar- 
staaten ergriff,  spaltete  sich  hier  in  zwei  gleich  gefährliche 
Fragen;  neben  der  Verfassungsfrage  erhebt  sich  die  nationale. 
So  standen  wir  vor  drei  Problemen,  wo  andere  Staaten  schon 
an  einem  genug  hatten  und  zwanzigjähriges  Experimentieren 
war  die  Folge.  Zweifellos  —  es  wurde  viel  geleistet,  aber  leider 
von  den  drei  Fragen  doch  nur  zwei  meritorisch  behandelt.  Wohl 
wurde  das  Problem  der  Staatsform  nach  der  einen  Richtung 
gelöst,  nämlich  soweit  es  die  Verfassung  betraf  und  der  neuen 
Verfassung  eine  neue  Verwaltung  angepaßt.  Aber  das  nationale 
Problem  wurde  doch  nur  zum  Teil  in  der  Auseindersetzung  mit 
Ungarn  gelöst,  hingegen  wurde  dessen  innerösterreichische  Seite 
durch  einige  allgemeine  Andeutungen  des  Staatsgrundgesetzes 
mehr  abgeschoben  als  meritorisch  behandelt.  Dieses  Abschieben 
einer  wesentlichen  Frage  der  Staatsform  hat  sich  bitter  gerächt ; 
diese  Auseinandersetzling  ist  uns  als  unwillkommene  Erbschaft 
des  verflossenen  Jahrhunderts  geblieben. 

Dieser  unfertige  Zustand  des  Hausbaues  hat  fatale  Rück- 
wirkungen auf  die  Inneneinrichtung.  Bedeutete  es  schon  von 
Anfang  an  eine  Schwierigkeit,  daß  Staats-  und  Verwaltungs- 
reformen zeitlich  zusammenfielen,  so  ist  jetzt  doppelt  fühlbar, 
daß  der  Staatsbau  unfertig  blieb,  während  die  Inneneinrichtung 
nach  40  Jahren  dringend  einer  Auswechslung  bedarf;  denn  nach 
mehr  als  einem  Menschenalter  hätte  selbst  eine  geordnete  Innen- 
einrichtung einer  Auswechlung  bedurft.  Daher  leben  wir  jetzt 
in  einer  ständigen  Reformsehnsucht,  in  einer  Zeit  der  Projekte, 
in  einem  förmlichen  Reform fieber.  Und  zugleich  erhebt  sich  die 
Frage :  Hat  es  irgend  einen  Sinn,  ist  es  nicht  eine  ganz  verlorene 
Mühe,  gerade  jetzt  mit  Reformtaten  zu  beginnen,  wieder  das 
Doppelproblem  lösen  zu  wollen  oder  gar  die  Inneneinrichtung 
zu  erneuern,  bevor  der  Hausbau  definitiv  ist?  Gewichtige  Stimmen 
erheben  sich  in  diesem  Sinne.  Ich  erwähne  statt  vieler  den  aus- 
führlichen Artikel  Seiner  Exzellenz  Freiherrn  v.  Schwarzenau 
in  der  Neuen  Freien  Presse  vom  26.  Juni  1910,  der  sagt,  eine  Ver- 
waltungsreform sei  unmöglich  vor  der  Lösung  der  Nationalitäten- 
frage. Und  da  ich  auf  Grund  meiner  bisherigen  Ausführungen 
eigentlich    zu   dem    gleichen   Resultate   komme    und  da  überdies 
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nicht  die  Lösung  der  Nationalitätenfrage,  sondern  Verwaltungs- 
reform Gegenstand  der  mir  hier  vor  Ihnen  aufgetragenen  Vorlesun- 
gen ist,  so  könnte  ich  in  aller  Ruhe  mein  Kollegienheft  zuklappen 
und  sagen:  Verwaltnngsreform  —  das  geht  nicht,  meine  Herren, 
wir  sind  schon  zu  Ende,  vertagen  wir  uns !  Also  das  betrübende 
Ergebnis  unserer  bisherigen  Betrachtungen  wäre  eigentlich  ein 
negatives  —  eine  Verschiebung.  Aber  gerade  dieselben  Stimmen, 
welche  behaupten,  wir  müssen  abwarten,  bis  die  Lösung  des 
nationalen  Problems  geglückt  ist,  können  doch  nicht  umhin  zu 
sagen,  daß  die  Verwaltungsreform  unumgänglich  notwendig  sei. 
So  auch  Freiherr  v.  Schwarzenau  in  dem  erwähnten  Artikel: 
„dessenungeachtet  muß  ich  jedoch  bekennen,  daß  die  Reform  der 
inneren  Verwaltung  nicht  nur  notwendig,  sondern  sogar  dringend 
geboten  ist."  Was  also  sollen  die  Verwaltungsreformer  tun?  Die 
Hände  in  den  Schoß  legen,  bis  der  nationale  Friedensengel  er- 
schienen ist.  Und  wie,  wenn  er  niemals  kommen  will?  Manche 
behaupten,  er  sei  schon  einmal  dagewesen  am  Kremsierer  Reichs- 
tag und  damals  abgeschafft  worden;  das  gehöre,  um  mit  den 
Schlußworten  der  österreichischen  Geschichte  Friedjungs  zu 
sprechen,  „in  die  Reihe  der  versäumten  Gelegenheiten."  Wie 
also,  wenn  die  beliebte  Analogie,  daß  auf  den  Religionsstreit  der 
Religionsfriede  folgte,  beim  nationalen  Streite  einfach  nicht  zu- 
trifft? Niemand  kann  Prophet  sein,  niemand  den  nationalen 
Frieden  garantieren  und  daraus  folgt:  wir  haben  einfach  nicht 
die  Wahl,  wir  müssen  auch  unter  ungünstigen  Voraussetzungen 
zur  Verwaltungsreform  schreiten. 

Noch  eine  historische  Erwägung  möchte  ich  den  zahlreichen 
Antragstellern  auf  Vertagung  der  Reform  vorhalten :  Im  Vormärz 
unterblieben  die  politischen  Reformen,  ein  halbes  Jahrhundert  stand 
Osterreich  zögernd  vor  der  Frage  der  Volksvertretung  und  löste 
sie  nicht;  noch  1851  verbreitete  sich  —  siehe  Friedjung  I,  S.  440 
—  das  Schlagwort:  „Die  Verfassung  sei  unausführbar."  Dann 
wieder  stand  Osterreich  ein  halbes  Jahrhundert  zögernd  vor  der 
Nationalitätenfrage  und  löste  sie  nicht;  aber  dies  Gericht  wird 
nicht  besser,  wenn  es  abgestanden  ist;  jetzt  aber  den  Ver- 
waltungsreformen ausweichen,  insoweit  sie  dringend  sind,  bedeutet 
einen  zweimal  begangenen  Fehler  ein  drittesmal  wiederholen. 

Also  Reformen  gewisser  Art  müssen  sein.  Wohl  aber  glaube 
ich,  daß  unsere  bisherigen  Erwägungen  ganz  von  selbst  einen 
Anhaltspunkt  dafür  geben,  wo  die  Grenzen  eines  heute  realisier- 
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baren  Reformprojektes  liegen.  Vor  allem  darf  eine  heutige  Ver- 
waltungsreform nichts  tun,  was  Aufgabe  einer  Staatsreform  wäre 
oder  dieser  präjudizierte,  also  weder  die  schwebenden  Macht- 
verhältnisse nationaler  Art  verschieben  wollen,  noch  auch  — 
wie  ich  später  zeigen  werde  —  das  damit  zusammenhängende 
Kronlandsproblem.  In  dieser  Hinsicht  scheint  es,  als  ob  das 
Koerbersche  Projekt  die  heute  möglichen  Grenzen  einer  bloßen 
Verwaltungsreform  überschritten  habe.  Es  trägt  zwar  den  Namen : 
„Studien  über  die  Reform  der  inneren  Vorwaltung",  aber  seine 
weittragenden  Ideen  zeigen,  daß  dieser  Name  ein  Deckname 
war  für  eine  große  Staatsreform.  Das  mußte  seiner  Ausführung 
hinderlich  werden.  Umgekehrt  hat  das  Becksche  Rundschreiben 
—  so  wage  ich  zu  behaupten  —  trotz  vieler  feiner  Anregungen 
nicht  die  erwünschte  Weiterführung  gefunden,  weil  es  zu  fein 
war  und  den  möglichen  Rahmen  für  Reformen  nicht  ausfüllte. 
Also  Reformen  wären  anzustreben,  so  weit  es  möglich  ist,  ohne 
jenen  Schwebezustand  za  ändern,  in  dem  die  nationalen  Kräfte 
sich  befinden;  ohne  den  Schwerpunkt  derselben  zu  verschieben, 
weder  nach  rechts  noch  nach  links.  Von  diesen  Voraussetzungen 
der  so  gewonnenen  Grundlage  ausgehend,  wollen  wir  zuerst  den 
Organismus  der  staatlichen  Behörden,  dann  jenen  der  nicht- 
staatlichen behandeln. 


III.  Die  Reform  der  staatlichen  Behördenorganisation. 

Für  die  Geschichte  der  staatlichen  Behörden  in  Osterreich 
ist  bezeichnend,  daß  sie  sich  von  oben  nach  unten  entwickelt 
haben.  Die  einigende  Macht  der  Staatsidee  zeigte  sich  zunächst 
nur  in  der  Zentrale;  was  unten  im  Lande  an  Verwaltung  geübt 
wurde,  ging  von  den  Ländern  selbst  aus,  wurde  von  ihnen  be- 
sorgt und  bezahlt;  das  erstreckte  sich  auf  Verhältnisse,  die  wir 
heute  schwer  begreifen,  auch  auf  Justiz-,  Finanz-  und  Heer- 
wesen. Als  die  Habsburger  daran  gingen,  aus  Erbländern  einen 
Staat  zu  schaffen,  waren  es  nicht  unorganisierte  Individuen  oder 
vereinzelte  Bezirke,  sondern  in  der  Hauptsache  Staaten  und 
staatsähnliche  Gebilde,  die  zugleich  mit  all  ihren  Einrichtungen, 
Vorbehalten  und  Privilegien  unter  ihre  Herrschaft  getreten  waren. 
Der  Vorgang  bei  der  Organisation  des  Staates  war  also  nicht 
der,  daß  er  in  Provinzen  eingeteilt,  sondern  umgekehrt,  daß  er 
aus  Ländern  zusammengesetzt  wurde.  Jedes  Land  besaß  für  sich 
seine  Organisation  —  die  ständische.  Die  Stände  wollten  ihre 
Macht  behaupten ;  die  aber  fußte  ausschließlich  i  m  Lande,  daher 
widerstrebten  die  Stände  jeder  Zentralisation.  Die  Habsburger 
hingegen  strebten  Jahrhunderte  hindurch  danach,  ihren  Besitz  zu 
einem  Staate  zu  vereinheitlichen  und  weil  ihnen  die  Stände  wider- 
standen, wandten  sie  zwei  Mittel  an:  einen  staatsrechtlichen 
Vorstoß  gegen  die  verfassungsmäßige  Stellung  der  Stände  und  ein 
Verwaltungsmittel :  zentralisierende  Hofstellen  und  landesfürst- 
liche Amter.  Von  den  Ständen  und  ihrer  Behandlung  wird  später 
die  Rede  sein.  Hier  interessiert  uns  die  Funktion  der  landes- 
fürstlichen Behörden.  Sie  alle  sind  ihrer  Idee  nach  gleichsam 
Fühlhörner  und  Fangarme,  welche  der  Herrscher  einmal  vor- 
sichtig, das  anderemal  gewaltsam  in  das  innere  Landesgefüge 
einschiebt  oder  womit  er  sie  von  außen  umspannt.  Rein  theo- 
retisch betrachtet  wäre  ja  auch  ein  anderer  Vorgang  möglich 
gewesen ;  es  wäre  der  umgekehrte  Weg  denkbar,  daß  von  unten 
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herauf  Staatsorgane  entstehen,  die  sich  nach  oben  hin  kristal- 
linisch zusammenfügen.  Aber  Osterreich  hat  nun  einmal  —  und 
das  ist  in  seiner  Entwicklung  begründet  —  jenen  Weg  ein- 
geschlagen, und  dies  hat  seinen  staatlichen  Amtern  ihr  Gepräge 
gegeben. 

Die  Folgen  dieser  Entwicklung  können  Sie  mit  Leichtig- 
keit selbst  ziehen.  Jede  staatliche  Behörde  ist  sozusagen 
angeknüpft  an  die  zentrale  Leitung;  keine  untere  Staatsbehörde 
darf  im  Lande  stecken  bleiben,  sie  sollen  alle  zur  Zentrale 
dringen.  Damit  hat  denn  auch  jede  einzelne  Verwaltungs- 
tätigkeit das  Bestreben,  in  letzter  Linie  von  der  Zentrale  ent- 
schieden zu  werden.  Mit  anderen  Worten :  Auch  der  Instanzen- 
zug bleibt  im  Prinzipe  nirgends  stecken:  erst  wenn  die  Zentrale 
gesprochen  hat,  kann  man  sagen  ,,Roma  locuta  —  res  finita 
est."  Dies  geht  wie  Graf  Hartig  in  seiner  Genesis  der  Revolution 
in  Österreich  erzählt,  mit  der  Zeit  soweit,  daß  über  alle  mög- 
lichen Kleinigkeiten  dem  Kaiser  selbst  Bericht  erstattet  werden 
mußte  und  daß  man  sich  gegen  die  Entscheidungen  der  Hof- 
stelle noch  an  den  Kaiser  wenden  konnte.  Natürlich  ist  ein 
solches  System  nicht  konsequent  durchzuführen  und  so  erzählt 
Hartig  die  sonderbarsten  Kontraste,  z.  B.  daß  eine  einzelne 
Militärbefreiung  an  den  Kaiser  gelangte,  nicht  aber  die  Fest- 
stellung des  jährlichen  Rekrutenkontingents !  Dieses  unauf- 
hörliche Vordringen  auch  kleiner  staatlicher  Agenden  bis  an  die 
Spitze  besteht  noch;  es  hat  unendliche  Nachteile,  einen  schwer- 
fälligen, zeitraubenden  und  kostspieligen  Instanzenzug ;  es  be- 
lastet die  oberste  Spitze  mit  Nichtigkeiten,  lähmt  ihre  Kraft 
und  bildet  ein  Hindernis  zweckmäßiger  Verwaltung  überhaupt. 
Aber  ebenso  unverkennbar  ist  seine  notwendige  Funktion  im 
Staatsgefüge ;  es  ist  der  geschichtliche  Weg,  auf  dem  wir  zu- 
sammengewachsen sind  und  wir  können  diese  Weisheit  unserer 
Altvorderen  nicht  ohneweiters  über  den  Haufen  werfen,  ohne 
die  Klammern  zu  lösen,  welche  uns  zusammenhalten. 

Dies  ist  unser  erstes  Organisationsproblem.  Wenn  daher  im 
Beck'schen  Rundschreiben  gesagt  wird,  es  sei  in  Erwägung  zu 
ziehen,  in  gewissen  Fällen  „bereits  eine  untere  Instanz  die  end- 
giltige  Entscheidung  treffen  zu  lassen.  .  .,  selbstverständlich  ohne 
Abschwächung  der  einheitlichen  Willensrichtung  der  Regierung." 
so  darf  man  fragen:  Sieht  das  nicht  der  Quadratur  des  Kreises 
ein  wenig  ähnlich  ?    So  wie  heute   die  staatliche  Willensbildung 
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vor  sich  geht  —  zweifellos!  Diese  einheitliche  Willensrichtung 
der  Regierung  oder  um  ein  bekannteres  Wort  zu  gebrauchen 
„der  zentrale  Staatswille",  sollte  naturgemäß  nur  in  der  Zentrale 
selbst  entstehen,  denn  eigentlich  ist  in  der  Verwaltung  nur  der 
obere  Wille  maßgebend;  was  die  Unterbehörde  will,  ist  nur 
insolange  Staatswille,  als  nicht  der  oberste  Wille  einsetzt.  Aber 
—  dies  ist  eben  das  Eigentümliche  einer  instanzmäßigen  Er- 
ledigung staatlicher  Geschäfte  —  die  Willensbildung  erfolgt  in 
jedem  Einzelfalle  in  umgekehrter  Reihenfolge.  In  der  weitaus 
überwiegenden  Zahl  der  Fälle  gelangt  nämlich  der  Staatswille  zuerst 
ganz  unten  zum  Ausdrucke  und  erst  im  Beruf ungsfalle  kommt 
die  Mittelbehörde  und  endlich  die  Zentrale  dazu,  ihn  in  genauerer 
und  endlich  in  autoritativer  Weise  zu  erzeugen.  So  reift  die 
Willensbildung  in  jedem  Einzelfalle  stufenweise  heran;  sie  ent- 
Avickelt  sich  gradatim,  so  lange  die  Willensbildung  des  Staates 
,in  dieser  Weise  erfolgt.  Jede  Unterbindung  dieses.  Instanzen- 
zuges bewirkt  demnach,  daß  eine  untere  Stelle  endgültig  den 
Staatswillen  erzeugen  und  damit  die  Einheit  der  Verwaltung 
gefährden  würde.  Und  das  Resultat  ist:  durch  rein  mechanische 
Mittel,  wie  die  Abschneidung  der  obersten  Instanz  es  wäre,  ist 
wohl  eine  Änderung  der  Staatsform,  nicht  aber  eine  reine  Ver- 
waltungsreform zu  erzielen. 

Nun  können  wir  uns  mit  dieser  rein  negativen  Konsta- 
tierung nicht  begnügen.  Ich  werde  jedoch  in  meinen  späteren 
Ausführungen  den  Nachweis  zu  erbringen  versuchen,  daß,  wenn 
auch  der  rein  mechanische  Ausweg,  einfach  eine  Instanz  zu 
köpfen,  unausführbar  ist,  weil  man  damit  der  Verwaltung  den 
Kopf,  die  Spitze  abhackt,  dennoch  dieses  schwierige  Problem 
einer  weitgehenden  Lösung  fähig  ist.  Ich  hoffe  zeigen  zu  können, 
daß  die  vorhin  geschilderte  Form  der  instanzmäßigen  Willens- 
bildung der  Verwaltung  nicht  nur  der  verkehrte,  sondern  auch 
gar  nicht  der  einzig  durchführbare  ist.  Wenn  es  gelingt,  Ein- 
richtungen zu  schaffen,  vermöge  deren  die  staatliche  Willens- 
bildung statt  von  unten  herauf  von  oben  herab  durchgreift, 
dann  wird  das  Problem  der  Abkürzung  der  Instanzen  kein 
hoffnungsloses  mehr  sein. 

Wir  gingen  davon  aus,  daß  die  Entwicklung  Österreichs, 
als  sie  zur  Vereinheitlichung  des  Staates  schritt,  alle  staatlichen 
Behörden  zu  Ausläufern  der  Zentrale  machte  und  daß  diese  Ent- 
stehungsform   des    Staates    auch    der   Geschäftsführung    ihr    Ge- 
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präge  gab.  Damit  hängt  eine  zweite  Erscheinung  zusammen : 
In  der  absoluten  Zeit  ist  diese  Zentrale  eigentlich  der  Herrscher 
selbst,  seine  Person,  und  die  Zentralbehörde  ihrem  Wesen  nach 
seine  Kanzlei.  Daher  können  wir  in  der  absoluten  Zeit  trotz 
der  oft  gegenteiligen  Bezeichnungen  nicht  recht  von  Ministern 
oder  gar  Ressort-,  d.  i.  Fachministern  sprechen,  sondern  dem 
Wesen  nach  —  trotz  komplizierter  und  oft  recht  konfuser  Or- 
ganisation immer  nur  von  einer  Kanzlei  des  Monarchen  mit 
ihren  Kommissionen,  Abteilungen  und  Kammern.  Und  auch 
diese  Erscheinung  gibt  heute  noch  der  Verwaltungsorganisation 
ihren  Stempel.  Denn  als  1848  die  Staatsauffassung  des  zentralen 
Absolutismus  mit  dem  Verfassungsgedanken  zusammenstieß,  da 
mußte  allerdings  an  die.  Stelle  der  Hofbehörden  ein  verantwort- 
liches Ministerium  treten.  Aber  dies  erfolgte  nicht  in  der  Weise, 
daß  nun  alle  Agenden  gleichmäßig  auf  Ressorts  aufgeteilt  wurden. 
Es  blieb  vielmehr  in  gewisser  Hinsicht  der  alte  zentrale  Kern 
gewahrt  in  der  Stellung  des  Ministers  des  Innern.  So  recht  im 
Innersten  durchschaut  die  staatliche  Yerwaltungsorganisation 
Österreichs  nur,  wer  sich  vor  Augen  hält,  daß  von  dem  zentralen 
Kern  des  inneren  Ministeriums  Spezialagenden  abgelöst,  sozu- 
sagen eximiert  und  verselbständigt  werden.  Also  haben  wir 
eigentlich  zwei  Gruppen  von  Ministerien ;  auf  der  einen  Seite 
steht  der  politische  Gesamtminister,  der  Mann  mit  der  allgemeinen 
Kompetenz,  das  Mädchen  für  alles,  und  auf  der  anderen  Seite 
eine  Mehrzahl  von  Fachministern,  deren  jeder  für  sich  ein 
Spezialfach  hat:  es  ist  der  Gegensatz  von  Sammelministerium 
und  Fachministerien.  Eine  lückenlose  Verteilung  aller  staatlichen 
Verwaltungskompetenzen  wird  nicht  dadurch  gesichert,  daß 
mehrere  Fachminister  nebeneinander  dastehen,  die  alle  zusammen 
die  ganze  Kompetenz  ausfüllen,  sondern  dadurch,  daß  neben 
allen  übrigen  Ressorts  ein  Ministerium  existiert,  das  alle  nicht 
näher  spezifizierten  Kompetenzen  in  sich  umfaßt.  Jeder  andere 
Minister  kann  mit  den  Achseln  zucken  und  sagen,  das  geht 
mich  nichts  an,  das  ist  mir  nicht  ausdrücklich  zugewiesen;  der 
des  Innern  muß  die  ungewisse  Frage  auf  sich  nehmen. 

Damit  hängt  es  wohl  auch  zusammen,  daß  eine  Reihe  von 
Jahren  hindurch  der  Minister  des  Innern  zugleich  der  sozusagen 
selbstverständliche  Ministerpräsident  war,  also  dem  Ministerium 
das  Gepräge  gab.  Formell  erfolgt  die  Abzweigung  der  Ressort- 
minister,   weil    ein    verfassungsmäßiges    Regime    nicht    eine   Hof- 
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kanzlei,  einen  Staatskanzler,  sondern  ein  mehrköpfiges  Ministerium 
voraussetzt;  sachlich  erfolgt  sie  mit  dem  Wachsen  der  Staats- 
zwecke, weil  bestimmte  Zweige  zu  gewaltig  wachsen,  als  daß 
sie  im  alten  Rahmen  Platz  hätten.  Und  so  werden  wir  durch- 
schnittlich alle  10  Jahre  durch  die  Geburt  eines  neuen  Fach- 
ministeriums erfreut,  und  noch  schlummern  im  Schöße  des 
Ministeriums  des  Innern  verschiedene  Keime,  die  Fachministerien 
werden  möchten  —  Sanität,  Versicherung  usw. 

Nun  will  ich  schon  hier  vorgreifend  bemerken,  daß  jener 
Gegensatz  zwischen  Ministerium  des  Innern  und  den  anderen 
Ministerien,  also  der  Gegensatz  zwischen  Sammelministerium  und 
Fachgruppe,  in  allerletzter  Zeit  einigermaßen  verwischt  wurde 
durch  die  Schaffung  des  Arbeitsministeriums;  denn  dieses  Mini- 
sterium repräsentiert  nicht  mehr  ein  einheitliches  Fach,  es  ist 
selbst  ein  Sammelministerium  und  tritt  somit  in  Konkurrenz  mit 
jenem  des  Innern.  Bei  künftiger  Weiterentwicklung  wird  sich 
daher  jedes  neue  Ressort  nicht  nur  mit  dem  Ministerium  des 
Innern,  sondern  auch  mit  dem  Arbeitsministerium  auseinander- 
zusetzen haben  oder  aber  das  Arbeitsministerium  wird  vorher 
eine  Umbildung  erfahren  und  ein  Fach  ausschließlich  über- 
nehmen. Seither  ist  auch  der  Minister  des  Innern  nicht  mehr 
der  selbstverständliche  Ministerpräsident. 

Welche  Folgen  diese  Abgrenzungen  der  Ministerien  für  die 
staatlichen  Unterbehörden  haben,  werden  wir  sehen,  sobald  wir 
eine  dritte  Erscheinung  beobachtet  haben,  die  gleichfalls  dem 
Streben  nach  Vereinheitlichung  des  Staates  entspricht.  Es  ist 
der  Kampf  des  zentralisierenden  Absolutismus  um  die  Kronlands- 
grenzen.  Es  ist  ganz  begreiflich,  daß  dieser  Absolutismus  im 
innersten  Herzen  bei  seinen  Verwaltungseinrichtungen  keinen 
sehr  weitgehenden  Respekt  vor  den  Landesgrenzen  haben  konnte; 
er  versucht  sie  zu  überspringen.  Zwar  hat  er  im  großen  und 
ganzen  nicht  die  Kraft,  historische  Kronländer  zu  zerreißen,  das 
kann  er  nur  ausnahmsweise  z.  B.  in  Galizien,  welches  vorüber- 
gebend in  eine  westliche  und  eine  östliche  Hälfte  geteilt  war. 
Aber  ein  anderer  Weg  gelingt  ihm  besser;  da  die  -  Größenver- 
hältnisse der  Kronländer  für  eine  rationelle  Verwaltung  zu  un- 
gleich sind,  so  sucht  er  durch  gemeinsame  Verwaltung  mehrerer 
kleiner  Länder  einheitlichen  Verhältnissen  näher  zu  kommen. 
So  bestanden  vor  1849  zehn  politische,  das  ist  staatliche  Landes- 
chefs im  Gegensatz    zu    den  17    heutigen   zisleithanischen  Kron- 
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ländern  mit  14  Landeschefs  —  diese  Zehnzahl  wird  uns  noch 
oft  beschäftigen  —  z.  B.  die  Landesstelle  in  Linz  verwaltet  Ober- 
österreich und  Salzburg,  jene  in  Laibach,  Kärnten  und  Kram, 
die  in  Brunn,  Mähren  und  Schlesien,  jene  in  Leinberg  zugleich 
die  Bukowina.  Also  die  staatliche  Verwaltung  deckt  sich  nicht 
mehr  mit  den  Kronlandsgrenzen. 

Als  nun  1848  der  Zusammenstoß  zwischen  Absolutismus 
und  Verfassung  erfolgte,  ergaben  sich  zwei  für  die  Verwaltung 
wichtige  Resultate.  Das  eine  haben  wir  soeben  kennen  gelernt, 
das  Auftreten  der  verantwortlichen  Ressortminister,  das  zweite 
ergab  sich  aus  dem  gleichzeitig  erstarkenden  Kronlandsgedanken. 
Es  ist  doch  kein  Zufall,  daß  die  Märzbewegung  in  Wien  vom 
Ständehaus  ihren  Ausgang  nahm,  daß  in  Ungarn  der  Reichsrat 
die  Führung  in  die  Hand  nahm,  daß  in  Prag  die  Stände  wieder  lebhaft 
wurden.  Die  Folge  der  Wiedererstarkung  der  Länderidee  ist 
neuerdings  das  örtliche  Zusammenfallen  der  staatlichen  Mittel- 
behörde mit  den  Landesgrenzen ;  der  Xame  Kronländer  selbst  — 
anstatt  des  früher  geltenden  Ausdrucks  Provinzen  —  erscheint 
1850.  Und  der  Gedanke  kommt  wieder  zur  Geltung,  daß  Oster- 
reich nicht  ein  Staat  ist,  der  in  Länder  eingeteilt,  sondern  viel- 
mehr, daß  er  aus  Ländern  zusammengesetzt  ist.  Somit  schließt 
sich  die  neue  staatliche  Verwaltungsunterteilung  wieder  mit  ganz 
geringfügigen  Ausnahmen  (Tirol  — Vorarlberg,  Küstenlande )  an 
die  alte  Ländereinteilung  an. 

Was  das  zu  bedeuten  hat,  ergibt  ein  Vergleich  beider  Ein- 
teilungsmaximen. Weder  sind  die  Gebiete  geographisch  annähernd 
gleich  groß,  noch  sind  die  geographischen  Ungleichmäßigkeiten 
durch  Verwaltungswertigkeit  also  Steuerkraft,  Bevölkerungszahl 
und  ähnliche  Wertmesser  ausgeglichen ;  somit  ist  von  einer 
rationellen  und  gleichmäßigen  Verwaltungseinteilung  keine  Rede 
mehr.  Ich  will  nicht  mit  Statistik  ermüden,  aber  so  große  Unter- 
schiede wie  Galizien  mit  78.000  Tim-,  Schlesien  mit  5000  lim-,  also 
Verhältnisse  von  15  zu  1  sind  unüberbrückbar.  Vergleichen  wir 
damit,  wie  sehr  die  frühere  Verwaltung  ausgleichend  gewirkt 
hatte :  denn  Oberösterreich  und  Salzburg  umfassen  12.000  und 
8000  km2,  also  zusammen  20.000  km-,  ferner  Kärnten  und  Krain 
rund  je  10.000  km2,  also  wieder  zusammen  20.000  km2,  Nieder- 
österreich ebenfalls  rund  20.000  km2,  Steiermark  29.000  km2,  Mähren 
mit  Schlesien  zusammen  27.000  km2.  Sie  sehen,  es  gab  einmal 
einen  Grundstock  von  ziemlich  gleich  großen   staatlichen  Mittel- 
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stellen  in  der  ungefähren  Ausdehnung  von  20.000 — 30.000  hn'2. 
So  lange  man  die  Zehnzahl  dieser  Behörden  hatte,  war  eine  ge- 
wisse Ausgeglichenheit  herbeigeführt,  die  dann  einer  völligen 
Diskrepanz  weichen  mußte.  Wenn  man  die  inhaltlich  gleiche 
Anforderung  an  den  Landeschef  von  Galizien  und  an  jenen  von 
Salzburg  stellt,  wenn  man  die  gleiche  sachliche  Kompetenz  dem 
einen  wie  dem  andern  zubilligt,  so  tut  man  doch  ganz  heterogenes. 

An  diesen  Zustand,  den  ich  Ihnen  in  all  seinen  Konsequenzen, 
als  da  sind  die  Hyperthrophie  größerer  Statthaltereien,  die  zur 
Fiktion  gewordene  persönliche  Leitung,  die  Verfälschung  des  Prin- 
zips der  persönlichen  Verantwortung  usw.,  hier  nicht  ausein- 
andersetzen will  —  das  kennen  Sie  ja  zur  Genüge , —  an  diesen  Zu- 
stand knüpfen  zwei  ganz  entgegengesetzte  Reformbestrebungen  an. 

Die  eine  will  gleichwertige  Verwaltungseinheiten  schaffen, 
indem  sie  vor  allem  die  allzu  großen  Einheiten  teilt,  eventuell 
auch  —  dieser  Wunsch  wird  jetzt  seltener  laut  — .  ganz  kleine 
vereinigt.  Dies  würde  wieder  mittlere  Einheiten  schaffen,  aber  wie 
gesagt,  nicht  so  sehr  durch  Zusammenlegen  als  vielmehr  durch 
Zerlegen.  Er  würde  auch  bestimmten  nationalen  Sonderungs- 
bestrebungen in  Böhmen,  Galizien,  Tirol  und  Steiermark  ent- 
gegenkommen. Nun  könnte  man  vom  reinen  Standpunkte  staatli- 
cher Organisation  und  gerechter  Geschäftsverteilung  hier  von  einem 
Gedanken  der  Verwaltungsreform  sprechen,  weil  er  die  Gleichwertig- 
keit der  Mittelstellen  fördert.  Aber,  meine  Herren,  wenn  wir  diesen 
Vorschlag  vom  politischen  Gesichtspunkte,  vom  Standpunkte  der 
Staatsentwicklung  betrachten,  wenn  wir  ihn  messen  an  den  früher 
angeführten  Daten  über  die  Entstehungsgeschichte  des  Reiches, 
dann  sehen  wir,  daß  das  eine  Forderung  ist,  die  noch  weit  hin- 
ausgeht über  jene  Verwaltungseinteilung  des  absoluten  Staates, 
die  vor  1849  bestand.  An  dieses  Zerreißen  hat  sich  auch  der 
Absolutismus  kaum  herangewagt,  und  wenn  ein  solcher  Vorschlag 
jetzt  nach  der  Entwicklung  der  zweiten  Hälfte  des  19.  Jahr- 
hunderts gemacht  wird,  so  bedeutet  er  eine  wesentliche  Änderung 
des  Staatsbaues;  wir  dürfen  ihn  nicht  mehr  als  eine  reine  Ver- 
waltungsreform, wir  müssen  ihn  vielmehr  als  eine  große  Staats- 
reform bezeichnen,  und  damit  fällt  dieser  Vorschlag,  ob  gut  ob 
nicht  gut,  außerhalb  des  Kreises  unserer  Betrachtungen. 

Daneben  gibt  es  Änderungsbestreben  ganz  entgegengesetzter 
Art.  Sie  knüpfen  an  historische  Reminiszenzen  von  der  einstigen 
Selbständigkeit  der  Länder  an  und  verbinden  damit  sehr  geschickt 
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die  Klage,  daß  der  übergroße  Instanzenzug  die  Verwaltung 
ruiniere.  Die  Statthalter,  besonders  der  großen  Kronländer  — 
vor  allem  Böhmen  und  Galizien  —  sollen  in  möglichst  vielen 
Belangen  letzte  Instanz  werden,  unabhängiger  von  der  Zentrale, 
dem  Landtage  verantwortlich,  also  zu  Ministerien  im  kleinen 
ausgestaltet  werden.  Sie  würden  demnach  eine  Art  Vizekönige; 
es  würde  ein  föderatives  System  der  Kronländer  angebahnt, 
wobei  sogar  von  einer  Zusammenfassung  jetzt  als  hypertrophisch 
empfundener  Landesstellen  (Böhmen,  Mähren,  Schlesien)  nicht 
zurückgeschreckt  wird.  Soweit  hiedurch  eine  Änderung  der  auto- 
nomen Verwaltung  einträte,  wollen  wir  die  Sache  später  betrachten; 
vom  Standpunkte  der  staatlichen  Verwaltung  ergibt  sich: 

1.  daß  jene  Bedenken,  welche  schon  die  heutige  Ungleich- 
wertigkeit  der  administrativen  Unterteilung  hat,  hiedurch  nicht 
vermindert,  sondern  wesentlich  verschärft  würde, 

2.  daß  der  einheitliche  Staatswille  dadurch  geschwächt,  um 
nicht  zu  sagen  gebrochen  wird.  Vom  reinen  Verwaltungsstand- 
punkte kann  man  hier  überhaupt  kaum  mehr  von  einer  Reform, 
sondern  nur  von  einer  Änderung  sprechen.  Wir  müssen  ein  der- 
artiges Programm  von  unserer  näheren  Betrachtung  hier  aus- 
schließen und  es  überdies  insoferne  ablehnen,  als  es  sich  den 
Decknamen  einer  Verwaltungsreform  beilegt.  In  diesem  Punkte 
berühren  sich  jene  beiden  so  extremen  Bestrebungen,  sie  ändern, 
falls  sie  verwirklicht  werden,  den  Staatsbau,  sie  verstoßen  gegen 
das  Gremisch  von  Zentralisation  und  Dezentralisation,  auf  dem  unser 
Staatsgefüge  ruht.  Der  Vollständigkeit  halber  mußten  wir  beide 
in  unsere  Darstellung  aufnehmen,  aber  nur  um  sie  als  Nicht- 
verwaltungsreformen  auszuscheiden. 

Soll  man  deshalb  die  Hände  in  den  Schoß  legen  und  sagen, 
eine  Reform  ist  unmöglich,  weil  sie  am  Grundbau  des  Staates  an- 
stößt, ja  weil  möglicherweise  sogar  eine  Reformation  zum  schlechteren 
herauswächst?  Ich  glaube,  einen  Ausweg  ganz  leise  bereits  an- 
gedeutet zu  haben,  als  ich  von  der  konstitutionellen  Entwicklung 
der  Zentralstelle,  von  dem  unserer  Verfassung  entsprechenden 
Ausbau  der  Ressortministerien  sprach.  Hieran  möchte  ich  an- 
knüpfen. Wir  sahen  diese  Ministerien  zum  Teil  als  Ableger  einer 
Einheitszentrale,  als  verselbstständigte  Departements  des  alten 
Einheitsamtes.  Deshalb  fehlte  wenigstens  zum  Teil  diesen  Fach- 
ministern trotz  der  verfassungsmäßig  von  ihnen  geforderten  Ver- 
antwortlichkeit  ein  Unterbau    ausschließlich  ihnen    gehorchender 
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Unterstellen.  Wohl  war  es  zunächst  Sparsamkeit,  die  ihnen  den 
eigenen  Unterbau  versagte  und  sie  zwang,  mit  der  bereits  vor- 
handenen politischen  Unterorganisation  das  Auskommen  zu  finden ; 
es  widerspricht  nicht  nur  der  Stellung  eines  verantwortlichen  Mini- 
sters, daß  seine  Unterorgane  zugleich  die  seines  Kollegen  sind, 
es  behindert  auch  die  Entwicklungsmöglichkeit  seines  Amtes. 
Dies  hat  aber  noch  eine  weitere  bedenkliche  Folgeerscheinung ; 
nun  ist  nicht  bloß  die  eigentliche  politische  Verwaltung  ange- 
bunden an  die  Kronlandsgrenzen,  sondern  auch  manche  Ver- 
waltungszweige, die  ja  durch  die  Schaffung  von  Ressortministern 
verselbstständigt  werden  sollten.  Auch  die  Fachverwaltung  ist 
nur  zum  Teile  wenigstens  an  die  Kronlandsgrenzen  angebunden. 
So  sind  denn  zunächst  die  Landeschefs,  die  eigentlich  Organe  des 
Ministers  des  Innern  sind,  zugleich  die  Organe  aller  Ressort- 
minister, insoweit  diese  ohne  fachliche  Unterorgane  bleiben.  So 
wie  der  Minister  des  Innern  in  der  obersten  Verwaltung  das 
Mädchen  für  alles  ist,  so  in  noch  höherem  Maße  unten  der 
Statthalter  und  der  Bezirkshauptmann.  Der  Minister  des  Innern 
konnte  sich  bei  der  Ressortabzweigung  doch  der  Überfülle  der 
Agenden  entledigen,  das  Allzuviel  abstoßen.  Die  Unterorgane 
jedoch  behalten  trotz  des  zunehmenden  Wachstums  ein  Großteil 
bei.  Dies  ist  einer  der  Hauptgründe  der  hypertrophischen  Er- 
scheinung der  Statthaltereiagenden  und  dadurch  wird  das  irrationelle 
Moment,  welches  in  den  ungleichen  Größen  und  Wertverhält- 
nissen der  Kronländer  liegt,  noch  wesentlich  verschärft. 

Was  für  die  politische  Verwaltung,  die  sich  bei  uns  —  aus 
später  zu  erörternden  Gründen  —  hauptsächlich  auf  dem  Ge- 
biete der  Verwaltungspolizei  bewegte,  wenn  auch  mit  Schwierig- 
keiten, aber  immerhin  noch  durchführbar  war,  das  Avird  unmöglich, 
je  mehr  die  Verwaltung  sich  nach  fachlichen  Gesichtspunkten 
ressortiert.  Und  hier,  wo  der  Widerspruch  am  ärgsten  erscheint, 
setzt  auch  die  Möglichkeit  weitgehender  Abhilfe  ein.  Die  Fach- 
ministerien repräsentieren  Spezialaufgaben,  ihre  Fortentwicklung 
bedeutet  Erweiterung  der  Staatszwecke,  sie  sind  das  modernste 
der  Verwaltung.  Und  nun  zeigt  sich  folgende,  höchst  merk- 
würdige Erscheinung:  wo  immer  die  Fachminister  sich  nicht  mit 
den  vorhandenen  politischen  Unterbehörden  begnügen,  sondern 
sich  eigene  Unterbehörden  schaffen,  da  sprengen  diese  wie  aus 
innerer  Nötigung  die  Kronlandsgrenzen,  sie  machen  genau  das, 
was  wir   früher  geschildert  haben;  gleichsam  automatisch,    halb 
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unbewußt,  halb  selbstverständlich,  und  das  Allermerkwürdigste 
ist  —  die  früher  erwähnte  Zehnzahl  der  Unterbetriebe  kehrt 
wieder.  10  Post-  und  Telegraphendirektionen,  10  Unterstellen 
der  Unfalls-  und  10  der  Invaliditätsversicherung,  10  Staatsbahn- 
direktionen —  selbstverständlich  kann  man  nicht  einen  Staats- 
bahndirektor in  Klagenfurt  und  daneben  einen  in  Laibach  ein- 
setzen, weil  in  beiden  Orten  je  ein  Landespräsident  sitzt;  ähnlich 
steht  es  mit  den  Obergerichten.  Mit  9 — 10  Gewerbeinspektoren 
hat  man  begonnen,  als  aber  die  Zehnzahl  nicht  mehr  genügte, 
da  griff  man  keineswegs  zur  Zahl  14  oder  17  entsprechend  der 
Zahl  der  Landeschefs  oder  Landtage,  sondern  übersprang  diese 
Zahl  im  großen  Bogen,  als  wollte  man  gerade  ihr  ausweichen  und 
andeuten,  daß  sie  weder  für  wenige  noch  für  viele  Mittelstellen 
passe.  Als  man  1868  die  Handels-  und  Gewerbekammern  schuf, 
konnte  man  mit  der  Kronlandseinteilung  nichts  anfangen,  und 
die  Zahl  der  Kammern  beträgt  rund  30.  Sehr  instruktiv  ist  das 
Unfall  versieb  erungsgesetz  von  1887,  §  9:  „In  der  Regel  soll  für 
jedes  Land  eine  solche  Versicherungsanstalt  gegründet  werden." 
Also  das  Gesetz  macht  zunächst  seine  Verbeugung  vor  den 
Kronlandsgrenzen,  aber  weil  die  Versicherungsstatistik  keinen 
Spaß  verträgt,  erfolgt  der  Beisatz:  „Der  Minister  wird  ermächtigt, 
entweder  in  ein  oder  demselben  Lande  mehrere  Versicherungs- 
anstalten oder  für  mehrere  benachbarte  Länder  eine  Versicherungs- 
anstalt zu  errichten."  Sie  sehen,  es  geht  nicht  anders  bei 
moderner  Verwaltung,  hier  ist  Verwaltungswertigkeit  die  not- 
wendige Verwaltungsgrundlage  und  die  Kronlandsgrenzen  sind 
■da  unmögliche  Einteilungsgründe.  Übrigens  auch  sonst  im  Ernst- 
falle weicht  das  historische  Gefühl  der  eisernen  Notwendigkeit. 
Die  militärische  Einteilung  hat  mit  den  9,  resp.  10  Korps  mit 
diesen  entsprechenden  Territorialkommanden  gleichwertige  Ver- 
bände geschaffen.  Hier  finden  wir  die  Zehnzahl  deshalb  wieder, 
weil  sich  auch  mit  der  Landesverteidigung  nicht  spassen  läßt. 
Was  ist  das  Ergebnis"?  Eine  weitgehende  Verwaltungs- 
reform ergibt  sich  ganz  von  selbst,  wenn  wir  dem  Drange 
moderner  Verwaltung  Folge  leisten,  also  wenn  wir  jedem  sich 
neu  abzweigenden  Verwaltungsressort  jene  Unterteilung  geben, 
die  ihm  seinem  inneren  Wesen  nach  gebührt,  die  er  von  sich 
selbst  heraus  verlangt.  Es  genügt,  das,  was  bisher  sozusagen 
Zufallsprodukt  war,  was  mehr  instinktiv  und  unbewußt  geschah, 
als    leitenden    Gedanken    in    das    Verwaltungsprogramm    aufzu- 
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nehmen.  Oder  man  kann  dies,  um  ja  nirgends  Anstoß  zu  er- 
regen, noch  viel  bescheidener  ausdrücken:  Man  möge  bei  fach- 
lichen Einrichtungen  fachlich  vorgehen,  nicht  neue  Aufgaben 
in  das  Prokrustesbett  einer  unpassenden  geographischen  Ein- 
teilung   zwängen,    nicht    neuen  Wein    in    alte   Schläuche   füllen. 

Es  ist  ein  großes  Glück  für  diesen  Reformgedanken,  daß  er 
mit  jedem  Wachstum  der  Staatszwecke  fester  fundiert  wird,  daß 
man  sich  gewalttätig  entgegenstemmen  muß,  wenn  man  ihn 
verhindern  will  und  daß  dessen  Gegner  somit  immer  im  Hinter- 
treffen stehen  werden.  Das  Bedürfnis  neuer  sich  abzweigender 
Verwaltungseinrichtungen  tritt  periodisch  auf,  man  befriedige 
es  in  rationeller  Weise  und  die  größte  Verwaltungsreform  ist 
ohne  gewaltsame  Erschütterungen  von  selbst  angebahnt;  immer 
vorausgesetzt,  man  will  eine  Reform ! 

Sie  begreifen  nun,  warum  ich  vorhin  die  Organisation  des 
jüngsten,  des  Arbeitsministeriums,  beklagt  habe.  Es  wurde 
ähnlich  dem  bestehenden  Ministerium  des  Innern  als  ein  zweites 
Sammelministerium  eingerichtet  und  verstößt  demnach  ein  wenig 
gegen  den  Gedankengang  der  sich  abzweigenden  Spezialfächer. 
Eine  bereits  ganz  gesunde  Richtung  wurde  aufgegeben  oder 
doch  verwischt.  Sollte  in  absehbarer  Zeit  an  eine  Reorganisation 
des  Arbeitsministeriums  gedacht  werden,  so  müßte  man  diese 
Trübung  wieder  gut  machen. 


IV.  Die  Frage  der  Kreiseinteilung. 

Nicht  bloß  allgemeine  Richtlinien  wünschen  Sie,  sondern 
weit  eher  konkrete  Vorschläge;  und  da  ist  es  vor  allem  eine 
konkrete  Frage,  die  heute  jedem  auf  der  Zunge  liegt,  der  von 
Verwaltungsreform  in  Osterreich  spricht:    die  Frage  der  Kreise. 

Der  Gedanke  ist  kurz  der,  daß  an  Stelle  der  bisherigen 
Unterorgane  des  Statthalters,  der  Bezirkshauptmannschaften,  nun- 
mehr Kreise  zu  setzen  wären,  unter  denen  Bezirksämter  in  der 
ungefähren  Größe  der  Bezirksgerichte  stehen  würden.  Mit  dem 
Kreisamte  würde  —  wenigstens  nach  dem  Vorschlage  jener, 
welche  die  Kreiseinteilung  am  heftigsten  befürworten  —  eine 
Kreis  Vertretung  als  autonomes  Organ  und  als  Selbstverwaltungs- 
körper in  mehr  weniger  feste  Verbindung  treten  und  endlich 
dieser  autonome  Kreis  einen  Oberbau  der  Gemeinden  bilden. 
Sie  sehen,  es  ist  hier  ein  ganzer  Komplex,  ein  Rattenkönig,  von 
Ideen  beisammen  und  der  Klarheit  halber  vermeide  ich,  sie  alle 
gleichzeitig  zu  besprechen.  Vorerst  beschäftige  uns  nur  die  Frage  : 
was  bedeuten  Kreise  im  Gefüge  der  Staatsverwaltung?  Nun  ist 
über  die  Kreisfrage  seit  Jahren  so  viel  gesprochen  worden,  daß 
es  schwer  wäre,  Neues  zu  sagen,  und  langweilig,  oft  Gesagtes 
zu  wiederholen.  Ich  begnüge  mich  datier,  allgemein  Bekanntes 
auf  ein  paar  recht  banale  Gesichtspunkte  zurückzuführen.  Sie 
lauten : 

1.  Der  Kreis  bedeutet  eine  neue  Behördenstufe.  Man  mag 
die  Sache  drehen  und  wenden  wie  man  will,  Kreisämter  ohne 
Bezirksämter  unter  sich  sind  nicht  denkbar.  Der  Staat  kann 
sich  nicht  lokal  noch  weiter  von  der  Bevölkerung  zurückziehen, 
als  er  es  schon  1868  bei  Schaffung  der  Bezirkshauptmannschaften 
getan  hat.  Also  das  notwendige  Korrelat  des  Kreises  ist  das 
Bezirksamt.  Damit  wird  ein  neuer  Ring  in  dem  Behörden- 
Organismus  einbezogen,  aus  3  Stufen  werden  4,  und  alle  Kom- 
plikationen und  Weitläufigkeiten,  die  nun  einmal  eine  neue 
Behörde  mit  sich  bringt,  sind  bis  zu  einem  gewissen  Grade  un- 
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vermeidlich.  Ein  gewisser  Prozentsatz  toter  Arbeit,  die  aus  der 
bloßen  Tatsache  hervorgeht,  daß  ein  Amt  da  ist,  wird  erstehen. 
2.  Die  neuen  Behörden  sind  nicht  umsonst  zu  haben.  Be- 
rechnungen kann  ich  nicht  vorlegen,  solange  das  Amtsgeheimnis 
alle  Details  umhüllt.  Aber  Sie  werden  es  mir  aufs  Wort  glauben, 
die  Sache  kostet  Geld.  Sind  der  Kreishauptmannschaften,  die 
viel  kosten,  auch  an  Zahl  wenige,  so  sind  der  Bezirksämter  — 
etwa  im  Umfange  der  alten  Bezirksgerichte  —  auch  wenn  das 
einzelne  Amt  wenig  kostet  —  an  Zahl  doch  viele.  Beide  zusammen, 
Kreis-  und  Bezlrksbehörde,  würden  sicher  teurer  kommen,  als 
die  heutigen  Bezirkshauptmannschaften.  Auf  diese  beiden  Grund- 
formeln, die  sich  ins  Unendliche  ausspinnen  lassen,  läßt  sich  so 
ziemlich  alles  zurückführen,  was  vom  rein  staatlichen  Gesichts- 
punkte der  Verwaltung  gegen  die  Kreise  spricht.  Für  die  Kreise 
wird  von  den  Vertretern  der  Kreisidee  vor  allem  geltend  gemacht  : 

1.  daß  sie  die  Landesstellen  entlasten;  das  ist  selbstver- 
ständlich; wenn  man  ihnen  Arbeitsstoff  abnimmt,  so  haben  sie 
weniger  zu  tun; 

2.  daß  die  Hypertrophie  der  Statthalterei  beseitigt  wird  und 
dies  dazu  dient,  die  Ungleichmäßigkeit  der  Landesstellen  in 
Gleichmäßigkeit  aufzulösen,  und   daß 

3.  überdies  ein  Zusammenfassen  von  unteren  Kräften  in 
eine  Einheit  erfolgt,  die  heute  fehlt; 

4.  endlich,  daß  durch  die  Bezirksämter  wieder  eine  lokale 
Nähe  zwischen  Staatsamt  und  Bevölkerung  erzielt  werde,  dem- 
nach eine  nicht  bloß  lokale,  sondern  auch  innerliche  Annäherung 
eintreten  werde,  die  leider  verloren  ging.  Der  Wegradius  von 
mehr  als  17  Kilometern  zur  Bezirkshauptmannschaft,  der  heute 
nichts  Seltenes  ist  und  der  einen  Tagesverkehr  behindert,  würde 
eine  für  Bevölkerung  und  Amt  gleich  annehmbare  Verkürzung 
erfahren  und,  wenn  man  bedenkt,  welche  Macht  die  Kirche 
sich  dadurch  erworben  hat,  daß  sie  in  jeder  Gemeinde  einen 
lokalen  Vertreter  besitzt,  ist  dieses  Imponderabile  für  den  Staat 
kaum  hoch  genug  anzuschlagen. 

Das  sind  so  die  landläufigen  Argumente  pro  und  contra,  bei 
deren  Ausspinnung  wir  uns  nicht  aufhalten  wollen,  denn  alles 
Weitere  läßt  sich  auf  diese  wenigen  Sätze  zurückführen.  Uns 
soll  ein  anderes  beschäftigen.  Die  Kreisidee  ist  nichts  Neues  — 
sie  war  schon  da  und  wurde  doch  wieder  aufgegeben.  Wie  ging 
das  zu?  Sie  bedeutete  im  Zusammenhalte  mit  den  Bezirksämtern 
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eine  starke  staatliche  Einwirkung  auf  die  örtlichen  Verhältnisse. 
Damals  nannte  man  es  Vielregiererei  in  lokalen  Dingen  und  sie 
wurde  aufgegeben,  um  die  Lokalverwaltung  im  weitgehenden 
Maße  in  die  Hände  der  Gemeinde  zu  legen.  Demnach  bedeutet 
die  Einführung  von  Bezirkshauptmannschaften,  daß  der  Staat 
die  lokale  Regierung  zum  großen  Teil  aus  der  Hand  gab  und 
sich  auf  Überwachung,  auf  die  mehr  negative  Seite  beschränkte  ; 
der  Staat  —  der  alte  Polizeistaat  —  zog  sich  bewußt  von  der 
Bevölkerung  zurück.  Die  Rückkehr  zu  Kreis  und  Bezirksamt 
würde  also  bedeuten,  daß  der  Staat  sich  seiner  lokalen  Pflichten 
wieder  erinnert. 

Ob  dies  mit  Rücksicht  auf  die  Tätigkeit  oder  Untätigkeit 
der  Gemeinden,  also  mit  Rücksicht  darauf  erfolgt,  daß  die  Selbst- 
verwaltung den  Erwartungen  nicht  entsprochen  habe,  ob  es  mehr 
oder  weniger  wahr  ist,  daß  heute  in  Österreich  das  Verwalten 
auf  manchen  Gebieten  der  sogenannten  Ortspolizei  überhaupt 
aufgehört  hat,  das  werden  wir  erst  untersuchen,  wenn  wir  von 
dieser  sprechen.  Wohl  aber  können  wir  vom  Standpunkte  der 
rein  staatlichen  Verwaltung  folgendes  sagen: 

1.  Der  untere  Aufgabenkreis  der  Staatsverwaltung  selbst 
hat  sich  gewaltig  erweitert;  die  Verwaltungswertigkeit  der  Bezirke 
ist  aus  dem  rein  ziffermäßigen  Grunde  gestiegen,  weil  Einwohner- 
zahl, Industrie,  kulturelle  Entwicklung  und  Steuerkraft  seit 
1868  so  weit  fortgeschritten  sind,  daß  man  häufig  sagen  kann: 
der  Verwaltungswert,  den  damals  eine  Bezirkshauptmannschaft 
hatte,  den  repräsentiert  heute  schon  eine  Hälfte  oder  ein  Dritt- 
teil des  früheren  Umfanges.  Die  Agenden  haben  sich  daher  ver- 
doppelt oder  verdreifacht,  und  sie  wären  gewachsen,  auch  wenn 
sie  sachlich  die  gleichen  geblieben  wären.  So  würde  heute  schon 
ein  einzelnes  Bezirksamt  soviel  an  Verwaltungswert  repräsen- 
tieren, wie  früher  eine  ganze  Bezirkshauptmannschaft. 

2.  Dazu  kommt  noch  ein  anderes  Moment,  das  ich  bei  dem 
Kapitel :  Technik  der  Verwaltung  ausführen  möchte.  Nicht  bloß 
der  geographische  Bezirk  hat  eine  andere  Wertung  erhalten,  — 
auch  wenn  er  stagniert  hätte,  ist  zu  bedenken,  daß  die  Verwaltung 
ihren  Charakter  geändert  hat.  Die  Staatszwecke  haben  sich  ge- 
ändert und  die  Mittel  zur  Erreichung  dieser  Zwecke  sind  inten- 
siver geworden ;  um  es  mit  einem  Worte  zu  sagen,  aus  dem  alten 
Polizeistaate,  der  vornehmlich  mit  Geboten  und  Verboten  handelte, 
dessen  Hauptstütze  die  Gendarmerie  war,  aus  diesem  alten  Polizei- 
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Staate  ist  langsam  der  moderne,  soziale  Hilfsstaat  erwachsen, 
oder  richtiger:  er  wächst  in  fast  beängstigender  Größe  vor  uns 
auf  und  sprengt  die  Fesseln  der  alten  Amter.  Aus  diesen  zwei 
Gründen  —  ich  lasse  hier  die  Gemeindefrage  noch  ganz  beiseite 
—  wegen  der  Mehrwertigkeit  der  Bezirke  und  wegen  der  ver- 
änderten Stellung  der  Staatsverwaltung,  treffen  heute  die  Er- 
wägungen nicht  mehr  zu,  die  einst  maßgebend  waren.  Ob  sie 
damals  richtig  waren,  fragen  wir  gar  nicht,  heute  sind  sie  es 
nicht  mehr.  Also  liegt  nicht  ein  Schwanken  vor,  ein  Hin-  und 
Hertasten,  sondern  eine  Schwenkung  entsprechend  den  neuen 
Verhältnissen. 

Zunächst  zeigen  sich  diese  veränderten  Verhältnisse  als 
allgemeine  Unzufriedenheit  mit  den  bestehenden  Bezirkshaupt- 
mannschaften —  die  können  einfach  nicht  mehr  mit,  auch  nicht 
mit  bestem  Willen.  Wie  hat  man  sich  bisher  geholfen?  Der 
übliche  Ausweg  war  die  schrittweise  Teilung,  wodurch  neue 
Bezirkshauptmannschaften  mit  kleinerem  Umfang  entstanden; 
der  Amtskalender  jedes  Jahres  zeigt  einige  Beispiele.  Aber  dieser 
Ausweg  ist  jedesmal  ein  Dornenweg  der  Zufälligkeiten,  der 
Protektion,  der  Einflüsse  von  Abgeordneten,  politischer  Kuh- 
handel ;  jedenfalls  ist  er  kein  System.  Vor  die  Frage  gestellt, 
ob  dieser  Weg  beizubehalten  sei,  und  mit  ihm  die  ewige  Unruhe 
in  der  Bevölkerung,  die  Agitation  und  die  Ungewißheit,  die 
lähmend  wirkt  —  oder  ob  eine  systematische  Neuordnung  ein- 
treten möge,  ist  wohl  der  Kreisgedanke  vorzuziehen. 

Noch  auf  ein  anderes  Moment  möchte  ich  hinweisen,  das 
meines  Erachtens  zu  wenig  in  die  sonst  so  reichhaltige  Diskussion 
einbezogen  wurde ;  ich  möchte  es  die  Gerüstfrage  nennen.  Gerade 
-die  unteren  lokalen  Staatsstellen  sollten  eigentlich  das  Knochen- 
gerüste sein,  an  welches  sich  andere,  minder  gefestigte  Institutionen 
anlehnen  können,  wo  sie  Rat,  Auskünfte  und  Hilfe,  mitunter 
sogar  Direktiven  erlangen;  aber  dies  ist  bei  unserer  heutigen 
Lokalorganisation  nicht  der  Fall.  Gerade  nur  der  Bezirksschul- 
rat lehnt  sich  örtlich  und  sachlich  an  die  Bezirkshauptmann- 
schaften an  und  speziell  hier  wird  diese  Einteilung  oft  als  eine 
recht  willkürliche,  mehr  durch  die  Personalunion  gebotene  emp- 
funden. Hingegen  sehen  wir  fast  alle  lokalen  Sonderzweige  der 
Verwaltung  anders  gruppiert.  Daß  die  Gerichtssprengel  nicht 
mit  denen  der  Bezirkshauptmannschaft  zusammenfallen,  mag 
diejenigen,    welche    die    Trennung    von    Justiz    und    Verwaltung 
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zelotischerweise  auch  auf  das  Lokale  übertragen  wollen,  nicht 
sonderlich  beunruhigen;  für  die  Bevölkerung  jedoch  ist  diese  lokale 
Sonderung  recht  unbequem.  Auffallen  muß  es  ferner,  daß  an  die 
Gerichtseinteilung  sich  Organisationen  anschließen,  die  weit  mehr 
mit  Verwaltung  als  mit  Justiz  zu  tun  haben,  so  die  Straßen- 
konkurrenz, die  Naturalverpfiegsstationen,  die  Armenversorgung, 
die  Militärtax-  und  die  Assentkommissionen,  die  Schubkonkur- 
renzen, Genossenschaften  aller  Art  usw.  Und  daß  auch  die  modern- 
sten Institute,  wie  Bezirkskrankenkassen,  Bezirkssparkassen,  sich 
sozusagen  in  aller  Stille  von  der  politischen  Einteilung  abwenden 
und  der  alten  Bezirksamtseinteilung,  die  gar  nicht  mehr  besteht, 
anschließen,  ist  als  Symptom  bemerkenswert.  Es  beweist,  daß  hier 
ein  Manko  in  der  Einteilung  vorliegen  müsse.  Ich  überlasse  es 
Ihnen,  sich  die  Vorteile  auszumalen,  welche  hier  ein  örtliches 
Zusammenwirken  mit  staatlichen  Bezirksämtern  hervorrufen  müßte. 

Nun  gibt  es  in  Osterreich  Leute,  welche  das  Abgehen  der 
modernsten  Verwaltungszweige,  z.  B.  der  Post,  der  Bahn  usw.. 
von  den  hiefür  höchst  unzweckmäßigen  Landesgrenzen  energisch 
bekämpfen  und  auch  für  diese  Agenden  die  Anlehnung  an  die 
politische  Staatseinteilung  fordern.  Wenn  nun  dieselben  Leute, 
welche  große  Verwaltungszweige  aus  bloß  historischen  Gründen 
an  das  Prokrustesbett  der  Kronländer  geschmiedet  wissen  wollen^ 
die  Kreis-  und  Bezirksamtsidee  bekämpfen,  dann  darf  man  wohl 
den  Vorwurf  der  Inkongruenz  erheben.  Denn,  wenn  irgendwo 
für  eine  Fach  Verwaltung  ein  politisches  Gerüste  am  Platze  ist^ 
so  in  den  lokalen  Behördenstufen. 

Eine  Nebenerscheinung  möchte  ich  kurz  andeuten.  Die 
Bezirkshauptmannschaft  bedeutet  den  ewigen  Wechsel  der  Beamten- 
schaft; der  Kreis  kann  das  Ineinanderwachsen  des  Beamten  mit 
seinem  Tätigkeitsbezirke  zur  Folge  haben.  Der  Bezirkshauptmann 
muß  hinausstreben,  seine  Stellung  ist  kein  Lebensabschluß;  selbst 
der  Versuch,  ihn  zum  Rat  vorrücken  zu  lassen,  ist  nur  eine  halbe 
Maßregel,  weil  er  der  Kindererziehung  halber  in  die  größere 
Stadt  streben  muß;  und  wie  der  Bezirkshauptmann,  so  sind  alle 
jüngeren  Kräfte  ortsfiüchtig.  Daher  die  ewige  Klage  über  das 
rasch  wechselnde  Personal ;  —  man  kann  auf  niemand  bauen. 
Technische  Hilfskräfte  fehlen  schon  gar  von  Anfang  an  oder 
sind  doch  in  höheren  Stellungen  nicht  zu  halten.  Anders  der  Kreis ; 
hier  ist  eine  Lebensstellung  des  Chefs,  der  mit  seinem  Wirkungs- 
gebiete   verwächst   und   von    Anfang   an    kann   ein  solches   Ver- 
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wachsen  eintreten.  Der  Kreis  ist  groß  genug,  um  einem  Manne 
von  der  Jugend  an  bis  zur  Vollendung  eine  Lebensarbeit  zu 
geben,  ihm  eine  dauernde  Kulturleistung  zu  ermöglichen.  Die 
Beamtenstufen  sind  zahlreich  genug,  um  den  Ehrgeiz  zu  be- 
friedigen, den  Mann  im  Kreise  festzuhalten,  ohne  daß  es  wie 
heute  bei  den  Bezirkshauptmannschaften  einer  künstlichen  Titel- 
oder Rangerhöhung  bedarf.  Die  Frage,  ob  eine  Spezialisierung 
der  Fachkenntnisse  oder  ob  Lokalkenntnisse,  also  ein  genaues 
Eingehen  in  Land  und  Leute  vorzuziehen  seien,  eine  heute  fast 
unlösbare  Frage  des  politischen  Beamten  — ,  löst  sich  im  Kreise 
höchst  einfach:  die  Lokalkenntnisse  kommen  bei  dauernder  Ver- 
knüpfung von  selbst,  er  hat  daher  die  Möglichkeit,  sich  zu 
spezialisieren  und  so  beide  Forderungen  zu  vereinigen. 

So  gelangen  wir  dazu,  die  Kreisidee  als  eine  reine  Ver- 
waltungsreform zu  erkennen,  welche  das  Staatsgefüge  in  keiner 
Weise  zu  beirren  braucht.  Sie  ist  ferner  eine  Reform,  welche 
einen  Selbstzweck  in  sich  trägt,  d.  h.  sie  bedarf  zu  ihrer  Recht- 
fertigung nicht  das  Heranziehen  fremder  Interessen,  nicht  einmal 
jenes  der  Landesstellen,  geschweige  jenes  der  Selbstverwaltung, 
das  wir  mit  Absicht  unerwähnt  ließen.  Man  könnte  also  resü- 
mieren —  ja,  wenn  wir  das  Geld  haben,  warum  nicht?  Dennoch 
möchte  ich  bei  der  Wichtigkeit  der  Frage  Sie  noch  mit  einer 
allgemeineren  Erwägung  behelligen.  Der  Übergang  zu  einer 
vierfachen  Gliederung  der  Amter  ist  von  so  prinzipieller  Be- 
deutung, daß  davor  alle  jene  Utilitätsmomente  weit  zurücktreten 
müssen,  die  in  der  öffentlichen  Diskussion  einen  so  weiten  Raum 
einnehmen.  Man  kann  darauf  gleichfalls  nur  mit  prinzipiellen 
Auseinandersetzun  gen  antworten. 

Welches  ist  der  Sinn,  der  leitende  Grundgedanke  der  bis- 
herigen 3 fachen  Gliederung?  Rein  äußerlich  betrachtet,  ist  es 
die  Analogie  des  gerichtlichen  Instanzenzuges,  und  der  hat,  wie 
Lemayer  in  seiner  Apologetik  des  Verwaltungsgerichtshofes 
«ehr  schön  ausführt,  seinen  innersten  Grund  darin,  daß  man 
dem  ersten  Richter  nicht  das  letzte  Wort  lassen  darf  und 
daß,  wenn  der  Rekursrichter  anders  entscheidet,  Urteil  gegen 
Urteil  steht,  so  daß  nun  ein  letzter  das  letzte  Wort  haben 
soll.  Diesem  Gedanken  entspricht  die  oft  schwer  empfundene, 
kostspielige  Form  des  3  fachen  gerichtlichen  Instanzenzuges,  wie 
er  sich  historisch  herausgebildet  hat  und  es  entspricht  gleichfalls 
-diesem  Gedanken   die  immer  mehr  sich    durchringende  moderne 
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Einrichtung',  daß,  wo  schon  zwei  untere  Gerichte  das  völlig- 
gleiche  Urteil  gefunden  haben,  die  oberste  Instanz  erspart,  aus- 
geschaltet wird.  Während  also  im  Gerichtsverfahren  die  Tendenz 
durchbricht,  daß  nur  zweimal  entschieden  werde,  und  die  dritte 
Instanz  nur  eine  Reserve  bilden  dürfe,  falls  die  beiden  unteren 
Urteile  disharmonieren  oder  ganz  besondere  schwere  oder  Aus- 
nahmsfälle  vorliegen  —  hat  die  Verwaltung  ihre  3 fache  Glie- 
derung beibehalten,  ja  wir  verhandeln  über  ein  4.  Glied.  Daß 
ein  derartiges  Verhandeln  überhaupt  möglich  sei,  hat  seinen 
innersten  Grund  wohl  darin,  daß  die  Analogie  zwischen  Gerichts- 
und Verwaltungsinstanzen  doch  nur  eine  mehr  äußerliche  ist.  Alle 
Gerichtsbehörden  haben  inhaltlich  die  gleiche  Funktion:  Recht 
zu  finden;  jede  ihrer  Organisationsstufen  hat  die  gleiche  Auf- 
gabe, der  unterste  Richter  tut  genau  dasselbe  wie  der  oberste: 
Subsumierung  eines  Tatbestandes  unter  eine  Rechtsnorm,  also 
Urteilsfindung.  Ist  diese  übereinstimmende  Tätigkeit  der  Behörden- 
stufen auch  im  Wesen  der  Verwaltung  gelegen?  Die  Antwort 
lautet  in  der  Theorie:  nein!  In  der  Praxis  der  österr.  Verwaltung 
freilich  könnte  sie  eher  mit  ja  beantwortet  werden  und  das  ist 
unser  großes  Unglück.  Da  geschieht  es  praktisch  und  faktisch, 
daß  das  Gros  der  Verwaltungstätigkeit  darin  besteht,  daß  alle 
drei  Behördenstufen  dasselbe  tun,  daß  ein  Akt,  der  bei  der 
Bezirkshauptmannschaft  gearbeitet  wurde,  bei  der  Statth alterei 
noch  einmal  bearbeitet  wird,  um  dann  ein  drittesmal  im  Mini- 
sterium überarbeitet  zu  werden.  So  leisten  de  facto  alle  drei 
Glieder  der  staatlichen  Verwaltung  dasselbe,  sie  werden  zu  In- 
stanzen, welche  die  weitaus  überwiegende  Zeit  und  Arbeitskraft 
mit  der  Erledigung  ein  und  derselben  Sache  vergeuden.  Ich 
sage  ausdrücklich:  vergeuden,  weil  das,  was  sie  tun,  im  Wider- 
spruch steht  mit  dem,  was  sie  tun  sollten.  Sie  stecken  noch  ganz 
in  der  alten  Anschauung,  wo  Gericht  und  Verwaltung  nicht  ge- 
trennt waren  oder  wo  A^ie  im  alten  gemischten  Bezirksamt 
Richter  und  Verwalter  an  einem  Tische  saßen.  Das  aber  ist 
eine  Verkennung  der  Verwaltungsorganisation  überhaupt,  denn 
der  innerste  Grund  für  den  Aufbau  der  drei  Gerichtsstufen  (die 
erste  und  zweite  Prüfung  und  die  dritte  Überprüfung)  ist  gar 
nicht  der  Grund  für  den  Aufbau  der  Verwaltungsstufen.  Hier 
heißen  die  drei  Stufen  ganz  mit  Unrecht  L,  II.  und  III.  Instanz, 
hier  hießen  sie  richtiger :  Lokalbehörde,  Zwischenglied  und  Zen- 
trale. Und  weshalb? 
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1.  Das  Bedürfnis  unterster  Behörden  ergibt  sich  durch  die 
Notwendigkeit  der  örtlichen  Detailausführung  staatlicher  Ge- 
schäfte und  durch  die  Notwendigkeit  einer  für  die  Bevölkerung 
örtlich  erreichbaren  Behörde.  Die  unterste  staatliche  Behörde 
ist  daher,  wenn  sie  einen  Sinn  haben  soll:  Lokalbehörde. 

2.  Das  Erfordernis  einer  Zentralbehörde  hat  gar  nichts  mit 
dem  gemeinsam,  weshalb  man  einen  obersten  Gerichtshof 
schafft;  denn  die  Verwaltungszentrale  ist  durch  die  Idee  des 
einheitlichen  Staatswillens  gegeben. 

3.  Zwischen  diesen  beiden  Organen:  Zentrale  und  Lokal- 
behörde schiebt  sich  ein  drittes  dazwischen :  die  Zwischenbehörde, 
die  auch  nur  ganz  irreführend  in  Analogie  der  Gerichte  die 
IL  Instanz  genannt  wird.  Die  räumliche  Ausdehnung  des  Staates, 
der  Umfang  seiner  Geschäfte  lassen  es  erwünscht  erscheinen, 
daß  ein  Übergang  geschaffen  werde  zwischen  der  einen  Spitze 
und  den  zahlreichen  Lokalbehörden;  deshalb  kann,  bei  Klein- 
staaten —  wo  die  oberste  und  die  unterste  Stufe  nie  fehlt  — 
dieses  Zwischenglied  entfallen,  bei  größeren  Staaten  sind  oft 
mehrere  Mittelglieder  eingeführt.  Diese  Zwischenbehörde  erhält 
den  von  der  Leitung  ausgesprochenen  Willen  bei  den  Lokal- 
behörden wach  (Inspektion  und  Kontrolle),  und  umgekehrt  sie 
prüft  und  sichtet  die  Regungen  des  Volkswillens,  die  bei  der 
Lokalbehörde  sich  melden  und  leitet  sie  nach  oben  (Vermittlung 
und  Antragstellung). 

So  hat  jede  dieser  drei  Behördenstufen  eine  grundverschiedene 
Stellung,  eine  im  tiefsten  Wesen  begründete  Differenzierung 
ihrer  Aufgaben,  und  es  ist  ein  grober  Irrtum  zu  glauben,  daß 
eigentlich  alle  drei  Verwaltungsstufen  inhaltlich  die  gleiche 
Funktion  hätten  und  sich  nur  durch  den  Umfang  ihres  Ver- 
waltungsgebietes unterscheiden. 

Weder  in  dem  Sinne  haben  alle  drei  Verwaltungsstufen 
die  gleiche  Funktion,  daß  alle  drei  über  Einzelfälle  entscheiden, 
immer  eine  über  der  anderen,  noch  in  dem  Sinne,  daß  sie  alle 
drei  generelle  Anordnungen  treffen,  immer  eine  unter  der  an- 
deren. Ein  Ministerium,  das  sich  erschöpft  in  der  Überprüfung 
der  Einzelentscheidungen  der  Unterbehörden,  verliert  seine  hohe 
Stelle  als  leitendes  Organ.  Eine  Bezirksbehörde,  die  sich  auf  das 
generelle  Reglementieren  verlegt,  wagt  sich  an  eine  Aufgabe,  der 
sie  naturgemäß  nicht  gewachsen  ist,  versäumt  ihre  Tagesarbeit 
und    gerät   in    Widerspruch    mit    Nachbarbehörden.     Eine    Statt- 
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halterei,  die  beider  Aufgaben  übernimmt,  verwirrt  die  einheit- 
liche Leitung  und  fungiert  als  furchtbarer  Verschleppungs- 
apparat; bei  ihr  stoppt  die  ganze  Staatsmaschine. 

Dieser  Zustand,  der  die  ganze  Verwaltung  lähmt,  ist  bei  uns 
tatsächlich  eingetreten.  Der  theoretische  Gegensatz,  den  ich  defi- 
nieren möchte  als  die  Aufgabeneinheit  der  Gerichte  aller  Stufen 
und  die  Aufgabendifferenzierung  der  Verwaltungsbehörden  aller 
Stufen,  ist  in  unserer  Praxis  verwischt,  u.  zw.  speziell  in  der  Praxis 
der  politischen  Verwaltung.  Diese  Verwischung  ist  einseitig  ein- 
getreten, denn  die  Gerichte  haben  ihn  vermieden.  Wieso  aber 
die  Verwaltungsbehörden  in  diesen  Fehler  verfallen  sind,  ist 
leicht  zu  erklären.  Einmal  ist  es  ein  Erbteil  des  absoluten 
Staates,  wie  ich  bereits  ausführte.  Seine  Staatsorgane  waren  von 
oben  her  in  die  Territorien  gesenkt.  Seine  Lebensaufgabe  war 
es,  durch  diese  Organe  den  Staat  zusammenzuhalten,  daher  sein 
Bestreben,  jede  Angelegenheit  bis  an  sein  Forum,  den  Hof,  vor- 
dringen zu  lassen.  Dieses  Allesansichziehen,  jedes  Detail  An- 
sichkommenlassen,  stimmt  vollkommen  mit  der  Tendenz  des 
zentralisierenden  Absolutismus. 

Dann  aber  ist  es  auch  eine  große  Bequemlichkeitssache, 
also  ein  psychologisches  Moment.  Es  ist  natürlich  viel  bequemer, 
wenn  Menschen  ohne  Initiative  und  leitende  Gedanken  sich 
darauf  beschränken  können,  zu  entscheiden,  was  ihnen  der  Ein- 
lauf bringt,  und  zu  überprüfen,  was  ein  anderer  schon  geprüft 
hat,  als  zu  leiten  und  zu  kontrollieren.  Dieser  Vorgang  hat  eine 
migeheure  Kraft  sich  einzubürgern  und  umsichzugreifen,  zumal 
in  einer  sparsamen  Verwaltung,  wo  man  oft  auf  die  Bewältigung 
des  Einlaufes  als  auf  eine  das  übliche  Tagewerk  vollkommen 
ausfüllende  Betätigung  hinweisen  kann.  Diese  und  andere  zahl- 
reiche Ursachen  haben  das  von  uns  geschilderte  Resultat  er- 
geben, daß  die  übereinstimmende  Tätigkeit  aller  drei  Stufen 
politischer  Verwaltung  sich  im  Prüfen  und  Überprüfen  des 
Einzelfalles  erschöpft  und  daß  bei  solcher  Verwischung  der 
Differenzierung  die  judizierende  Tätigkeit  die  eigentliche  Ver- 
waltungsarbeit überwiegt.  Es  tritt  der  bekannte  Zustand  ein, 
daß  der  Einzelwille  des  Privatinteressenten  das  treibende  Element 
wird;  die  Kehrseite  ist,  daß  die  Verwaltungsbehörde  die  zu- 
wartende Stellung  des  Richters  einnimmt.  Was  bei  der  Judikatur 
er  normale  Zustand  wäre,  ist  für  die  Verwaltung  ein  Zustand 
der  Schwäche.     Dieser  Schwächezustand    ist   tatsächlich  bei  uns 
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eingetreten.  Jeder  Kenner  österreichischer  Verwaltung  weiß,  wie 
prozentmäßig  gering  die  eigene  Initiative  unserer  politischen  Ver- 
waltung ist,  im  Vergleich  zu  der  Anregung,  die  ihr  durch  die 
Parteien  zukommt.  Der  Einlauf  bringt  die  Bewegung  des  Einzel- 
willens der  Parteien  zum  Ausdrucke  und  auf  die  Erledigung 
dieses  Einlaufes  verwenden  alle  Behörden  in  allen  Stufen  vor- 
nehmlich ihre  Kraft.  Nicht  das.  was  gearbeitet  wird,  ist  schlecht, 
sondern  daß  nicht  viel  anders  gearbeitet  wird,  ist  der  Mangel. 
Und  nun  kehren  wir  nach  dieser  mehr  allgemeinen  Be- 
trachtung zu  unserem  Ausgangspunkte,  der  Kreisidee,  zurück. 
Wenn  man  daran  denkt,  an  Stelle  der  bestehenden  3  fachen 
Gliederung  der  politischen  Verwaltung  eine  4  fache  einzuführen, 
so  ist  dieser  Gedanke  dann  eines  der  größten  Übel,  das  unsere 
Verwaltung  treffen  könnte,  wenn  diese  4  fache  Gliederung  in 
irgend  einer  Form  die  Einführung  einer  vierten  Instanz  bedeuten 
würde.  Das  —  glaube  ich  —  haben  die  vorigen  Ausführungen 
bewiesen.  Zugleich  haben  sie  die  Besorgnis  nahegelegt,  daß  diese 
Gefahr,  auch  wenn  man  sie  vermeiden  möchte,  doch  sehr  nahe 
liegt  und  daß  sie  sich  einschleichen  könnte.  Wenn  dies  eintritt, 
dann  ist  das  neue  Übel  größer  als  alles,  was  jetzt  behoben 
werden  soll.  Mit  anderen  Worten:  die  Kreisidee  ist  nur  dann 
discutabel,  wenn  gleichzeitig  der  heutige  Znstand  der  Ver- 
wischung der  Verwaltungstätigkeit  in  den  Behördenstufen  auf- 
hört und  die  theoretisch  geforderte  Differenzierung  der  Ver- 
waltungstätigkeit in  ihre  Rechte  tritt.  Wie  diese  Seite  der  Ver- 
waltungsreform auszusehen  hat,  das  möchte  ich  bei  Besprechung 
des  administrativen  Verfahrens  auseinandersetzen.  Vorgreifend 
will  ich  nur  folgendes  sagen:  Die  Kreiseinteilung  kann  so 
ausgestaltet  werden,  daß  überhaupt  nur  zweimal  instanzmäßig 
entschieden  werde,  ferner  so,  daß  sie  den  Statthaltereien  den 
ihnen  entsprechenden  Wirkungskreis  der  Vermittlung  und  Kon- 
trolle wiedergibt.  Wenn  sie  das  tut,  dann  zwingt  sie  uns  zugleich, 
mit  der  instanzmäßigen  Willensbildung  von  unten  hinauf  zu 
brechen,  und  darin  möchte  ich  den  höchsten  und  letzten  Erfolg 
der  Kreisidee  erblicken. 


Brockhausen.  Österreichische  Verwaltuugsreformen. 


V.  Die  Organisation  der  Selbstverwaltungskörper. 

Auch  die  Reform  der  Selbstverwaltung  steht  auf  der  poli- 
tischen Tagesordnung  unter  den  dringlichen  Gegenständen,  aber 
mehr  unter  jenen  Dringlichkeitsanträgen,  die  gegen  anderweitige 
Versprechungen  auch  zurückgestellt  werden.  Sie  erscheint  ein- 
mal mehr  in  Gefolgschaft  der  staatlichen  Verwaltungsreform,  ein 
auderesmal  als  Selbstzweck,  das  ist  in  der  Form  der  Finanznot 
der  Länder  und  Gemeinden,  dann  als  Hilferuf  unterdrückter 
Minoritäten  und  endlich  als  Klage  wegen  Xichtfunktionierung 
der  Gemeindeverwaltung  auf  weiten  Gebieten. 

Zunächst  bedarf  das  Länderproblem  einer  historischen  Er- 
klärung. Schon  bei  der  Organisation  der  Staatsbehörden  sprach 
ich  davon,  wie  aus  Ländern  sich  ein  Staat  zusammensetzte  — ,  hier 
nur  einige  Ergänzungen.  Vierhundert  Jahre  haben  die  Habsburger 
sich  darum  bemüht,  sie  mußten  gleichzeitig  zweierlei  durch- 
setzen: Vereinigung  der  Länder  in  einen  Gesamtstaat  und  Unter- 
stützung von  eben  diesen  Ländern,  auf  dessen  Rücken  der  Staat 
sich  erheben  sollte.  Diese  doppelte  Schwierigkeit  hat  unsere 
kulturelle  Entwicklung  schwer  beeinträchtigt,  ein  unseliges  Hin- 
und  Herziehen,  ein  Kleinkrieg  mit  den  Ständen,  Kompromisse 
und  Provisorien  bezeichnen  den  Werdegang  des  Staates;  stets 
stand  er  vor  Hemmungen.  Wie  es  schließlich  gelang,  kann  ich 
hier  nur  andeuten,  nicht  ausführen;  stehendes  Heer,  neue,  von 
den  Ländern  unabhängige  Finanzquellen,  gelehrteBeamte,  römisches 
Recht  und  Juristenherrschaft,  höfisches  Wesen  und  Katholizismus, 
alles  wirkt  zusammen  und  aus  stürmischen  Ständeversammlungen 
werden  Gratulationskuren,  aus  mächtigen  grollenden  Standesherren 
Hofschranzen.  Freilich  werden  sie  auch  entschädigt:  die  besten 
Stellen  im  Heere,  die  fetten  Pfründen  in  der  Kirche,  adelige  Offiziers- 
korps für  die  Söhne,  adelige  Damenstifte  für  die  Töchter.  Die  Hälfte 
der  Beamtenposten  ist  ihnen  sicher,  für  die  andere  Hälfte  brauchte 
man  vorgebildete  Juristen,  und  1808  werden  den  Ständemitgliedern 
aus  Allerhöchster  Gnade  glänzende  rote  Uniformen  bewilligt.   So 
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sehen  wir  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  trotz  der  prunk- 
vollen Ständeversaramlungen  Osterreich  als  absoluten  Einheitsstaat, 
die  Sonderbestrebungen  zumal  der  westlichen  Länder  zurückge- 
drängt, deren  einzige  Vertreter,  die  Stände,  machtlos  und  alles,  was 
der  absoluten  Regierung  widerstrebt,  niedergehalten.  Als  nun  1848 
das  absolute  Regime  dem  konstitutionellen  weicht,  erstarken  zugleich 
die  Sonderbestrebungen  der  Länder.  Aber  nicht  so  sehr  die  Stände 
erwachen,  als  vielmehr  die  nationalen  Kräfte,  die  aus  dem  Ein- 
heitsstaate nationale  Teilstaaten  machen  möchten.  Die  Idee  des 
Föderalismus  erhebt  sich,  der  ja  in  Ungarn  einen  Teilsieg  im 
Ausgleich  erringt.  Anders  im  Westen.  —  hier  siegt  die  Staats- 
idee über  die  Revolution  und  Verfassungen  wechseln  mit  Abso- 
lutismus und  neuen  Projekten.  Anfangs  der  Sechzigerjahre  er- 
halten die  Kronländer  ihre  heutige  Verfassung.  Aber  nicht  als 
eine  Wiederherstellung  der  alten  ständischen,  nicht  als  ein  Wieder- 
aufleben alter  Sonderstatute,  sondern  im  Zusammenhange  und 
im  Gefolge  einer  Reichsverfassung  als  Teil  des  Februarpatentes 
erscheinen  die  neuen  „uniformierten"  Landesordnungen.  Anfäng- 
lich wird  durch  Delegierte  aus  ihrer  Mitte  der  Reichsrat  beschickt ; 
man  könnte  an  eine  Art  Generallandtag  denken,  der  sich  in 
Wien  versammelt,  ein  Abbild  der  Länderverschiedenheit.  Aber 
auch  dieser  halbföderatistische  Gedanke  tritt  zurück,  als  1873  un- 
mittelbare Wahlen  das  Reichsparlament  vereinheitlichen.  Dieses 
Reichsparlament  hat  starke  Wandlungen  erfahren.  Ursprünglich 
aufgebaut  auf  den  Landtagen  und  gleich  den  Landtagen  auf 
dem  Prinzip  der  Interessenvertretung,  hat  es  diesen  Charakter 
abgelegt,  ist  es  ein  reines  Volkshaus  geworden;  das  Wahlrecht 
wird  schrittweise  erweitert  und  1907  haben  wir  ein  allgemeines, 
unmittelbares,  zensur-  und  kurienfreies  Wahlrecht. 

Uns  interessiert  hier  nur  das  Resultat  dieser  Wandlungen ; 
sie  bedeuten  eine  Stärkung  des  Staatsgedankens,  da  die  Wähler 
in  zunehmender  Zahl  und  unmittelbar  ihre  Abgeordneten  ins 
Parlament  senden.  Zugleich  ist  durch  §  14  und  durch  den  numerus 
clausus  des  Herrenhauses  jedem  Übergänge  vom  konstitutionellen 
zum  parlamentarischen  System  ein  Riegel  vorgeschoben.  Ver- 
gleichen wir  damit  die  Stellung  der  Länder  zum  Reiche.  Sie  sind 
weder  die  einstigen  staatenartigen  Gebilde,  aus  denen  einst  eine 
zweifelhafte  Einheit  bestand,  noch  sind  sie  die  Provinzen  des 
Vormärz,  die  man  französischen  Departements  vergleichbar 
aus   rationellen  Gründen    zusammenlegen    oder    auch    anders    ge- 
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stalten  könnte.  Wohl  ist  das  geschichtliche  Resultat  ihre  Inkorpo- 
rierung in  das  Reichsganze  und  die  Verfassungs Wandlungen  seit 
1867  haben  dies  Verhältnis  nicht  geschwächt,  eher  gestärkt;  aber 
dennoch  sind  sie  weit  mehr  als  bloße  Verwaltungsbezirke,  sie 
sind  juristische  Personen  des  öffentlichen  Rechtes,  Individualitäten 
mit  eigenem  Vermögen  und  Rechten,  die  sie  nur  zum  Teil  vom 
Staate  ableiteten,  die  sie  zumeist  längst  vor  dem  Staate  hatten 
und  zum  Teil  behalten  haben. 

So  haben  die  großen  geschichtlichen  Tatsachen  einerseits 
des  Zusammenschlusses,  andererseits  der  separatistischen  Gegen- 
bewegung zu  einem  relativ  stabilen  Verhältnisse  der  Staatseinheit 
und  der  Selbständigkeit  der  Kronländer  geführt.  Noch  ist 
der  historische  Kampf,  wer  schließlich  der  Stärkere  bleiben  wird, 
nicht  ganz  ausgefochten  und  der  Föderalismus:  ein  Zerfall  des 
Staates  in  Ländergruppen,  liegt  immer  noch  im  Bereiche  der 
Möglichkeiten.  Damit  aber  ist  für  unsere  Reformbetrachtung  aber- 
mals der  fixe  Punkt  gegeben.  Auch  hier  darf  die  Reform  diesen 
Schwebezustand  nicht  verschieben  wollen. 

Drei  große  Probleme  will  ich  hier  erörtern,  weil  alle  anderen 
darin  enthalten  sind.  Das  erste  ist  eigentlich  ein  Verfassungs- 
problem der  Länder;  ich  kann  es  aber  nicht  umgehen,  denn  es 
ist  grundlegend  für  deren  Selbstverwaltung.  Eine  der  größten 
Seltsamkeiten  unseres  an  Widersprüchen  gewiß  reichen  Staats- 
lebens ist  es,  daß  zwei  ganz  verschiedene  Regierungsprinzipien 
herrschen,  je  nachdem  wir  auf  das  Reich  oder  auf  die  Länder 
blicken.  Im  Reiche  ein  ausgesprochen  konstitutionelles  Regiment, 
das  dem  Monarchen  eine  weitgehende  Selbständigkeit  in  der  Aus- 
wahl der  Minister  sichert  und  häufig  zu  Beamtenministerien  führt, 
das  ferner  den  Ministern  eine  durch  §  14  gegebene  partielle  Un- 
abhängigkeit von  dem  Abgeordnetenhause  sichert  und  das  in  dem 
Einflüsse  des  Oberhauses  ein  weiteres  Regulativ  gegen  einseitige 
Parlamentarisierung  der  Verwaltung  bietet.  In  den  Ländern  Ein- 
kammersystem (nur  wenig  abgeschwächt  durch  Kurien  und  Viri- 
listen)  verschärft  durch  die  Wahl  der  Verwaltungsorgane  durch 
die  Kammer  selbst  —  und  nur  wenig  abgeschwächt,  indem 
der  Monarch  den  Vorsitzenden  Landeshauptmann  ernennt,  der  ja 
untergeht  in  der  Zahl  der  Beisitzer.  Wir  sehen  somit  im  Lande 
eine  ziemlich  einseitige  Majoritätsherrschaft,  der  alle  Hemmungen 
fehlen,  die  sonst  die  vermittelnde  Hand  des  Staatsoberhauptes 
bietet.    Da  die  Majorität  im  Lande   nicht    nur    die  Gesetzgebung 
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vorbereitet,  sondern  auch  die  Verwaltung  führt,  ist  die  Minorität 
schlimm  daran,  sogar  noch  schlimmer  als  in  rein  parlamentarisch 
regierten  Staaten,  wo  wenigstens  Ministerverantwortlichkeitsgesetze 
existieren  und  die  Krone  die  Minister  entlassen  kann.  Diese  Wahl 
der  Landesausschüsse,  also  der  Regierung  im  Lande,  direkt  durch 
die  Landboten  zusammen  mit  dem  Einkammersystem  ist  der  Aus- 
druck eines  Systems,  das  ein  ungewöhnliches  Vertrauen  in  die 
Zurückhaltung,  in  eine  fast  richterliche  Objektivität  der  Parteien 
zur  Voraussetzung  hat.  Und  diese  für  eine  reifste  Bevölkerung* 
kaum  gestattete  Verwaltung  besitzen  unsere  Kronländer!  Welche 
Folgen  hat  das?  In  national  einheitlichen  Kronländern  sind  es 
die  politischen  Gegensätze,  welche  zur  Majoritätsbildung  führen. 
Hier  kann  jede  Minorität  wenigstens  auf  die  Zukunft  hoffen,  sie 
kann  einmal  Majorität  werden;  denn  Väter  und  Söhne  denken 
politisch  verschieden.  Anders  in  national  gemischten  Ländern,  wo 
die  Nationalität  Trumpf  ist.  wo  die  Zugehörigkeit  zur  Nation 
die  Wahlen  bestimmt.  Hier  sind  nationale  Minderheiten  zu  hoff- 
nungslosem Überranntwerden  verurteilt.  Dies  ist  das  erste  Problem 
der  Kronländer,  eine  rein  parlamentarische  Verwaltung,  eine 
Majoritätsherrschaft  über  hoffnungslose  Minoritäten.  Jene  Lösungs- 
formen des  Konfliktes,  welche  sonst  die  Verfassungen  dem  Monarchen 
gewähren,  sind  so  ziemlich  ausgeschaltet;  denn  auf  die  innere 
Kronlandsverwaltung  haben  weder  die  Krone  noch  ihre  Minister 
Einfluß.  Derzeit  bestehen  nur  zwei  Abhilfen  gegen  einseitiges 
Vorgehen  der  Majoritäten.  Die  eine  ist  echt  österreichischer  Eigen- 
bau —  die  Obstruktion,  der  Versuch  der  Minorität,  das  Ganze 
lahmzulegen.  „Lieber  soll  die  Maschine  stoppen,  als  gegen  uns 
arbeiten."  Die  Lahmlegung  des  Organismus  soll  Kompromisse 
herbeiführen.  Das  andere  Mittel  —  da  Auflösung,  Neuwahlen 
und  ähnliche  Manöver  nichts  ändern  —  ist  Verweigerung  der 
Sanktion  allzu  parteiischer  Gesetze,  also  Lahmlegung  der  Länder 
von  oben  oder  von  unten. 

Nun  kommen  wir  zum  zweiten  Länderproblem.  Als  man  in 
den  Sechzigerjahren  den  Ländern  einen  Wirkungskreis  zuwies, 
waren  die  Schlagworte  von  Autonomie  und  Selbstverwaltung  sehr 
zugkräftig  als  Opposition  gegen  den  Bureaukratismus.  Maßgebend 
aber  war  vor  allem  der  Kostenpunkt.  Bedenken  Sie  die  damaligen 
Zeitläufe'  Schon  das  absolute  Regime  bis  1848  war  ein  finan- 
zieller Mißerfolg.  Dann  kam  die  Revolution,  die  auch  nicht 
gerade  Geld    einbringt,    noch    positive  Güter   schafft.     Dann    die 
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Feldzüge  in  Ungarn  und  Italien,  die  schweren  Rüstungen  im 
Krimkriege ;  kurz  die  tiefste  Finanznot  herrschte  im  Staate.  Ein 
Beispiel:  Eine  Ersparungskommission  wurde  eingesetzt,  die  durch- 
setzte, daß  man  am  staatlichen  Schreibpapier  spare  durch  halbe 
und  viertel  Seiten,  aus  Ersparungsrücksichten  ließ  man  ein 
minderwichtiges  Ministerium  vorübergehend  eingehen  —  das 
Unterrichtsministerium !  Und  gerade  in  diese  Zeit  äußerster  Be- 
drängnis der  Staatskasse  fiel  die  Frage,  welche  Verwaltungszwecke 
man  aus  der  Staatsverwaltung  ausscheiden,  welche  man  den 
Ländern  überlassen  solle.  Während  der  Staat  naturgemäß  seine 
großen  alten  Aufgaben,  die  militärischen,  die  Rechtsprechung, 
behalten  mußte,  nahm  er  von  den  übrigen  Staatszwecken  dasjenige 
auf  sich,  wo  man  mit  Befehlen,  Verordnungen,  Verboten  wirken 
kann,  also  mit  papierenen  Erlässen,  die  nicht  zu  viel  kosten. 
Dagegen  überließ  er  gerne  den  Ländern  Aufgaben,  die  Geld  kosten : 
Wege,  Straßen,  Brücken,  Schulen,  Spitäler,  Kranken-,  Armen-, 
Wohltätigkeitsangelegenheiten,  kurz  soziale  Aufgaben,  zumal 
solche,  die  dem  alten  Polizeistaate  überhaupt  noch  fremd  waren, 
die  ihm  minder  wichtig  schienen  und  deren  Kosten  ihn  schreckten. 
So  ist  denn  vieles  in  die  Hand  der  Länder  gelegt  worden,  was 
damals  unbedeutend  schien,  was  aber  gerade  das  Entwicklungs- 
fähige war:  das  Land  der  Zukunft.  Diese  Aufgaben  haben  sich 
vervielfältigt  — ,  die  Länder  können  sie  nicht  mehr  tragen.  Materiell 
nicht,  weil  sie  zu  groß  geworden  sind,  ideel  nicht,  weil  eine  un- 
kontrollierbare Verwaltung,  avo  nur  Kontrolle  „in  sich"  geübt 
wird,  das  heißt  politische  Majoritäten  sich  selbst  kontrollieren 
sollen,  auf  die  Dauer  unhaltbar  ist.  Dies  ist  das  zweite  Problem: 
die  Finanznot  der  Länder. 

Zu  alledem  kommt  ein  drittes  Problem  der  Selbstverwaltung 
hinzu,  welches  man  mit  dem  Schlagworte  des  Doppelgeleises 
oder  der  Kompetenzverdopplung,  des  Verwischens  und  des  Über- 
greifens staatlicher  und  Selbstverwaltung  beklagt.  Ich  habe  dafür 
einmal  das  Bild  zweier  sich  schneidenden  Kreise  gewählt,  die  in 
den  Schneideflächen  eine  Linse  ergeben,  aber  nicht  jene  Linse 
des  Optikers,  die  das  Sehvermögen  schärft,  sondern  eine  dunkle, 
doppelt  gedeckte  und  unsichere  Partie.  Das  ist  jenes  große  Ge- 
biet von  Verwaltungsaufgaben,  wo  entweder  beide,  Staats-  und 
Selbstverwaltung,  arbeiten  und  sich  bekämpfen,  weil  beide  ein- 
greifen oder  beide  nichts  tun  und  klagen,  daß  nichts  geschieht. 
Einmal  sind  es  die  doppelten  Kosten,  das  anderemal  das  beider- 
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seitige  Versagen,  und  man  kann  schwer  sagen,  Avelches  Übel  das 
größere  ist. 

Dieses  Übel  hat  seinen  Sitz  in  der  Gemeinde,  in  der  unter- 
sten Sphäre  der  Selbstverwaltung,  und  steigt  wie  in  Kapillar- 
röhrchen  hinauf  bis  zur  Spitze  der  Staats-  und  Landesverwaltung. 
Organisation  und  Wirkungskreis  unserer  Gemeinden  leiden  jedes 
an  einem  besonderen  Übel.  Als  man  die  Mitgliedschaft  in  der 
Gemeinde  regelte,  ging  man  vom  staatlichen  Heimatsrecht  aus 
und  übernahm  als  Mitglieder  erster  Ordnung  die  Heimats- 
berechtigten, als  deren  Genossen,  demnach  als  Mitglieder  zweiter 
Ordnung,  die  Steuerzahler  angereiht  wurden,  während  die  übrigen 
Inwohner  der  Gemeinde  geradezu  als  Auswärtige  stigmatisiert 
und  überhaupt  aus  der  Mitgliedschaft  ausgeschlossen  wurden. 
Also  die  Heimatsberechtigten,  die  weder  Haus  noch  Hof  in  der 
Gemeinde  zu  haben  brauchen,  die,  um  diese  rechtliche  Qualität  zu 
erwerben,  weder  dort  leben  noch  geboren  sind  noch  arbeiten, 
Leute,  die  in  unserer  Zeit  der  großen  Völkerwanderung  nach 
dem  Arbeitsmarkte  nur  ein  dünnes  Band  einstiger  Familien- 
nachfolge mit  der  Gemeinde  verbindet,  jene  Heimatsberechtigten, 
denen  die  Gemeinde  nichts  zu  befehlen  hat,  da  die  Gemeinde- 
gewalt an  der  Gemeindegrenze  endet,  von  denen  sie  auch  nichts 
zu  erwarten  hat  als  höchstens  Scherereien;  diese  Heimats- 
berechtigten, die  nur  dann  notwendig  in  persönliche  Beziehungen 
zur  Gemeinde  treten,  wenn  sie  deklassiert  per  Schub  zur  Armen- 
versorgung dort  landen,  die  bilden  die  erste  und  vornehmste 
Mitgliederkategorie!  Die  Auswärtigen  aber  sind  die  Leute,  die 
dort  leben,  Gemeindeluft  atmen,  an  die  alle  Gemeindebefehle 
ergehen,  also  die  wirklich  Interessierten,  ob  die  Gemeinde  etwas 
leistet,  ob  Schulen,  Wege,  Wasser  da  sind;  sie  Auswärtige  zu 
nennen  und  so  zu  behandeln  —  ist  wohl  ein  Hohn.  Und  diese 
Avahren  Gemeindeinteressenten  sind  durch  unsere  Gemeinde- 
organisation in  eine  Klasse  zusammengeworfen  mit  den  aller 
Uninteressiertesten,  den  Passanten,  den  Durchwanderern,  den 
Vaganten.  Eine  derartige  Organisation  als  Grundlage  für  die 
Verteilung  der  Rechte  und  Pflichten  zu  nehmen,  wie  es  alle 
österreichischen  Gemeindeordnungen  tun  in  dem  bekannten  Satze: 
„Die  Mitglieder  nehmen  an  den  Rechten  und  Vorteilen  wie  an 
den  Pflichten  und  Lasten  teil,  die  Auswärtigen  können  unter 
gewissen  Voraussetzungen  ausgewiesen  werden,"  diese  Organi- 
sationsgrundlage   ist  mehr  als  mangelhaft.     Auf  dieser  Mißgrup- 
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pierung  der  Personen  beruht  die  Gemeinde;  und  daraus  ergibt 
sich  eine  ganz  unabänderliche  politische  Folge :  die  so  konstruierte 
Gemeinde  kann  gar  nicht  selbständig,  kann  gar  nicht  auf  sich 
selbst  gestellt  sein.  Da  helfen  alle  schönen  Worte  von  Autonomie, 
Gemeindefreiheit  und  Selbstverwaltung  u.  dgl.  gar  nichts.  Die 
Logik  der  Tatsachen  muß  sich  durchringen  und  hat  es  getan. 
Die  angeblich  freie  Gemeinde  hat  ihren  Herrn  bekommen  und 
da  der  Staat  auf  die  Rolle  eines  negativen  Gesetzwächters  in 
allen  eigenen  Gemeindesachen  zurückgedrängt  wurde,  ist  Herr 
der  Gemeinde  tatsächlich  das  Land  geworden.  Der  schöne  Satz: 
„Die  freie  Gemeinde  ist  die  Grundfeste  des  freien  Staates/'  ist 
in  beiden  Teilen  zur  Unwahrheit  geworden  und  sollte  lauten: 
„Die  unfreie  Gemeinde  ist  die  beste  Stütze  des  Kronlandes  gegen 
den  Staat." 

Der  zweite  Mangel  des  Gemeindegesetzes  ist  der  Wirkungs- 
kreis der  Gemeinde.  Man  hat  der  Gemeinde  einen  Wirkungskreis 
gegeben,  der  am  besten  charakterisiert  wird  durch  den  Wortlaut 
des  Art.  V  RGG.,  wonach  er  „alles  umfaßt",  einfach  alles  — 
und  noch  dazu  12  Spezialpunkte.  Und  das  Tragikomische  an  der 
Sache  ist,  daß  die  Gesetzgeber,  die  diesen  allumfassenden 
Wirkungskreis  aufstellten,  ihn  gar  nicht  für  die  Ortsgemeinde 
meinten;  sie  meinten  ihn  für  ein  utopisches  Gemeindewesen, 
welches  Orts-,  Bezirks-  und  Kreisgemeinden  umfassen  sollte,  aus 
dem  dann  jede  dieser  drei  Gruppen  ihr  Teil  erhalten  sollte. 
Ich  habe  diese  Komödie  der  Irrungen  an  der  Hand  der  parla- 
mentarischen Entstehungsgeschichte  des  Gemeindegesetzes  aus 
den  Protokollen  nachgewiesen.  Die  Tragik  besteht  darin,  daß 
dieser  allumfassende  Wirkungskreis  auf  der  dafür  zu  schwachen 
Ortsgemeinde  sitzen  blieb,  und  daran  laborieren  wir  bis  heute. 
Was  da  unter  dem  Titel  selbständiger  Wirkungskreis  zusammen- 
gefaßt wurde,  ist  so  groß,  daß  es  für  die  Selbstbestimmung  einer 
Ortsgemeinde  unmöglich  paßt.  Die  Gemeinde  hat  weder  die  mate- 
rielle Kraft,  dies  zu  tragen,  noch  auch,  und  selbst  wenn  sie  besser 
organisiert  wäre,  die  rechtliche  Autorität,  solche  Dinge  endgültig, 
zu  entscheiden.  Und  daraus  folgt  unerbittlich  zweierlei:  Auch  wo 
angeblich  die  Gemeinde  Selbstbestimmung  übt,  also  eigentlich  das 
erste  und  letzte  Wort  haben  sollte,  bestimmen  andere  über  ihr.  Aus 
einem  Selbstbestimmungskörper  ist  etwas  anderes  geworden,  eine 
unterste  Instanz,  um  welche  zwei  Oberinstanzen  sich  streiten :  Staat 
und  Land,  und  das  Doppelgeleise  ist  fertig;  zwei  Tugendwächter 
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passen  auf  die  Gemeinde  und  liegen  sich  in  den  Haaren.  Selb- 
ständig ist  die  Gemeinde  nie  — -  den  einen  Fall  vielleicht  aus- 
genommen, wo  sie  einem  Auswärtigen  das  Heimatsrecht  versagt, 
und  selbst  dieser  Fall  ist  durch  die  Heimatsnovelle  eingeschränkt. 
Die  zweite  Folge  aber  ist:  weil  die  Gemeinde  nicht  die  materielle 
Kraft  hat,  ihren  selbständigen  Wirkungskreis  auszufüllen,  muß  — 
wenn  wirklich  etwas  geleistet  werden  soll  —  ein  anderer  aus- 
helfen, und  dieser  andere  ist  de  facto  das  Land.  So  übt  das 
Land  in  verschiedensten  Formen  etwas,  wozu  es  wieder  nicht 
geeignet  ist:  Lokalverwaltung  —  es  hilft  den  Gemeinden,  es 
organisiert  ihrer  mehrere  zu  lokalen  Aktionen,  es  subventioniert 
oder  versagt  die  Subvention  immer  nach  freiem  Ermessen!  Und 
wie  wir  die  parlamentarische  Regierungsform  der  Länder  kennen 
gelernt  haben,  tut  oder  unterläßt  das  Land  dies  nach  Rücksichten 
der  Majorität,  das  heißt  für  politische  Gegenleistungen  bei  den 
Wahlen.  Und  das  Resultat?  Die  freie  Gemeinde,  die  mit  eigener 
Kraft  ihre  eigenen  Interessen  besorgt,  existiert  schon  längst  nicht 
mehr,  sie  ist  untergegangen  in  dem  Wettrennen  um  die  Gunst 
derer,  die  Geld  zu  verteilen  vermögen.  In  den  Vorzimmern  der 
Landesausschüsse  finden  wir  bittend  die  Vertreter  der  freien  Ge- 
meinde. 

Der  finanzielle  Abgrund,  der  auf  solchem  Wege  ausgefüllt 
werden  soll,  ist  unergründlich,  und  damit  kommen  wir  zum 
Eingang  unserer  Betrachtung  zurück:  zur  Finanznot  der  Länder, 
und  es  erhebt  sich  die  Frage :  ist  aus  diesem  Wirrnis  ein  Aus- 
weg möglich?  Die  Antwort  lautet:  1.  Die  Verfassung  der  Kron- 
länder, ihre  rein  parlamentarische  Majoritätsherrschaft  in  Gesetz- 
gebung und  Verwaltung  läßt  sich  im  Wege  einer  reinen  Ver- 
waltungsreform nicht  ändern.  2.  Die  Finanznot  der  Kronländer, 
wie  die  Landesvertreter  möchten,  mit  Staatssubventionen  heilen, 
scheint  mir  ein  ganz  ungangbarer  Weg.  Denn  dadurch  wird  die 
Fälschung  des  Selbstverwaltungsbegriffes,  der  unsere  Gemeinde- 
wirtschaft bereits  zerstört  hat,  auf  eine  Stufe  höher  gebracht 
und  auf  die  Länder  ausgedehnt.  Vor  allem  wird  dadurch  der 
Gedanke  ad  absurdum  geführt,  der  jene  Kompetenzverteilung 
zwischen  Staat  und  Land  in  den  Sechzigerjahren  beherrschte. 
Damals  überließ  der  Staat  wichtige  Verwaltungsgebiete  den 
Ländern;  weil  er  selbst  kein  Geld  hatte,  gab  er  Macht  aus  den 
Händen.  Jetzt  soll  er  auch  das  Geld  für  die  abgetretenen  Ver- 
waltungskompetenzen zahlen!    Selbstverwaltung  bedeutete -bisher 
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innerhalb  des  großen  Staates  in  einem  engeren  Kreise  eigene 
Angelegenheiten  mit  eigenen  Mitteln  besorgen.  Hier  hätten  wir 
eine  neue,  in  der  Wissenschaft  bisher  nicht  bekannte  Form  der 
Selbstverwaltung,  die  lautet:  eigene  Angelegenheiten  mit  fremdem 
Gelde  verwalten.  Ich  möchte  sie  die  soutenierte  Selbstverwaltung 
nennen.  Ob  eine  solche  Selbstverwaltung  sparsam  sein  kann,  mag 
die  Zukunft  lehren.  Die  Vergangenheit  hat  dafür  ein  anderes 
Wort  geprägt:   „Wirtschaft  auf  Regimentsunkosten." 

Aber  das  alles  tritt  zurück  vor  einem  anderen  Gedanken. 
Wenn  das  geschieht,  was  jetzt  intendiert  wird,  nämlich  die 
Finanznot  der  Länder  mit  Staatsmitteln  sanieren  — ,  so  ist  das 
nicht  bloß  keine  Verwaltungsreform,  es  ist  das  Umkehren  der 
Staatsidee. 

Ich  wiederhole,  was  ich  früher  sagte.  Jahrhunderte  hindurch 
haben  die  Habsburger  sich  bemüht,  aus  Ländern  einen  Staat  zu 
schmieden,  und  mit  den  Geldmitteln  der  Länder  auf  deren 
Rücken  haben  sie  es  durchgesetzt  in  unseligem,  kulturhemmen- 
dem  Kleinkrieg.  Wenn  es  heute  von  den  Ländern  versucht  wird, 
mit  Staatsmitteln  Selbstverwaltung  zu  üben  und  zu  mehren, 
dann  bedeutet  das,  jetzt  den  umgekehrten  Weg  von  neuem  in 
ähnlichen  Kleinkrieg  zurückzulegen ;  das  heißt,  dem  Staate  seine 
Kräfte  zu  entziehen;  er  soll  mit  seinem  Gelde  zugleich  seine 
Macht  hergeben,  er  soll  mit  seinen  Mitteln  die  Kraft  der  Teile 
gegen  die  Gesamtheit  stärken. 

Gibt  es  da  einen  Ausweg?  Ich  sage  ja.  Er  liegt  im  Begriffe 
der  wahren  Selbstverwaltung,  also  nur  jener  Selbstverwaltung, 
die  mit  eigenen  Mitteln  geübt  werden  kann;  das  bedeutet  der 
Gemeinde  jene  Scheinverwaltung  abnehmen,  die  sie  doch  nicht 
leisten  kann,  weil  sie  zu  klein  ist.  Aber  nicht  sie  dem  Lande 
übertragen,  das  für  Lokalverhältnisse  zu  groß  ist;  hier  wäre  die 
Kreisverwaltung  geradezu  der  selbstverständliche,  der  rettende 
Gedanke.  Da  hört  alles  Subventionieren  und  Soutenieren  von 
selbst  auf;  das  wäre  nicht  mehr  Bettlerpolitik,  sondern  Schaffen 
mit  eigener  Kraft.  Die  subventionierte  Selbstverwaltung  habe  ich 
gelegentlich  verglichen  mit  einer  Kurtisane,  die  erpreßt  und 
verschwendet;  die  wahre  Selbstverwaltung  wäre  die  Hausfrau, 
die  wirtschaftet. 

Demnach  wäre  eine  richtige  Kreiseinteilung  auch  die  rich- 
tige Lösung  solider  Selbstverwaltung,  sie  würde  der  Gemeinde 
ihr  Selbstbestimmungsrecht  zurückgeben,  wenn  man  zugleich  die 
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•Gemeinde  reorganisiert,  und  sie  würde  die  Länder  zum  Großteil 
vor  ihrer  Finanznot  bewahren ;  Kreise  aber  würde  man  finanziell 
nie  unkontrolliert  lassen,  wie  heute  die  Länder. 

Aber  dies  alles  hätte  noch  einen  anderen  politischen  Vorteil, 
den  keine  Änderung  der  Landesordnung  erreichen  kann;  die 
politischen  und  nationalen  Minoritäten  könnten  aus  dem  Drucke 
der  parlamentarischen  Länderregierung  befreit  werden  und  in 
ihren  wichtigsten  Lebensfragen  wären  sie  bei  geschickter  Kreis- 
einteilung von  selbst  frei.  Also  das  ganze  Problem  der  Selbst- 
verwaltungsreform ist  kein  unlösbares  und  was  für  uns  hier  das 
Wichtigste  ist,  es  ist  reine  einfache  Verwaltungsreform,  die,  ohne 
den  Staatsbau  zu  tangieren,  ohne  Machtverhältnisse  zu  ändern, 
vorgenommen  werden  kann ;  sie  kann  der  Lösung  des  nationalen 
Problems  vorausgehen. 

Wir  haben  das  Kreisproblem  nach  seinen  zwei  Seiten  be- 
trachtet: als  staatliche  Verwaltungseinteilung  und  als  Selbst- 
verwaltungsproblem. Jedes  streng  für  sich,  um  zu  erweisen,  daß 
es  in  jeder  Form  Selbstzweck  ist,  ohne  die  Gründe  der  anderen 
Seite  zu  Hilfe  zu  nehmen.  Ich  glaube,  es  sei  nach  beiden  Seiten 
als  eine  richtige  Lösung  zu  betrachten,  um  aus  unserer  Ver- 
waltungsmisere herauszukommen. 


YJ.  Beamtentum  und  Protektion. 

Nach  den  Behörden  wären  nunmehr  deren  Organe,  die 
Beamten,  zu  besprechen.  Als  Einleitung  für  dieses  Kapitel  möchte 
ich  die  bekannten  Worte  setzen:  „Das  Staatsrecht  zerreißt 
Osterreich  —  die  Verwaltung  hält  es  zusammen."  Diese  An- 
erkennung dessen,  was  die  Verwaltung  für  Österreich  leistet,, 
enthält  zugleich  das  höchste  Lob  seines  Beamtentums  und  über- 
dies bedeutet  sie  eine  Warnungstafel,  die  besagt,  mit  der  Unter- 
grabung dieses  Beamtentums  würde  noch  weit  mehr  untergraben, 
als  bloß  eine  gute  Verwaltung,  nämlich  der  Staat  selbst.  Aber 
trotz  solcher  Leistung  setzt  auch  beim  Beamtentum  der  Reform- 
gedanke mächtig  ein,  ein  Beweis,  daß  nicht  alles  klappt,  und 
Ministerpräsident  Körber  konnte  unwidersprochen  erklären,  daß 
unsere  Erfolge  gegenüber  billigen  Anforderungen  zurückge- 
blieben seien. 

Alle  Reformbestrebungen,  welche  das  Beamtentum  betreffen, 
lassen  sich  in  zwei  Gruppen  teilen,  die  weit  divergieren:  solche 
zu  Gunsten  der  Beamten  als  Personen  und  solche  antibureaukrati- 
scher  Art.  Wünschenswert  wäre  eine  Lösung,  welche  die  Ubel- 
stände  des  Systems  beseitigt,  ohne  die  Lage  der  Personen  zu 
verschlechtern,'  vielmehr  sie  zu  bessern. 

Alle  Reformwünsche  zu  Gunsten  der  Beamten  haben  zur 
Voraussetzung,  daß  gerade  jene,  die  der  Leitung  des  Staates  am 
nächsten  stehen,  also  die  Verwaltung  in  der  Hand  haben,  bisher 
nicht  genügend  bedacht  waren,  respektive  selbst  nicht  genügend 
für  sich  sorgten,  so  daß  das  Sprichwort  an  ihnen  nicht  erfüllt 
wurde:  „Wer  das  Kreuz  hat,  segnet  sich  zuerst."  Tatsache  ist, 
daß  die  Beamtenrechtsstellung  bisher  so  geregelt  ist,  daß  niemand 
auf  die  Frage,  wie  es  denn  juristisch  mit  der  Sicherung  ihrer 
Lebensstellung  bestellt  sei,  nach  geltendem  Recht  eine  präzise  Aus- 
kunft geben  kann. 

Aus  der  unsicheren  Lebensstellung  eines  Fürstendieners  ist 
mit    der    Zeit    das    heutige    Berafsbeamtentum    hervorgegangen. 
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Aber  in  der  Kleinstaaterei  konnte  der  alte  Fürstendiener  noch 
mit  einer  Konkurrenz  der  Brotgeber  rechnen.  Der  heutige  Groß- 
staat ist  unbeschränkter  Monopolist  und  überdies  ist  ein  natür- 
licher Trust  aller  Großstaaten  gegeben,  formell  durch  das  Erfor- 
dernis der  Staatsbürgerschaft  und  spezifischer  Vorbildung  für  die 
Anstellung,  materiell  durch  so  viele  Umstände,  daß  es  kaum 
ein  Entrinnen  .gibt. 

Die  beiden  Hauptwünsche  der  Beamten  sind  die  Sicherung 
der  Lebensstellung  und  das  Aufsteigen  in  derselben,  sie  bedeuten 
also  die  Erzielung  von  Gegengewichten  gegen  jene  Monopol- 
stellung. Da  gibt  es  zwei  verschiedene  Systeme,  verschieden,  wie 
Weltanschauungen.  Das  eine  kennt  den  Berufsbeamten,  der 
zeitlebens  wirken  soll  und  dem  Wechsel  der  Staatsleitung  un- 
entwegt und  geduldig  folgt,  das  andere  kennt  den  Parteibeamten ; 
er  ist  der  Mantel,  der  mit  dem  Herzog  fällt.  Beide  Systeme 
haben  ihre  Vor-  und  Nachteile.  Aber  selbst  in  dem  klassischen 
Lande  des  Parteibeamtentums,  in  Amerika,  überwiegen  die  Nach- 
teile so  gewaltig,  daß  man  dies  System  ändern  möchte;  um  so 
weniger  haben  wir  Grund,  von  dem  Beruf sbeamten  abzulassen. 
Dann  aber  muß  die  Rechtssicherung  geboten  werden;  denn  die 
Kehrseite  des  vom  Parteiwechsel  unberührten  Berufsbeamtentums 
ist  das  Recht  auf  die  einmal  gewährte  Anstellung,  auf  zeitgemäße 
Beförderung  und  Altersversorgung,  und  wenn  man  einmal  ein 
solches  Recht  anerkannt  hat,  dann  sollte  auch  ein  möglichst 
vollkommener  Rechtsschutz  zu  seiner  Geltendmachung  geboten 
werden. 

Diesen  Bestrebungen  trägt  der  Entwurf  der  Dienstpragmatik 
soweit  Rechnung,  daß  ich  —  Details  zu  besprechen  verbietet 
die  Zeit  —  über  die  Prinzipien  der  Reform  wenig  zu  erinnern 
hätte.  Vor  zwei  Bestrebungen  aber  glaube  ich  warnen  zu  müssen, 
weil  beide  diesem  gesunden  und  entwicklungsfähigen  Gedanken 
nur  schaden :  vor  einer  Übertreibung  und  vor  etwas  anderem, 
von  dem  sogleich  die  Rede  sein  wird. 

Eine  Hypertrophie  des  Rechtes  des  Verwaltungsbeamten  auf 
seine  Stellung  und  des  Rechtsschutzes  für  dieses  Recht  wäre 
•der  Wunsch  nach  Gleichstellung  mit  dem  Richter.  Statt  vieler 
unterscheidender  Momente  nenne  ich  nur  eines:  die  rechtliche 
Sonderstellung  des  Richters  wird  in  erster  Linie  gar  nicht  um  seiner 
Person  willen  gewährt,  sondern  um  der  ungetrübten  Rechtsprechung 
willen.  Man  will,  daß  unbeirrt  Recht  gefunden  und  ausgesprochen 
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werde  und  darum  ist  richterliche  Unabsetzbarkeit  und  Unersetz- 
barkeit ein  Ausdruck  dafür,  daß  der  Richter  ein  Recht  haben 
solle  auf  Ausübung  seines  Amtes ;  gerade  er,  und  niemand  anderer 
soll  in  concreto  gerade  dieses  Urteil  sowie  alle  anderen  Urteile, 
die  in  seine  Kompetenz  fallen,  aussprechen.  Die  Frage  aber,  um 
die  es  sich  beim  Verwaltungsbeamten  handelt,  ist  eine  ganz 
andere.  Nicht  daß  der  X.  N.,  der  heute  Bezirkshauptmann  in  X. 
ist  oder  das  Referat  über  Versicherang  oder  Vieheinfuhr  hat, 
auch  fernerhin  diese  Agende  führe,  ist  Zweck  der  Neuordnung 
des  ßeamtenrechtes.  Ein  Recht  auf  die  Ausübung  einer  bestimmten 
Funktion,  also  ein  Recht  auf  die  Amtsführung  —  -  wie  es  der 
Richter  haben  soll  —  ist  für  denn  Verwaltungsbeamten  a  priori 
nie  gegeben.  Darum  ist,  sobald  das  Beamtenrecht  der  Richter 
gesetzlich  geregelt  wird,  in  erster  Linie  das  Recht  auf  Ausübung 
des  Amtes  zu  garantieren,  und  erst  in  zweiter  Linie  als  Hilfs- 
mittel, um  dieses  Recht  zu  sichern,  wird  die  Persönlichkeit  des 
Richters   gesichert. 

Beim  Verwaltungsbeamten  hingegen  kommt  die  Sicherung 
der  Lebensstellung  in  erster  Linie  in  Frage,  und  zwar  deshalb, 
weil  die  andere  Frage  gar  nicht  existiert.  Dieser  tiefe  Gegensatz 
verlangt  ganz  besondere  Konsequenzen  und  daher  ist  das  häufig 
geäußerte  Verlangen  der  Verwaltungsbeamten  nach  einer  mehr 
richterlichen  Stellung  deplaciert.  Es  ist  auch  zu  bedauern,  daß 
unsere  Regierungsvorlage  der  Dienstpragmatik  Richter  und  Ver- 
waltungsbeamte in  einem  Entwürfe  umfaßt.  Dadurch  leiden 
beide  und  es  geht  auch  nicht:  197  Paragraphe  enthalten  nicht 
weniger  als  rund  103  Sonderbestimmungen  für  den  richterlichen 
Dienst !  Nur  bei  zwei  Kategorien  von  Verwaltungsbeamten  ist 
das  Recht  auf  Ausübung  des  Amtes  als  Ausgangspunkt  ihrer 
Rechtsstellung  zu  nehmen,  erstens  bei  dem  Lehrberuf  an  Hoch- 
schulen, wenn  nämlich  das  Staatsgrundgesetz  über  die  Freiheit 
der  Wissenschaft  und  ihrer  Lehre  Wahrheit  bleiben  soll  und 
zweitens  bei  den  Beamten  der  staatlichen  Statistik  —  wie  das 
seinerzeit  Inama-Sternegg  aus  guten  Gründen  verlangt  hat. 

Aber  auch  nach  einer  anderen  Richtung  hin  besteht 
eine  Hypertrophie  des  Gedankens,  die  Rechtsstellung  der  Beamten 
zu  bessern.  Es  ist  die  besonders  in  den  Kreisen  der  sogenannten 
kleinen  Beamten  —  ich  selbst  möchte  sie  nicht  so  nennen,  aber 
der  Ausdruck  ist  gebräuchlich  —  wiederkehrende  Vorstellung, 
daß    ihre    Rechtsstellung    gefestigt    Averde,    wenn    an    Stelle    des 
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Herrschaftsverhältnisses  ein  Lohnverhältnis  trete  oder,  wie  die 
Formel  auch  lautet,  daß  an  Stelle  eines  Gewaltverhältnisses  ein 
Arbeitsverhältnis  treten  solle.  Wenn  sich  unter  diesem  Schlag- 
worte nicht  bloß  der  Gedanke  verbirgt,  daß  die  wichtigsten 
Staatsbürgerrechte  auch  dem  Beamten  gesichert  werden  müssen 
—  dagegen  ist  ja  nichts  einzuwenden  — ,  sondern  er  in  seinen 
Konsequenzen  durchgeführt  wird,  dann  tritt  an  Stelle  des  öffentlich- 
rechtlichen  Beamten  ein  im  privatrechtlichen  Lohnverhältnis 
stehender  Arbeiter;  das  bedeutet  ein  völliges  Aufgeben  des 
heutigen  Beamtentums  und  nicht  einen  Ausbau,  sondern  ein 
Untergraben  seiner  Rechtsstellung;  um  es  mit  einem  Worte  zu 
sagen:  Mit  dem  Rechte  auf  den  Streike  endet  auch  das  Recht 
auf  die  Stelle. 

Der  zweite  Wunsch  der  stabilen  Berufsbeamten  ist  die 
steigende  Skala;  es  ist  nicht  mehr  bloß  das  Verlangen  nach 
einer  Sicherung  ihrer  Lebensstellung  überhaupt,  sondern  der  nach 
sukzessiver  materieller  Erhöhung  derselben ;  die  absolute  Sicherheit, 
den  Anfangsgehalt  lebenslänglich  zu  genießen,  genügt  natürlich 
nicht.  In  dieser  Richtung  hat  die  Regierung  sich  in  ihrem  Ent- 
würfe für  das  automatische  Zeitavancement  eingesetzt.  Seine 
zweifellosen  Vorteile  sind  die  Sicherheit  der  Lebensführung,  die 
Berechenbarkeit  der  Zukunft  und  die  Verminderung  der  Zu- 
fälligkeiten ;  aber  unleugbar  gewinnt  dadurch  der  Staat  weit  mehr 
als  bisher  den  Krippencharakter  einer  Versorgungsanstalt.  Der 
Mangel  höheren  Strebens,  die  Einschränkung  der  Pflichterfüllung 
auf  ein  bequemes  Mindestmaß  sind  die  einschläfernden  Folgeübel 
dieser  Einführung. 

Alle  etwaigen  Bedenken  gegen  das  automatische  Zeitavance- 
ment werden  jedoch  niedergeschlagen  durch  den  Hinweis  auf  das 
furchtbare  Übel  der  Protektion,  das  auf  diesem  Wege  bekämpft 
werden  soll.  Es  ist  gerade  kein  erhebendes  Geständnis,  welches 
die  Verwaltung  ablegt,  indem  sie  die  Beförderung  weniger  vom 
Verdienste,  als  vielmehr  vom  Schwergewichte  der  abgesessenen 
Jahre  abhängig  machen  will,  und  zwar  vornehmlich  deshalb, 
weil  sie  durch  die  Macht  der  Protektion  behindert  ist,  Verdienst 
oder  Unfähigkeit  objektiv  abzuwägen,  und  daher  zu  einem  mehr 
mechanischen  Auskunftsmittel  greift.  Aber  darüber  darf  man 
sich  nicht  täuschen :  wenn  auch  das  automatische  Zeitavancement 
gewisse  Protektionserscheinungen  innerhalb  der  bereits  ange- 
stellten Beamtenschaft  mildert ;  sie  werden  noch  weit  mehr  beim 


—    48    — 

Eintritte  in  die  enge  Gnadenpforte  einsetzen,  um  so  wilder,  als 
liier  über  Fähigkeiten  und  Leistungen  der  Bewerber  noch  gar 
kein  Urteil  vorliegt.  Nun  wird  die  Versuchung  doppelt  groß, 
Leute,  die  im  Leben  unbrauchbar  sind,  in  den  Staatsautomaten 
einzuschmuggeln.  Deshalb  kann  man  bei  der  Frage  einer  Ver- 
waltungsreform, die  sich  auf  die  Beamten  bezieht,  an  dem  Übel 
der  Protektion  nicht  schweigend  vorübergehen. 

Viel  beklagt  — ,  oft  angewandt  auch  von  solchen,  die  sie 
beklagen,  scheint  sie  eine  unausrottbare  Begleiterscheinung  der 
öffentlichen  Verwaltung;  ein  Parasit,  dessen  Schädlichkeit  hier 
des  näheren  zu  erweisen  überflüssig  erscheint;  denn  Selbstver- 
ständliches bedarf  keines  Beweises. 

Aber  soviel  auch  von  Protektion  gesprochen  und  ge- 
schrieben wird,  nirgends  konnte  ich  auch  nur  den  Versuch  ent- 
decken, ihr  durch  eine  systematische  Behandlung  theoretisch 
auf  den  Leib  zu  rücken.  Und  wenn  in  der  Praxis  keine  durch- 
greifenden Erfolge  ihrer  Bekämpfung  ersichtlich  sind  —  man 
spricht  momentan  von  einer  steigenden  Konjektur  dieser  Unglücks- 
ware — ,  so  glaube  ich,  daß  zum  nicht  geringen  Teil  daran 
die  mangelnde  theoretische  Untersuchung  des  Übels  schuld  trägt; 
denn  der  erste  Schritt  zur  Heilung  ist  die  volle  Erfassung  des 
Übels,  so  wie  der  Arzt  vorher  die  Diagnose  stellt,  bevor  er 
Mittel  anwendet.  Dieser  erste  Schritt  wäre  hier  Feststellung  des 
Begriffes.  Wenn  es  gelänge,  einen  verwaltungsrechtlichen  Begriff 
der  Protektion  abzugrenzen,  so  wäre  damit  wenigstens  eine  Grund- 
lage ihrer  Bekämpfung  gewonnen,  die  sich  vielleicht  wesentlich 
über  die  heute  übliche  Form  des  Jammerns  und  Klagens  er- 
heben könnte.  Das  soll  hier  versucht  werden ;  freilich  nur  andeu- 
tungsweise, also  mehr  eine  Voruntersuchung. 

Die  erste  Frage  lautet  daher:  was  ist  überhaupt  Protek- 
tion? Der  Wortbedeutung  nach  ist  sie  ein  j.Nachvornedecken", 
ein  Schirmen  und  Schützen  eines  Schwächeren  durch  einen 
Stärkeren.  Es  ist  nicht  ein  Schutz,  der  gegen  Angriffe  von 
hinten  erfolgt,  sondern  einer,  der  nach  vorwärts  dringen  hilft; 
ein  Schirm,  den  ein  Mächtigerer  einem  Schwächeren  zukommen 
läßt  und,  auf  die  Beamtenprotektion  angewendet,  eine  Hilfe- 
leistung, die  einem  Beamten  oder  einem,  der  es  werden  will 
und  der  also  seinen  Weg  nicht  allein  gehen  kann,  durch  jeman- 
den gewährt  wird,  der  die  Macht  hat,  diesen  Weg  zu  ebnen. 

Die  Grundlage  der  Protektion  ist  sonach  ein  altruistisches 
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Moment,  ein  Akt  des  Wohlwollens,  und  als  solcher  prima  vista 
nicht  tadelnswert.  Dazu  kommt  noch  ein  zweites:  in  der  Ver- 
leihung des  Schutzes  beim  Vorwärtsschreiten,  in  diesem  Decken 
—  dem  tegere  — ,  liegt  ein  Einsetzen  des  Protektors  mit  seiner 
Persönlichkeit,  ein  Garantiegedanke,  der  die  Persönlichkeit  des 
Protektors  verpflichtet. 

Die  reinste  Form  der  Protektion  liegt  somit  vor,  wenn  das 
Motiv  ein  altruistisches  und  das  Mittel  dazu  die  Einsetzung  einer 
eine  gewisse  Garantie  geAvährenden  Persönlichkeit  ist.  Der  Al- 
truismus, das  sittliche  Moment  in  der  Protektion,  kann  nun  liegen 
in  dem  Wohlwollen  für  die  protegierte  Person,  aber  auch  in 
dem  Wohlwollen  für  denjenigen,  dem  diese  zugeführt  werden 
soll,  den  Amtschef,  in  letzter  Linie  den  Staat.  Das  Garantie- 
moment wird  am  vollkommensten  erfüllt,  wenn  die  Persönlich- 
keit, die  sich  einsetzt,  zugleich  jene  ist,  welche  die  Folgen  trägt. 
Damit  ist  die  reinste  und  gänzlich  einwandfreie  Protektionsform 
auch  schon  gegeben  und  zu  Ende.  Es  ist  diejenige,  welche  ge- 
übt wird,  indem  der  Amtschef  einer  Person  die  Wege  ebnet, 
die  in  sein  eigenes  Amt  führen,  vorausgesetzt,  daß  dieses  Amt 
so  eingerichtet  ist,  daß  der  Amtschef  für  etwaige  Mängel  dieser 
Person  mit  seinem  eigenen  Leibe  haftet. 

Zugleich  ergibt  sich  hieraus,  daß  jede  Protektion  bedenk- 
lich ist,  die  einer  dieser  Voraussetzungen  einer  einwandfreien 
Protektion  zuwiderläuft.  Zunächst  jene,  wo  das  altruistische 
Moment  fehlt,  also  die  gesamte  Verwandtenprotektion,  dann  jene, 
der  das  Garantiemoment  fehlt,  weil  der  Protektor  für  den  Pro- 
tegierten nicht  einstehen  kann  oder  will,  zumal  er  ihn  gar 
nicht  selbst  zu  beurteilen  in  der  Lage  ist.  Hieher  gehört  alle  so- 
genannte Protektion  aus  zweiter  Hand  — ,  sie  ist  immer  be- 
denklich; dann  jene  durch  Nichtfachleute  und  selbstverständlich 
Weiberprotektion  — ,  die  ist  von  vorhinein  verwerflich;  endlich 
jene  Protektion,  bei  welcher  der  Protektor  die  Verantwortung 
ablehnt,  indem  er  sich  zu  verbergen  sucht,  also  die  geheime 
Protektion.  In  Verfolgung  dieses  Gedankens  ließe  sich  eine  Skala 
von  zulässiger,  minder  zulässiger  und  verwerflicher  Protektion 
entwickeln. 

Gewiß  ist  mit  dieser  ersten  Erkenntnis  noch  wenig  ge- 
wonnen. Ganz  wertlos  erscheint  sie  mir  nicht,  weil  schon  all- 
gemein anerkannte  Grundsätze  an  sich  wirken.  Es  ist  schon 
gegenüber  dem  heutigen  Zustande  allgemeiner  Klagen  über  Ver- 
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hältnisse,  an  denen  doch  jeder  teil  hat,  etwas  wert,  wenn  fest- 
gestellt wird,  daß  gewisse  Protektionsformen  unbedingt  verwerf- 
lich sind,  z.  B.  daß  Weiberprotektion  schon  an  sich  unmoralisch 
ist,  auch  dann,  wenn  sonst  gegen  den  ganzen  Vorgang  wenig 
einzuwenden  wäre.  Sobald  die  schlummernde  Erkenntnis  geweckt 
und  allgemein  anerkannt  ist,  daß  diese  Intervention  unsittlich, 
daß  die  Zumutung,  die  man  diesbezüglich  an  eine  Frau  stellt, 
wirklich  eine  Zumutung  bedeutet,  die  eine  anständige  Frau 
zurückzuweisen  hat,  hört  die  ßerühmung  einer  Dame,  „Protek- 
tionsdame" zu  sein,  auf  und  wird  anrüchig  — ,  der  Verkehr  in 
ihrem  Hause  kompromittiert!  Eine  rein  theoretische  Erkenntnis 
vermag  daher  schon  die  Protektion,  die  heute  ohne  Bedenken 
als  etwas  Harmloses  geübt  wird,  ihrer  Naivität  zu  entkleiden 
und  der  nächste  Schritt  wird  eine  sachliche,  eventuell  strafrecht- 
liche Kategorisierung  bestimmter  Protektionsformen  sein,  an  der 
es  heute  mangels  durchgeführter  Unterscheidungen  fehlt. 

Eine  wissenschaftliche  Untersuchung  der  Protektion  kann 
natürlich  bei  einer  so  einfachen  Begriffsentwicklung  nicht  stehen 
bleiben.  Sie  wird  auch  die  Gründe  untersuchen  müssen,  weshalb 
die  Protektion  blüht,  wieso  es  kommt,  daß  in  der  Regel  zwi- 
schen dem  Anstellenden  und  dem  Kandidaten  sich  eine  Mittel- 
person, der  Protektor,  einschiebt.  Indem  ich  von  ganz  banalen 
Gründen  absehe,  die  Ihnen  nichts  Neues  bieten  würden,  möchte 
ich  nur  auf  einen  Grund  hinweisen,  der  immer  wieder  eine 
Quelle  der  Protektion  sein  wird.  Es  ist  die  Schwierigkeit,  beim 
ersten  Eintritt  in  den  Staatsbetrieb  eine  Differenzierung  der 
Kandidaten  vorzunehmen.  Wenn  mehrere  Bewerber  vorhanden 
sind,  die  sich  wenig  voneinander  unterscheiden,  deren  Brauch- 
barkeit sich  erst  später  differenzieren  kann,  dann  scheint  es  für 
das  Staatswohl  gewissermaßen  gleichgültig,  wer  aus  diesen  Gleich- 
wertigen oder  Gleichunwertigen  herausgegriffen  wird,  und  hier 
setzt  natürlich  die  wildeste  Protektion  ein,  viel  kräftiger,  als  im 
weiteren  Verlaufe.  Das  gleiche  Schauspiel  wiederholt  sich  dann 
noch  einmal,  wenn  es  sich  darum  handelt,  Einberufungen  in 
ein  Ministerium  vorzulegen. 

Da  der  Staat  keine  Versorgungsanstalt  ist,  braucht  man 
freilich  kein  Mitleid  mit  den  Zurückgewiesenen  zu  fühlen  und 
könnte  daher  die  Protektion,  welche  beim  Eintritt  einsetzt,  als 
eine  ziemlich  ungefährliche  betrachten.  Aber  die  Sache  liegt 
keineswegs  so,  daß  die  jungen  Leute  wirklich  gleichwertig  sind> 
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man  kann  nur  die  Verschiedenwertigkeit  nicht  sogleich  erkennen 
und  da,  je  unfähiger  jemand  fürs  Leben  ist,  desto  energischer 
er  zum  Staatsdienste  gedrängt  wird,  so  ist  gerade  hier  die  Pro- 
tektion am  gefährlichsten. 

Aber  auch  bei  einer  Auseinandersetzung  der  Protektions- 
gründe kann  eine  wissenschaftliche  Untersuchung  des  Protektions- 
problems nicht  stehen  bleiben.  Nach  einer  Begriffsbestimmung 
und  Klassifikation  der  Protektionsarten,  nach  dem  Hinweis,  wo 
die  schwachen  Stellen  des  Staates,  also  die  Angriffspunkte  des 
Parasiten,  liegen,  wird  eine  Beschreibung  der  wirklich  vorkommen- 
den Lebenserscheinungen  folgen  müssen,  also  nach  der  deduktiven 
die  induktive  Methode.  Erwarten  Sie  jedoch  von  mir  keine  Ent- 
hüllungen. Beispiele  aus  dem  Leben  zu  geben,  dazu  ist  dieses 
Kolleg  nicht  da.  Es  soll  nur  die  Methode  andeuten,  die  zur 
Festlegung  der  Erscheinungen  und  damit  zur  Reform  führt.  Und 
da  will  ich  nur  auf  zwei  Erscheinungen  hinweisen,  welche  das 
Protektionswesen  beherrschen,  eine  alte  und  eine  neue.  Die  alte 
ist  die,  wenn  ich  so  sagen  darf,  gemütliche  Familienprotektion, 
die  als  Erbteil  dem  Sohne,  als  Aussteuer  der  Tochter  mitgegeben 
wurde.  Ihren  Effekt  kann  man  durch  ein  eifriges  Studium  des 
Amtskalenders  nach  Familiennamen  erkennen;  sie  ist  relativ 
naiv,  wenn  auch  nicht  gerade  harmlos,  und  erinnert  ein  wenig 
an  die  schöne  Zeit  der  Zünfte,  wo  die  Heirat  einer  Meisters- 
tochter oder  Witwe  dem  Gatten,  der  das  Opfer  brachte,  von 
selbst  einen  Gewerbeschein,  einen  Meisterbrief  sicherte. 

Sie  ist  heute  nicht  verschwunden,  denn  verschwinden  wird 
sie  nicht,  solange  die  Familienbande  nicht  gelockert  sind,  aber 
sie  tritt  in  Konkurrenz  mit  einer  neuen,  weit  gefährlicheren  und 
heftigeren  Protektionsform,  mit  jener  der  politischen  Parteien. 
Wie  die  Wanderratte  die  alte  Hausratte  bekämpft,  so  bekämpft 
die  neue  Form  die  alte;  da  aber  auch  die  alte  Form  schwer 
ausrottbar  ist,  zehren  beide  am  Staate.  Diese  neue  Form  ist  eine 
Begleiterscheinung  des  Parlamentarismus;  sie  wurde  benützt  zu- 
erst von  den  Parteiführern  als  Ausfluß  ihrer  Machtstellung,  heute 
übt  sie  auch  der  letzte  Abgeordnete  virtuos.  Sie  bedrängt  jeden 
Amtschef;  Widerstand  macht  mißliebig;  sie  raubt  dem  Minister 
seine  Willensfreiheit  und  treibt  ihn,  einen  Druck  nach  unten 
auszuüben;  sie  wird  zu  einer  Plage  aller  Amter.  Und  dabei  sind 
die  Protektoren  auch  nicht  glücklich ;  sie  wieder  müssen  dem 
Drucke  der  Wähler  folgen. 
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Eine  besondere  Subspezies  der  Parteiprotektion  ist  natürlich 
in  Österreich  die  nationale,  doppelt  gefährlich,  weil,  da  sie  ein- 
mal von  einer  Nation  geübt  wird,  alle  anderen  Nationen  mittun 
müssen.  Vor  dem  nationalen  Gesichtspunkte  treten  natürlich  alle 
anderen  Gesichtspunkte,  z.  B.  der,  ob  der  Kandidat  überhaupt 
brauchbar  sei,  völlig  zurück;  von  einer  Anerkennung  wirklichen 
sachlichen  Verdienstes  ist  kaum  mehr  die  Rede.  Sie  verbirgt 
und  versteckt  sich  auch  nicht  mehr;  für  sie  gilt  Goethes  Wort: 
„Wächst  die  Schande  und  wird  sie  groß,  dann  geht  sie  auch 
bei  Tage  bloß."  Natürlich  verlangt  man  Gegendienste  von  jedem, 
der  in  solcher  Weise  protegiert  wurde ;  er  muß  ein  „sicherer  Mann" 
sein  und  sich  der  an  ihm  geübten  Protektion  auch  würdig  er- 
weisen; selbstverständlich  nicht  durch  Leistungen  gegenüber 
dem  Staate,  sondern  durch  parteiische  oder  nationale  Gegen- 
leistungen, d.  h.  aus  dem  Beamten  des  Staates  wird  nur  zu  leicht 
der  Agent  einer  Partei;  er  hat  im  Konfliktsfalle  die  Staats- 
interessen den  nationalen,  parteiischen  und  anderen  zu  opfern. 
Diese  Art  der  Protektion,  die  moderne,  bedeutet,  je  mehr  sie  um 
sich  greift,  Zersetzung  des  Staates  durch  seine  Beamten,  und 
der  früher  zitierte  Satz:  „Das  Staatsrecht  zerreißt  Österreich  — 
die  Verwaltung  hält  es  zusammen,"  wird  bald  einer  Richtig- 
stellung bedürfen.  Viele  ehrliche  Beamte  klagen  schon  jetzt: 
Wie  soll  das  enden,  wenn  diese  Früchte  neuen  Samen  ver- 
breiten ? 

Ist  die  Verwaltung  wirklich  hilflos  gegenüber  dem  Protektions- 
problem? Leicht  ist  die  Sache  gewiß  nicht;  ein  Mittel  zur  Aus- 
rottung gibt  es  kaum;  aber  unsere  früheren  Darlegungen  haben 
doch  Handhaben  zur  Abwehr  angedeutet.  Ich  wage  es  daher,  ein 
System  von  Abwehrmitteln  vorzuschlagen. 

Als  die  staatsgefährlichste  Form  der  Protektion  wurde 
jene  erkannt,  die  einen  Eingriff  parlamentarischer  Machtfaktoren 
in  die  Verwaltung  bedeutet.  Es  wird  ein  Notstand  der  Verwaltung 
erzeugt  und  diese  kann  den  Übergriffen  hauptsächlich  deshalb 
so  schwer  standhalten,  weil  das  Gebiet  der  Amterbesetzung  ein 
wenig  geregeltes,  ein  so  ziemlich  der  Willkür  überlassenes  ist. 
In  diesem  ungeregelten  Zustande,  in  diesem  Mangel  bindender 
Normen  liegt  die  Schwäche  der  Verwaltung  gegen  den  Ansturm 
der  Mächtigen,  die  Unbilliges  verlangen.  Ich  glaube,  niemand 
wäre  glücklicher  als  unsere  Minister,  wenn  sie  dem  Andringen 
der  Abgeordneten   mit   einem    wohlmotivierten    „non    possumus" 
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antworten  könnten,  und  ebenso  befreit  könnten  die  Abgeordneten 
aufatmen,  wenn  sie  ihren  drangsalierenden  Wählern  dezidiert 
sagen  könnten:  „Schade  um  die  Mühe,  jeder  Schritt  ist  umsonst, 
es  geht  einfach  nicht." 

Damit  ist  aber  auch  schon  der  Ansatz  zur  Abwehr  gegeben : 
denn  bindende  Normen,  welche  Prinzipien  für  die  Verwaltung 
festlegen,  das  freie  Ermessen  einschränken,  müßten  die  Macht 
dieser  Protektionsform  schwächen,  das  ist  ja  auch  der  Sinn  jenes 
Gesetzentwurfes,  der  die  automatische  Vorrückung  vorschlägt, 
und  sie  wird  auch  wirken.  Aber  diese  Wirkung  bewegt  sich 
leider  nur  in  enggezogenen  Grenzen;  denn  jene  Protektion, 
welche  gleich  beim  Eintritt  in  den  Staatsdienst  einsetzt,  wird 
dadurch  gar  nicht  berührt  und  ebensowenig  jene,  welche  Un- 
berufene in  die  leitenden  Stellen,  in  die  Ministerien  einberuft.  Im 
Gegenteil,  sobald  die  Protektion  bei  der  normalen  Vorrückung 
bereits  Angestellter  ausgeschaltet  ist,  so  wird  sie  um  so  heftiger 
einsetzen  bei  jenen  Angriffspunkten,  die  unbewehrt  sind.  Die 
Zahl  der  Ungeeigneten  wird  wachsen  beim  Eintritt  und  bei 
der  Einberufung.  Deshalb  verlangt  gerade  das  Gesetz  über  die 
automatische  Vorrückung  eine  Ergänzung  und  schreit  förmlich 
nach  einer  weiteren  Maßregel  zur  Beseitigung  seiner  üblen 
Nebenwirkungen. 

Trotzdem  begrüße  ich  diesen  ersten  Versuch,  der  Pro- 
tektionsmisere zu  begegnen,  nicht  bloß  um  seiner  selbst  willen, 
sondern  noch  weit  mehr,  weil  er  den  Fingerzeig  gibt,  wie  die 
Behandlung  weiter  zu  führen  wäre,  nämlich  durch  normative 
Bindungen  mit  großer  Kraft.  Wenn  der  Entwurf  ergänzt 
würde  durch  Bindungen,  welche  den  Eintritt  Unbefähigter  auf- 
halten und  die  unbefugt  Eingetretenen  wieder  beseitigen  und 
endlich  die  leitenden  Stellen  von  ihnen  freihalten,  dann  wäre 
der  Verwaltung  wesentlich  geholfen:  das  aber  ist  schwierig. 
Vorerst  müßte  man  die  Grundsätze  aufstellen;  sodann  die  Frage 
erörtern,    wie    sie   realisiert,    d.  h.  in  Bindung  übersetzt  werden. 

Kehren  wir  zurück  zu  unserer  Begriffsbestimmung  der 
Protektion ;  da  haben  wir  eine  gänzlich  einwandfreie  Form  ge- 
funden, sogar  eine  Form,  die  direkt  wertvoll  ist.  Es  ist  jene,  bei 
welcher  der  Protektor  die  Garantie  leistet,  und  zwar  mit  seiner 
ganzen  Persönlichkeit,  die  er  aus  der  Kenntnis  des  Protege, 
nicht  aus  dritter  Hand  und  nicht  heimlich  und  verantwortungslos 
gewährt.     Es    ist    der    Fall,    wo    der  eigene  Amtschef  selbst  der 
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Protektor  ist,  der  mit  seinem  Protege  entweder  dauernd  belastet 
ist  oder  durch  diesen  dauernd  unterstützt  wird,  je  nachdem  er 
einen  Mißgriff  gemacht,  oder  eine  Perle  gefischt  hat.  Und  diese 
einzig  einwandfreie  Protektionsform  möchte  ich  als  Kampfmittel 
gegen  die  schädlichen  Formen  anwenden. 

Heute  werden  einem  Amtschef,  z.  B.  einem  Bezirkshaupt- 
manne  die  paar  Unterbeamten,  mit  denen  er  wirken  soll  — , 
einfach  zugewiesen.  Dieser  Vorgang  widerstreitet  dem  Prinzipe 
der  persönlichen  Verantwortlichkeit,  die  doch  einem  solchen 
Bezirkshauptmann  auflastet;  er  soll  verantwortlich  sein  mit 
einem  Personale,  auf  dessen  Auswahl  er  keine  entsprechende 
Ingerenz  hat.  Kein  Gastwirt,  kein  Fuhrwerker  oder  sonstiger 
Gewerbsunternehmer  würde  die  im  allgemeinen  bürgerlichen 
Gesetzbuch  ihm  auferlegte  Haftung  tragen,  wenn  er  nicht  sein 
Personal  aussuchen  dürfte.  Deshalb  ist  auch  das  Prinzip  der 
persönlichen  Verantwortung  zum  großen  Teil  ein  papierenes  ge- 
blieben. Nun  stelle  ich,  um  ja  nicht  zu  radikal  zu  erscheinen, 
für  die  Bezirkshauptleute  nicht  etwa  jene  Forderung,  die  jeder 
Hoteldirektor  als  eine  selbstverständliche  stellen  würde,  nämlich 
sein  Personal  frei  zu  ernennen.  So  gut  soll  es  ein  Bezirkshaupt- 
mann nie  haben  — ,  denn  das  würde  in  die  Rechte  der  Statt- 
halterei  eingreifen.  Aber  eine  weit  geringere  Forderung  dürfte 
doch  diskutierbar  sein :  nämlich  die,  daß  er  ein  Vorschlags-  oder 
wenigstens  ein  Ablehnungsrecht  oder,  was  noch  besser  wäre, 
eine  Kombination  beider  ausüben  könnte. 

Denken  Sie,  so  ein  Bezirkshauptmann,  der  einen  Kommissär 
oder  Konzeptspraktikanten  braucht  oder,  wie  jetzt  der  bezeich- 
nende Ausdruck  lautet,  „zugewiesen':  erhält,  dürfte  sich  aus  den 
bestehenden  Hilfskräften  drei  im  Tema  vorschlage  aussuchen. 
Würde  er  nicht  in  der  Regel  die  Brauchbarsten  nominieren?  Ei- 
nrußte schon  ganz  pervers  angelegt  sein,  wenn  er  sein  Amt  zu 
einer  Besserungsanstalt  für  Unbrauchbare  verwenden  wollte. 
Gewiß  sind  auch  dann  noch  Mogeleien  möglich  nach  dem 
Prinzipe :  „Lobst  du  meinen  Jungen,  so  lobe  ich  deinen"  und 
auch  ein  gewisser  Hochdruck  —  aber  der  müßte  schon  ganz 
besonderer  Art  sein,  zumal  er  auf  den  Intellekt  des  Bezirks- 
hauptmannes ein  schiefes  Licht  wirft  —  könnte  auch  dann  noch 
die  Resultate  verfälschen.  Aber  die  automatisch  wirkende  Regel, 
das  natürliche  Schwergewicht  der  Tatsachen,  würde  hier  ganz 
von    selbst    zu   einer   Elektion    der  Tüchtigeren  führen,   es  gäbe 
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ein  System  ehrender  Auslese.  Die  Konsequenzen  eines  solchen 
Systenies,  wenn  es  zunächst  bei  selbständigen  Unterämtern,  suk- 
zessive aber  auch  in  den  Departements  der  Oberbehörden  Eingang 
fände,  könnten  sehr  weitgehend  sein. 

Zunächst  verwirklicht  man  das  Prinzip  der  persönlichen 
Verantwortlichkeit;  die  Ausrede:  „ich  kann  mich  auf  meine 
Unterbeamten  nicht  verlassen,"  würde  eine  faule  Ausrede  werden; 
zweitens  können  die  Resultate  dieser  ehrenden  Auslese  bei 
Beförderungen  nur  schwer  umgangen  werden;  endlich  würden 
die  Protektionskinder,  die  anfangs  wider  Verdienst  in  ein  Amt 
eingeschmuggelt  wurden,  sehr  bald  in  der  Luft  hängen  —  nach 
diesen  wäre  keine  Nachfrage  und  das  könnte  nicht  ohne  Kon- 
sequenzen für  sie  bleiben. 

Diesen  Gedanken  möchte  ich  nun  in  den  Dienst  eines 
zweiten  stellen,  den  ich  den  Ausscheidungsprozeß  minder- 
wertiger Organe  nennen  möchte.  Jeder  Organismus  bedarf  solcher 
Ausscheidungsmöglichkeiten,  weil  er  sonst  an  Selbstvergiftung 
leidet;  der  Verwaltungsorganismus  besitzt  sie  in  zu  geringem 
Grade;  und  selbst  diese  heute  schon  geringe  Ausscheidungs- 
möglichkeit wird  noch  wesentlich  eingeschränkt  werden,  wenn 
eine  Dienstpragmatik  den  Anspruch  auf  die  amtliche  Lebens- 
stellung zu  einem  Individualrechte  ausgestaltet.  Bevor  der  einzelne 
Beamte  ein  so  folgenschweres  Individualrecht  erlangt,  müßte 
also  eine  längere  Probezeit  vorausgehen  und  in  dieser  Zwischen- 
zeit könnten  die  Ausscheidungen  vor  sich  gehen.  Hier  würden 
die  Kategorien  der  nie  Normierten  oder  der  direkt  von  allen 
Amtschefs  Abgelehnten  ein  immerhin  deutliches  Reifezeugnis 
für  die  Ausscheidung  abgeben. 

Beispielsweise  —  der  Grundgedanke  läßt  sich  ja  ver- 
schiedenerweise durchführen  —  denke  ich  mir  die  Sache  so: 
Der  Eintritt  in  den  Staatsdienst,  erfolge  wenigstens  in  den 
Stellen  mit  Hoch-  und  Mittelschulbildung,  stets  provisorisch  auf 
ein  Jahr  und  ende  mit  Ablauf  dieses  Jahres  von  selbst.  Die 
eine  Hälfte  dieses  Jahres  diene  lediglich  zur  Erlernung  der 
äußeren  Amtsformen  (zur  Abrichtung,  wie  man  die  Sache  ge- 
schmackvoll nennt),  die  zweite  Hälfte  zur  Erprobung.  Nach 
Jahresablauf  muß  der  Kandidat  dieses  spezielle  Amt  verlassen, 
kann  sich  aber  auf  Grund  seines  Amtszeugnisses  anderweitig 
umsehen.  Aufgenommen  wird  er  nur,  wenn  er  von  seinem 
künftigen    Departementvorstand,    dem    eine    beschränkte    Anzahl 
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von  Hilfskräften  zur  Verfügung  steht,  vorgeschlagen  wird.  Da- 
durch würde  das  Einschmuggeln  unfähiger  Protektionskinder 
zwecklos,  eine  ehrenvolle  Auslese  von  selbst  gegeben  und  der 
Ausscheidungsprozeß  automatisch  eingeleitet.  Die  Rückkehr  in 
das  soeben  verlassene  Amt  würde  ich  nicht  vor  einer  längeren 
Frist  —  etwa  einem  halben  Jahr  —  gestatten,  um  die  Beweg- 
lichkeit jüngerer  Beamter  zu  fördern;  einer  Ausstellung  wahrheits- 
widriger, lobender  Zeugnisse  ließe  sich  dadurch  vorbeugen,  daß 
ein  besonders  lobendes  Zeugnis,  z.  B.  das  Kalkül  „sehr  gut", 
den  Aussteller  verpflichtet,  nach  Ablauf  des  Halbjahres  seinen 
so  sehr  gelobten  Kandidaten  in  Vorschlag  bei  freiwerdenden 
Stellen  zu  bringen!  Das  einjährige  Praktikantenzeugnis  soll  als 
Ersatz  für  die  geleisteten  Dienste  gewisse  Berechtigungen  ge- 
währen, z.  B.  Einrechenbarkeit  in  den  Staatsdienst,  speziell  bei 
Juristen  auch  für  Advokatur  und  Notariat;  es  sei  eine  Voraus- 
setzung für  den  Bewerb  nichtstaatlicher  öffentlicher  Amter 
f  Gemeinde-,  Bezirks  -  Landes  -  Sekretariat).  Auch  Remunerierung 
dieser  Praxis  wäre,  wenn  die  Staatsfinanzen  es  zulassen,  nicht 
ausgeschlossen.  Hingegen  müßte  die  sinnlos  aus  älteren  Zeiten 
übernommene  Forderung  aufhören,  daß  der  Staatsdienst,  um 
anrechenbar  zu  werden,  ununterbrochen  sei  —  gerade  um- 
gekehrt :  Unterbrechungen  im  Anfange,  vorübergehender  Eintritt 
in  Banken,  Industrien,  Auslandsstudienreisen  wären  zu  fördern. 
Ebenso  müßte  die  Einberufung  in  Ministerien  von  binden- 
den Grundsätzen  beherrscht  werden;  zwar  haben  wir  hier  schon 
Grundsätze  die  Fülle,  aber  ihre  Befolgung  hält  schwer.  Die 
Einrichtung,  daß  in  den  Ministerien  die  Konzipisten  sogleich 
eine  höhere,  nämlich  die  IX.  Rangsklasse  innehaben,  beabsich- 
tigt, daß  nur  bewährte  Leute  dort  arbeiten  sollten,  aber  die  Fülle 
der  Arbeit  zwingt  diese  Amter,  zur  Aushilfe  kostenlose  Prakti- 
kanten zuzulassen,  also  indifferenzierte  Kandidaten,  und  damit 
setzt  die  Protektion  in  der  Regel  ein.  Dieses  Bedürfnis  nach 
Aushilfskräften,  für  die  im  Budget  nicht  vorgesorgt  ist,  wird 
immer  vorhanden  sein,  und  es  ist  daher  ganz  aussichtslos,  gegen 
die  notwendig  sich  ergebende  Folgeerscheinung  mit  bloß  papiere- 
nen Grundsätzen  anzukämpfen ;  deshalb  blieb  auch  der  Minister- 
ratsbeschluß, nur  5jährige  Diener  in  die  Ministerien  aufzunehmen, 
undurchführbar.  Vielmehr  schlage  ich  vor,  jene  Prinzipien  über 
ehrende  Auslese  und  Ausscheidung  Unfähiger  hier  analog  anzu- 
wenden und  mit  dem  Bedürfnis  nach   minderbezahlten  Aushilfs- 
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kräften  zu  kombinieren,  etwa  so,  daß  die  Eintrittsmöglichkeit 
hervorragend  qualifizierten  jungen  Beamten  ziemlich  freigestellt 
werde,  aber  unter  der  strikten  Voraussetzung  notgedrungener 
Rückkehr  und  der  vagen  Aussicht  späterer  Wiedereinberufung 
durch  einen  Departementschef. 

Was  endlich  die  Ausscheidung  der  von  keinem  Chef  be- 
gehrten Beamten  mit  provisorischer  Anstellung  betrifft,  so  erlaube 
ich  mir  die  Scherzfrage:  was  geschieht  mit  diesen?  Die  Antwort 
müßte  lauten:  Logischer  weise  gehören  sie  ins  Präsidialbureau; 
ich  sage:  „logischerweise"  —  denn  der  oberste  Chef  hat  sie  ein- 
berufen, also  geschah  es  auf  seine  Gefahr;  freilich  geht  das 
praktisch  nicht,  da  man  gerade  hier  die  Tüchtigsten  benötigt, 
und  also  würde  der  Ausscheidungsprozeß  recht  kräftig  funk- 
tionieren. 

Dies  wären  einige  von  den  Grundsätzen,  die  ein  von  der  Pro- 
tektionswirtschaft befreites  Beamtentum  erzielen  könnten,  und  von 
diesen  Grundgedanken  ausgehend,  ließen  sich  noch  mehr  ähnliche 
Vorschläge  machen.  Sie  gehen  aus  von  einer  Bindung  der  Ver- 
waltung an  gewisse  Normen  bei  der  Ernennung  und  Beförderung, 
wie  sie  im  Entwurf  der  Dienstpragmatik  nur  für  einen  Spezial- 
fall dem  der  automatischen  Vorrückung,  beabsichtigt  ist.  Nun 
aber  kommt  die  zweite,  weit  schwierigere  Frage,  wie  diese 
einmal  aufgestellten  Grundsätze  durchgeführt  und  eingehalten 
werden  sollen  ?  Wer  garantiert  ihre  Beobachtung,  da  nur  wenige 
derselben  sich  zu  gesetzlicher  Ausgestaltung  eignen?  Und  wenn 
sie  nicht  Gesetze  sind  —  wird  man  einwenden  — ,  wer  soll  die 
Befolgung  garantieren  ?  Die  Antwort  nehme  ich  aus  der  Er- 
wägung, daß  die  Protektion,  die  heute  eine  Verwaltungsnot 
bildet,  einen  Übergriff  der  gesetzgeberischen  Faktoren  in  die 
Verwaltung  bedeutet  und  daß,  da  die  heutige  ministerielle  Ver- 
waltung sich  als  zu  schwach  zum  Selbstschutz  erweist,  hier 
immerhin  die  Krone  als  Wächter  des  staatlichen  Gleichgewichtes 
angerufen  werden  kann. 

Die  Sache  hat  Vorbilder:  sobald  Anstellung.  Definitiv- 
werden, Einberufung  in  ein  Ministerium  und  außertourliche  Be- 
förderung an  einheitlich  zusammengefaßte  Normen  gebunden 
sind,  etwa  in  Form  einer  Durch  führ  ungs-  Verordnung  zur  Dienst- 
pragmatik, könnte  jedes  Abgehen  von  dieser  Norm  in  einem 
Einzelfalle  wie  das  auch  sonst  häufig  geschieht,  einer  besonderen 
kaiserlichen  Entschließung  vorbehalten  werden ;  dieser  ausnahms- 
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weise  Vorgang  bedarf  dann  eines  a.  u.  Vortrages  und  sollte  ferner 
jedesmal  unter  Hinweis  auf  den  Umstand,  daß  hier  eine  Aus- 
nahmsbehandlung geboten  war,  in  der  Wiener  Zeitung  publiziert 
werden.  Sie  werden  sehen,  welche  öffentliche  Kontrolle  darüber 
herrschen  wird,  daß  zunächst  die  Form  eingehalten  wird  und 
welche  Wirkung  es  hat,  wenn  der  Minister  einem  Protektor 
antworten  kann:  Wünschen  Sie  etwa,  daß  ich  für  Ihren  Fall 
eine  Allerhöchste  Entschließung  einhole?  Damit  würden  solche 
Ausnahmsfälle  zu  Raritäten  werden. 

Fassen  wir  das  Gesagte  kurz  zusammen ;  es  wurde  versucht, 
eine  Anleitung  zu  geben,  wie  man  der  Protektion  zunächst 
theoretisch  auf  den  Leib  rücken  könne,  durch  Feststellung  des 
Begriffes  und  Gegenüberstellung  von  einwandfreier  Protektion 
und  ihren  bedenklichen  Formen.  Dann  wurden  die  Gründe  aus- 
einandergesetzt, die  eine  Intervention  eines  Garantie  leistenden 
Protektors  schwer  entbehrlich  erscheinen  lassen,  und  die  schwachen 
Stellen  im  Staatsorganismus  aufgedeckt,  die  Angriffspunkte  des 
Parasiten  bieten.  Da  nun  die  in  der  Dienstpragmatik  vorgesehene 
automatische  Vorrückung  gerade  bei  diesen  schwächsten  Stellen 
als  Kampfmittel  gegen  die  Protektion  versagt,  versuchte  ich  die 
einwandfreie  Protektion  als  Kampfmittel  gegen  die  parasitäre 
zu  verwenden.  Durch  ein  Vorschlagsrecht  des  verantwortlichen 
Amtschefs  bei  der  Auswahl  seiner  Hilfskräfte  würde  ein  Rechts- 
verhältnis zwischen  dem  Chef  und  seinen  Hilfsarbeitern  geschaffen, 
das  heute  gänzlich  fehlt.  Durch  das  heutige  vage  Verhältnis 
wird  mit  einem  gewissen  Raffinement  der  naturgemäße  Zustand 
untergraben,  wonach  der  Amtschef  seine  Leute  vorwärts  bringt, 
wenn  sie  ihm  nützen,  sie  fortbringt,  wenn  sie  versagen ;  vor  allem 
aber  fehlt  die  culpa  in  eligendo,  weil  kein  „eligere"  statthat, 
und  damit  die  Durchführbarkeit  des  Prinzips  der  persönlichen 
Verantwortlichkeit. 

Es  wurde  also  einerseits  ein  System  ehrender  Auslese  vor- 
geschlagen, andererseits  ein  Ausscheidungsprozeß  Ungeeigneter 
vorgesehen ;  damit  dieser  ohne  allzu  große  Härte  funktioniere,  und 
rechtzeitig,  also  bevor  es  zu  spät  ist,  wurde  eine  jeden  Kandi- 
daten treffende  Zäsur  angeregt,  ein  vorübergehender  Austritt  ein 
Jahr  nach  der  Aufnahme.  Als  erwünschte  Nebenwirkung  dieser 
Zäsur  kann  betrachtet  werden,  daß  der  junge  Beamte  Gelegen- 
heit erhält,  sich  anderswo  umzuschauen,  eventuell  eine  Zeit  der 
Sammlung    und    Prüfungsvorbereitung    vor    sich    hat.    Wer    sich 
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dann  den  jungen  Mann  in  sein  Amt  holt,  muß  wissen,  wes 
Geistes  Kind  derselbe  ist,  und  die  Schmuggelprotektion  wird 
zAvecklos. 

Neben  und  nach  diesen  großen  Fragen  gestatten  Sie  eine 
kleine  zu  berühren:  die  Titelfrage  —  wie  die  Satire  dem  Drama 
folgt. 

Wenn  Sie  mich  fragen,  welchen  Titel  halten  Sie  für  den 
besten?  so  antworte  ich:  „Herr"  und  „Frau".  Aber  die  Titel- 
frage ist  nun  einmal  da,  und  nur  eine  gesellschaftliche  Mode, 
nicht  staatliche  Regelung  kann  sie  aus  der  Welt  schaffen.  Unser 
Entwurf  der  Dienstpragmatik  tut,  noch  ein  übriges,  indem 
er  anordnet:  „Der  Beamte  ist  zur  Führung  seines  Amtstitels 
berechtigt  und  hat  Anspruch  darauf,  sowohl  im  dienstlichen 
Verkehr,  als  auch  in  den  amtlichen  Verlautbarungen  aus- 
schließlich mit  diesem  Titel  benannt  zu  Averden."  Dadurch 
wird  jede  andere  Ansprache  an  den  Beamten,  mit  dem  man 
dienstlich  zu  tun  hat,  ausgeschaltet  und  die  Partei  förmlich  ge- 
zwungen, sich  des  amtlichen  Titels  zu  vergewissern,  bevor  sie 
es  wagt,  einen  Beamten  anzureden,  lind  diese  Bestimmung  wird 
ohne  Zweifel  stark  auf  den  privaten  Verkehr  rückwirken.  Daß 
es  dem  Publikum  nicht  gar  so  leicht  ist,  ihr  nachzukommen  und 
den  richtigen  Titel  zu  finden  oder  gar  anzuwenden,  werden  wir 
bald  sehen. 

Der  Staat  hat  ganz  recht,  die  Titelsucht  zu  benützen,  um 
gesellschaftliche  Stellungen  zu  geben,  wo  er  Geld  nicht  geben 
kann,  und  so  einen  gewissen  Ausgleich  gegenüber  höher  be- 
soldeten Privatbeamten  in  ähnlichen  Vertrauensstellungen  zu 
schaffen.  Dann  aber  hat  der  Titel  zweierlei  Bedeutungen:  er 
soll  nicht  bloß  den  Rang  im  Schematismus  angeben,  sondern 
auch  gesellschaftlichen  Nimbus  verleihen.  Aber  unsere  Beamten- 
titel scheinen  von  Bureaukraten  verfaßt,  ausschließlich  für  die 
Zwecke  des  Amtskalenders.  Die  Gehaltsstufe  und  die  Rang- 
ordnung bringen  sie  genau  zum  Ausdruck ;  jeder  Beamte  ist  ein 
wandelndes  Auskunftsbureau  seiner  Bezüge.  Aber  auf  den  zweiten 
Zweck,  die  gesellschaftliche  Stellung,  wird  sehr  wenig  Rücksicht 
genommen ;  ja  es  scheint  eine  gewisse  Vorliebe  für  Titel  zu  be- 
stehen, die  unangenehm  wirken. 

Das  beginnt  schon  mit  dem  schönen  Anfangstitel  „Prak- 
tikant". Der  Kaufmann  nennt  seinen  jüngsten  Laufburschen  so, 
der  Staat    seine    Doktoren  der  Rechte,  der  Medizin,  seine  diplo- 
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mierten  Ingenieure  usw.  Der  Praktikantentitel  ist  ganz  beson- 
ders gangbar;  jeder  Verwaltungszweig  führt  Leute  im  schönsten 
Heiratsalter  als  Praktikanten.  „Herr  Konzeptspraktikant"  ist  eine 
höhnische  Anrede  für  einen  Kommissionsleiter,  mit  dem  er,  wenn 
der  Entwurf  der  Dienstpragmatik  Gesetz  wird,  „ausschließlich 
benannt  zu  werden  Anspruch  hat." 

Nach  den  direkt  beleidigenden  Titeln  erwähne  ich  die  ver- 
kleinernden, die  so  eine  halbe  Bosheit  bedeuten,  wenn  man  sie 
anwendet :  Vize-,  Sub-,  Unter-,  wo  das  Publikum  taxfrei  eine 
Eliminierung  vornimmt;  drittens  die  unwahren,  wenn  ein  selb- 
ständiger Richter  „Adjunkt"  heißt,  und  endlich  die  unaussprech- 
baren, die  mehr  als  5  Silben  umfassen:  Ministerialrat  mit  6, 
Oberlandesgerichtsrat  mit  7  Silben,  endlich  der  Ministerial- Vize- 
sekretär mit  10  Silben  schießt  den  Vogel  ab ;  vielleicht  gibt  es 
aber  noch  längere.  Natürlich  kürzt  man  sie  im  Verkehr  immer 
ab,  und  so  führt  jeder  dieser  Beamten  zwei  Titel,  einen  wirk- 
lichen und  einen  gebrauchsfähigen.  Sehr  pedantisch,  oft  un- 
delikat ist  es,  das  Ressort  beizufügen.  Ist  es  wirklich  nötig, 
einen  Mann,  dem  man  schon  den  Ratstitel  gibt,  noch  als  Post-, 
Polizei-,  Rechnungsrat  zu  spezifizieren? 

Da  die  Titel  nicht  bloß  der  Registerführung  dienen,  die 
man  im  Amtskalender  nachschlagen  kann,  sondern  in  erster  Linie 
Anredeformen  sind,  so  adaptiere  man  sie  diesem  Zwecke.  Fort 
mit  den  Mißtiteln;  dann  bleiben  wenige,  aber  gute  übrig;  es  ist 
auch  gar  nicht  nötig,  daß  500  Kronen  Gehaltszuwachs  eine 
neue  Anredeform  zur  Folge  haben  und  der  Beamte  sich  schämen 
muß,  wenn  er  nicht    alle    paar    Jahre    einen   neuen  Titel  erhält. 

Die  Reform  wäre  so  einfach;  mich  dauern  am  meisten  die 
heiratsfähigen  jungen  Männer,  die  ihre  Anredeform  verschleiern 
müssen;  man  gewähre  ihnen,  wenn  man  schon  kein  Geld  geben 
kann,  wenigstens  einen  schönen  Namen. 


VII.  Verwaltungstechnik. 

A.  Erklärung  des  Begriffes. 

Ebenso  wichtig  wie  Reformen,  welche  die  Beamten  als  Per- 
sonen betreffen,  sind  jene,  welche  das  Beamtentum  als  Ganzes 
und  seine  Leistungen  ins  Auge  fassen.  Die  beängstigende  Höhe 
des  Beamtenbudgets  erzeugt  die  Frage,  ob  die  Beamten  leisten, 
was  sie  kosten.  Man  will  daher  beim  Kostenpunkte  Reformen  ein- 
setzen. Ich  halte  diesen  Ausgangspunkt  einer  Reform  nicht  für 
den  glücklichsten;  denn  Leistungen  und  Kosten  sind  gerade  hier 
fast  inkommensurable  Größen.  Inkommensurables  kann  man  nicht 
gegeneinander  abwägen  und  Ersparungskommissionen  haben  selten 
ihre  Kommissionskosten  hereingebracht.  Wohl  aber  lassen  sich  die 
Leistungen  an  anderen  Maßstäben  messen  und  nach  ihnen  regu- 
lieren und  reformieren. 

Da  möchte  ich  mit  einem  wenigstens  in  dieser  Fassung 
neuen  Begriff  operieren,  dem  der  Verwaltungstechnik.  Darunter 
verstehe  ich  ein  System  neuer  Forderungen,  die  an  den  Beamten- 
apparat gestellt  werden,  damit  er  anders  funktioniere  als   bisher. 

Ich  habe  bereits  früher  auseinandergesetzt,  weshalb  die 
instanzmäßige  Arbeit,  das  Prüfen  und  Überprüfen  in  drei  In- 
stanzen, unserer  heutigen  Auffassung  widerspricht,  nicht  bloß, 
weil  sie  langwierig,  kostspielig,  lähmend  wirkt,  sondern  weil  sie 
verwaltungswidrig  ist.  Verwaltungswidrigkeit  ist  der  letzte  Grund 
der  allgemeinen  Unzufriedenheit  mit  dem  dreifachen  Instanzenzug 
oder  gar  vier-  und  fünffachen  —  wenn  unten  die  Gemeinde  und 
oben  der  Verwaltungsgerichtshof  hinzukommt.  Und  dennoch  habe 
ich  mich  gegen  eine  rein  mechanische  Lösung,  gegen  die 
Streichung  etwa  der  obersten  Instanz  gewehrt,  im  Interesse  der 
Einheitlichkeit.  Unsere  Aufgabe  wäre  es,  die  recht  bequemen 
mechanischen  Vorschläge,  sie  mögen  lauten,  wie  sie  wollen,  bei- 
seite zu  schieben  und  ein  System  zu  bieten,  dessen  Ziel  lautet: 
Einheitliche  Verwaltung,  bei  welcher  dennoch  der  Einzelfall  nie 
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öfter  als  zweimal  behandelt  wird.  Ich  wage  durchaus  nicht  zu 
behaupten,  daß  ich  dieses  Ziel  im  ersten  Anlauf  erreicht  hätte; 
aber  trotzdem  hoffe  ich,  einige  durchführbare  und  praktische 
Richtlinien  des  Neubaues  zu  geben,  an  denen  ein  Weiterbau  an- 
setzen kann.  In  diesem  Sinne  spreche  ich  von  Verwaltungstechnik. 

Sie  wissen,  wie  eine  Dampfmaschine  arbeitet,  ihre  Ver- 
wendung ist  eine  vielseitige  —  aber  ihre  eigentliche  Arbeits- 
leistung besteht  doch  nur  immer  darin,  daß  sie  einen  Kolben 
nach  vor-  und  rückwärts  stößt;  ihre  Vielseitigkeit  wird  erst 
durch  Transmissionen  vermittelt.  Mit  einer  solchen  Dampfmaschine 
möchte  ich  die  ganze  bureaukratische  Arbeitsleistung  vergleichen. 
Die  Anforderungen  sind  mannigfaltig,  aber  die  Leistungen  der 
Bureaukratie  lassen  sich  auf  einige  wenige  Grundformen  zurück- 
führen. 

Zuerst  ist  es  die  Wahrnehmung,  die  sich  als  Erkundigung, 
Anhörung  und  Protokollierung  erweist,  dann  die  Mitteilung  des 
Wahrgenommenen  als  Bericht  und  Gutachten,  endlich  die  Fest- 
stellung des  Wahrgenommenen  als  Beurkundung,  Registrierung, 
Vormerk  oder  Termin. 

Als  zweite  Stufe  kommt  in  Betracht  die  Verwertung  des 
Wahrgenommenen  als  Urteil,  als  Subsumption  des  Wahrgenomme- 
nen unter  eine  Rechtsnorm;  dann  als  Befehl  oder  Verbot,  also 
Verbindung  des  gewonnenen  Urteils  mit  einer  Willensäußerung, 
und  in  Ausführung  dieses  Befehles:  Erlaubnis,  Konzession,  Er- 
nennung, Strafe,  Exekution.  Eigene  werktätige  Handlung  kommt 
in  diesem  Schema  wenig  in  Betracht,  am  meisten  noch  bei  der 
Form  der  Exekution. 

Dieser  Apparat,  der  Ihnen  ja  geläufig  ist,  ist  im  wesentlichen 
der  Apparat  des  alten  Polizeistaates,  der  im  Beobachten,  Verbieten 
und  Gebieten,  Urteilen  und  Strafen,  Dokumentierung,  Konzessions- 
gewährung und  Versagung  sich  äußerte. 

Mit  diesem  Apparate  und  etwas  Militärgewalt  im  Hinter- 
grunde ist  der  alte  Polizeistaat  recht  und  schlecht  ausgekommen ; 
vor  anderweitigem  werktätigen  Handeln  ist  er  womöglich  zurück- 
gewichen. Und  vor  uns  erhebt  sich  jetzt  die  große  Frage,  ob  mit 
diesem  Apparate,  zumal  in  der  Form,  wie  ihn  dieser  alte  Staat 
sich  ausgebildet  hat,  heute  eigentlich  noch  das  Auslangen  gefunden 
werden  kann?  Ob  daher  Verwaltungsreform,  wenn  man  der  Sache 
auf  den  Grund  gehen  will,  nicht  noch  etwas  anderes,  viel  Tieferes 
sei,  als  was  man   gewöhnlich  mit    diesem   beliebten  Schlagworte 
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meint?  Ob  wirklich  eine  etwas  geänderte  Organisationsform,  eine 
Verschiebung  des  Instanzenzuges,  die  Frage,  ob  ein  Kreishaupt- 
mann an  Stelle  des  Bezirkshauptmannes  zu  treten  habe,  ob  Rekurse 
rascher  zu  behandeln  seien,  ob  der  Wirkungskreis  der  Gemeinde 
anders  abgegrenzt  werde,  ob  besser  vorgebildete  oder  befähigtere 
Beamte  nottun;  ob  alle  derartigen  Fragen,  auch  wenn  sie  weit 
besser  gelöst  wären,  als  es  heute  der  Fall  ist  — ,  ob  wirklich  das 
alles  schon  jene  wahre  Verwaltungsreform  sei,  die  ein  dunkles 
Gefühl  des  Unhaltbaren  eigentlich  von  uns  fordert?  Wir  wirt- 
schaften noch  heute  im  großen  und  ganzen  mit  dem  alten  Apparat 
und  leben  doch  in  einem  neuen  Staate ;  an  Stelle  des  alten  Polizei- 
staates, der  dann  in  einen  Rechtsstaat  überging,  stehen  wir  bereits 
mitten  im  neuen  Hilfsstaat. 

Betrachten  wir  zunächst  an  ein  paar  konkreten  Einzel- 
beispielen, wie  der  alte  Polizeistaat  und  wie  der  neue  soziale 
Hilfsstaat  ein  und  dieselbe  Aufgabe  lösen ;  Beispiele,  die  gewählt 
wurden,  nicht  weil  sie  bedeutsam,  sondern  weil  sie  typisch  wieder- 
kehrend sind. 

1.  Den  sittenpolizeilichen  und  sicherheitspolizeilichen  Be- 
denken, welche  das  Baden  im  Freien  hervorruft,  begegnet  der 
alte  Polizeistaat  mit  sehr  einfachen  Mitteln:  er  verbietet  es  ein- 
fach  — ,  besonders  dort,  wo  die  Gelegenheit  verlockend  wäre. 
Daß  er  damit  die  Hygiene  nicht  fördert,  ist  klar;  ja  noch  mehr, 
die  Auswahl  der  Badegelegenheit  erfolgt  bei  Unbemittelten,  wenn 
sie  dennoch  dies  Bedürfnis  befriedigen  wollen,  weniger  mit  Rück- 
sicht auf  ihre  Sicherheit  als  mit  Rücksicht  auf  die  Polizei.  Dem- 
gegenüber verlangt  die  moderne  Verwaltung  Badegelegenheiten, 
Volksbäder;  das  fordert  freilich  eine  ganz  andere  Tätigkeit,  als 
das  bloße  Aufstellen  einer  Verbotstafel  und  das  Verhängen  einer 
Polizeistrafe. 

2.  Das  verwahrloste  Kind  schließt  der  Polizeistaat  aus  der 
Schule  aus  und  damit  ist  freilich  die  Schule  von  der  Ver- 
seuchung frei;  der  soziale  Staat  aber  verlangt  Institute  gegen 
Jugend  ver  wahrlosun  g. 

3.  Der  Wo.hnungsmisere  in  Massenquartieren  begegnet  der 
Polizeistaat,  wenn  die  Sache  zu  arg  und  epidemiebedenklich 
wird,  mit  —  Delogierungen;  der  soziale  Staat  behauptet,  damit 
sei  gar  nichts  getan;  wenn  in  einer  Großstadt  wie  Wien  jähr- 
lich eine  ganze  Mittelstadt  von  30 — 40.000  Einwohnern  zuwächst, 
könne  nur  eine  Wohnungsfürsorge  helfen.  Jene  alten  Mittelchen, 
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wie  Strafe,  Schub,  Delogierung,  erinnern  an  jene  baufällige 
Brücke,  bezüglich  derer  ein  türkischer  Pascha  dekretierte:  sie 
ist  lebensgefährlich;  es  findet  zwar  kein  Umbau  statt,  aber  Ab- 
sperrung durch  eine  Barriere.  Weil  aber  die  Brücke  unentbehr- 
lich ist,  müssen  die  Passanten  über  die  Barriere  springen. 

4.  Im  Vereinswesen  kennen  Sie  noch  alle  den  Polizei- 
kommissär, der  tiefsinnig  nichtssagende  Statuten  überprüft,  ob 
sie  dem  Vereinsgesetz  entsprechen,  und  grämlich  bei  den  Ver- 
sammlungen sitzt,  ob  da  ein  unpassendes  Wort  ertönt  — ,  aber 
über  ihn  hinweg  entwickelt  sich  ein  Vereinsleben,  das  alle  öffent- 
lichen Funktionen  staatlicher  und  nichtstaatlicher  Fürsorge  er- 
greift, während  eine  im  großen  Stile  betriebene  Vereinspolitik 
die  hilfsbereiten  Hände  organisieren,  die  großen,  der  Charitas 
abgezapften  Geldströme  in  ein  richtiges  Geleise  lenken  könnte. 
Eine  staatlich  durchsetzte  Rechnungskontrolle  würde  viele  Ver- 
eine mehr  stärken,  als  verzettelte  Subventionen. 

5.  Eine  Stiftung  errichten  bedeutet  heute  einen  langen 
Kampf  mit  der  Finanzprokuratur  wegen  der  Rechtskautelen ; 
bei  Lebzeiten  Stifter  werden  wollen,  heißt  ein  Martyrium 
durchmachen,  daher  dies  die  meisten  ihren  Erben  überlassen, 
während  eine  bequeme  Amtshilfe,  dem  Lebenden  gewährt,  die 
Stiftungen  erleichtern  würde,  und  die  Überleitung  dieser  Gelder 
—  statt  sie  für  Zwecke  festzulegen,  die  für  die  Ewigkeit  be- 
rechnet und  nach  einem  Menschenalter  bedeutungslos  sind  — 
von  einem  geschäftskundigen  staatlichen  Helfer  in  momentan 
wirkende  Widmungen  ein  Mehrfaches  leisten  könnten. 

Und  so  ließen  sich  in  allen  Verwaltungszweigen  Beispiele 
anführen,  wo  für  neue  Aufgaben  der  alte  Apparat  nicht  genügt. 
Damit  begeben  wir  uns  auf  ein  ganz  neues  Gebiet;  Lösungen 
kann  ich  nur  zum  geringsten  Teil  bieten,  wohl  aber  Anre- 
gungen. 

Wir  müssen  zunächst  erkennen,  daß  die  neuen  Anforderungen 
viel  mehr  Taten  und  weniger  Entscheidungen  erfordern ;  unsere 
bisherige  Verwaltungstätigkeit  ist  viel  zu  sehr  auf  bloße  Ent- 
scheidung von  Rechtsfragen  eingestellt.  Ihre  moderne  Aufgabe 
ist  und  wird  noch  mehr  werden  nicht  so  sehr  eine  rechtserkennende, 
als  eine  Tatsachen  schaffende,  eine  Teleologie,  ein  Durchsetzen  von 
vorgesetzten  Zwecken.  Daher  ist  die  wichtigste  Frage,  die  man 
einem  Beamten  stellen  sollte,  nicht  die:  „Wie  würden  Sie  ent- 
scheiden ?u   sondern:   „Was  würden  Sie  tun?" 
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Die  juristische  Unanfechtbarkeit  eines  Verwaltungsaktes 
bietet  noch  keine  Garantie  für  dessen  Nützlichkeit.  Auch  liegt 
die  Schwierigkeit  der  Verwaltung  nicht  darin,  daß  man  juri- 
stische Fehler  vermeidet;  das  richtige  Urteil  ist  die  schwierige 
Aufgabe  des  Richters.  Nur  dort,  wo  der  Verwaltung  richterliche 
Funktionen  zugewiesen  sind,  also  ihre  Kompetenz  in  anfecht- 
barer Weise  erweitert  wurde,  hat  er  die  gleiche  Schwierigkeit 
zu  bewältigen.  Wenn  aber  in  eigentlichen  Verwaltungsaufgaben 
der  Verwaltungsbeamte  sich  darauf  beschränkt,  korrekt  zu  ent- 
scheiden, so  übt  er  bei  der  meist  einfachen  Lage  der  Rechts- 
probleme in  der  Verwaltung  die  leichteste  Aufgabe  der  richter- 
lichen Instanz.  Die  Formel  müßte  lauten :  Das  Nützliche  auf 
korrektem  Wege  erreichen,  während  unser  Apparat  darauf  ein- 
gestellt ist,  korrekte  Urteile  zu  fällen.  Auf  dieser  Einstellung 
des  ganzen  Apparates,  auf  etwas,  was  eine  Sache  zweiter  Ord- 
nung ist,  was  gewiß  ein  Notwendiges,  aber  nicht  das  Notwendige, 
das  Ziel,  ist,  beruht  die  Misere  des  staatlichen,  drei-,  vier-,  ja 
fünffachen  Instanzenzuges,  und  wenn  man  diese  bekämpfen  will» 
braucht  man  eben  eine  neue  Technik ;  aber  erschrecken  Sie 
nicht:  was  ich  vorschlage,  geschieht  schrittweise  und  modelt  das 
Alte  ganz  sanft  um.  Von  den  Arbeitern  sprach  ich  schon;  jetzt 
wollen  wir  ihr  Arbeitswerkzeug,  ihr  Handwerkzeug  betrachten, 
in  einem  Kapitel,  welches  lautet: 

B.  Das  Normalienweseu. 

Dem  Orientalen  als  Arbeiter  wird  nachgerühmt,  daß  er  mit 
primitivem  Handwerkzeug  geradezu  Erstaunliches  leiste.  Aber 
dieses  Lob  ist  nur  ein  Ausfluß  des  Mitleides ;  denn  die  größte 
individuelle  Geschicklichkeit  vermag  den  Mangel  technischer 
Hilfsmittel  nicht  zu  ersetzen. 

Daraufhin  wollen  wir  uns  das  Handwerkzeug  unserer 
Beamten  ansehen.  Es  ist  natürlich  in  erster  Linie  das  Gesetz, 
das  er  zu  handhaben  hat,  das  ist  selbstverständlich.  Aber  das 
Gesetz  allein  genügt  nicht,  es  gibt  meist  nur  eine  negative 
Schranke  für  die  Verwaltung;  und  auch  wo  es  positiv  vor- 
schreibt, sind  seine  Vorschriften  dürftig,  Andeutungen  und  Grund- 
züge mehr  denn  Details.  Das  Gegenteil  wäre  ein  Unglück.  Hier 
ist  also  eine  zweite  große  Arbeitsleistung  erforderlich,  die  Um- 
setzung der  Gesetze  in  praktisch  anwendbare  Detailvorschriften, 
und    zwar   nicht    bloß    im  Anfange,    wenn    das  Gesetz  eben  erst 
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ins  Leben  tritt,  bei  den  sogenannten  Durchführungsverordnungen, 
sondern  weit  mehr  in  der  Folgezeit,  wenn  die  Reibungen  zwi- 
schen Gesetz  und  Leben  sich  zeigen,  und  das  Unvorhergesehene 
Ereignis  wird.  Diese  zweite  große  Arbeitsleistung  wird  nicht 
mehr  geleistet  von  der  Gesetzgebung  und  nur  zum  Teil  und  in 
unverbindlicher  Weise  von  der  Wissenschaft  und  den  Ver- 
waltungsgerichtshöfen; der  Hauptsache  nach  und  in  verbind- 
licher, verpflichtender  Weise  von  den  Verwaltungsbehörden  selbst. 
Es  wäre  dies  die  eigentliche  Aufgabe  der  leitenden  Stellen;  ihre 
Form  ist  bei  uns  das  „Normale". 

Wie  sieht  es  damit  aus?  Vor  allem  sei  konstatiert,  daß  bei 
uns  jede  vorgesetzte  Behörde  schon  vermöge  des  Überordnungs- 
verhältnisses befugt  ist,  ihren  Unterbehörden  Weisungen  zu  er- 
teilen. Das  ist  selbstverständlich;  schon  nicht  so  selbstverständ- 
lich ist  es,  daß  jede  Oberbehörde  jeder  unter  ihr  stehenden  nicht 
bloß  Weisungen  für  einen  bestimmt  vorliegenden  Einzelfall,  son- 
dern auch  Weisungen  für  künftige  Fälle,  also  generelle  Normen 
erteilen  kann.  Das  gleiche  gilt  von  jedem  Amtschef  für  sein 
untergeordnetes  Personale.  Dieses  Recht,  Normalien  zu  erlassen, 
ist  durchaus  nicht  so  unbedenklich.  Was  das  Wesen  der  Leitung 
sein  sollte,  wird  geübt  von  Stellen,  die  gar  nicht  die  Eignung 
zur  Leitung  haben,  die  nach  einer  richtigen  Differenzierung  des 
Verwaltungsorganismus  Ausführung  und  Kontrolle,  beileibe  aber 
nicht  Leitung  haben.  Die  Folge  ist,  daß  von  allen  Behörden 
recht  lustig  drauf  los  normiert  wird.  Nicht  bloß  Minister,  son- 
dern jeder  Landeschef,  natürlich  auch  jedes  Departement  im 
Lande  gibt  „anläßlich  eines  speziellen  Falles"  Normalien,  welche 
für  ewige  Zeiten  gelten  sollen,  ja  jeder  Bezirkshauptmann  findet 
Zeit,  an  seine  Gemeinden  solche,  die  Zukunft  bindenden  all- 
gemeinen Erlässe  hinauszugeben. 

Selbstverständlich  stimmen  diese  Normalien  der  Unter- 
behörden selten  mit  denen  ihrer  Nachbarbehörden  überein ;  denn 
sie  gehen  unbekümmert  umeinander  vor.  Das  ist  ein  Übel, 
keineswegs  das  größte. 

Nun  wissen  die  Bezirksbehörden  sehr  wohl,  daß  ihre  all- 
gemein gehaltenen  Befehle  bei  den  Gemeinden  recht  bald  in 
Vergessenheit  geraten  und  sie  wiederholen  dieselben  vorsichtsweise 
jedesmal,  wenn  sie  eine  neuerliche  Befolgung  sichern  wollen, 
z.  B.  bei  der  Mitwirkung  in  militärischen  Dingen.  Im  übrigen 
aber   besteht    die  Fiktion,    daß   das  einmal  erlassene  Normale  in 
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steter  Erinnerung  verbleibe,  und  zwar  auf  Jahre  und  Jahrzehnte 
hinaus,  wobei  eine  zeitliche  Grenze  nach  rückwärts  überhaupt 
nicht  gezogen  ist.  Und  diese  Fiktion  ist  nicht  beschränkt  auf 
jene  Normalien,  die  dem  Beamten  während  seiner  dienstlichen 
Laufbahn  zugekommen  sind,  sie  erstreckt  sich  auf  die  während 
seiner  Krankheit,  Urlaub,  Abwesenheit  eingelangten,  ja  auf 
Normalien,    die  jemals  dem  Amte,    solange  es  besteht,  zukamen. 

So  tritt  jeder  Beamte  belastet  mit  einer  Anzahl  ihm  unbe- 
kannter Normalien  in  den  Dienst.  Jeder  Amtschef  übernimmt 
sein  neues  Amt  mit  einer  Erbschaft  alter  Vorschriften,  leider 
meist  sine  beneficio  inventarii,  denn  mit  dem  Inventar  sieht  es 
recht  mangelhaft  aus.  Also  wird  eine  Kenntnis  des  leitenden 
Willens  vorgetäuscht,  die  nur  in  mangelhafter,  höchst  zufälliger 
Weise  vorhanden  ist,  und  die  hierarchische  Folgeleistung  oberer 
Befehle  ist  aufgebaut  auf  einer  Fiktion! 

Aber  dies  ist  noch  keineswegs  der  Übel  größtes,  denn 
selbst  wenn  durch  ein  Wunder  ein  Beamter  seltenster  Art,  ein 
Sammelfex  von  Normalien,  sie  alle  beieinander  hätte  — ,  er 
könnte  sie  doch  nicht  brauchen.  Dies  hängt  mit  der  Entstehung 
der  Normalien  zusammen;  sie  entstehen  nicht,  indem  ein  Ober- 
beamter sich  hinsetzt  und  sagt:  jetzt  will  ich  Normalien  fabri- 
zieren, sondern  zumeist  anläßlich  eines  speziellen  Falles,  der 
dem  Referenten  als  eine  regelns werte  Novität  erscheint;  da  wird 
gewöhnlich  zugleich  mit  jenem  Spezialfall  eine  allgemeine  Norm 
herausgegeben.  Der  Nachteil  dieses  Vorganges  ist,  daß  die  Norm 
nicht  systematisch  abgeklärt  ist  und  oft  nur  durch  die  Spezial- 
fälle verständlich  wird.  Macht  sich  dies  weniger  fühlbar,  so  lange 
der  Ursprungsfall  noch  bekannt  ist,  so  wird  die  Sache  bedenk- 
licher, wenn  neue  Spezialfälle  neue  Normen  erzeugen,  denen 
abermals  die  Systematik  mangelt,  die  das  frühere  zum  Teil  ab- 
ändern, zum  Teil  bestehen  lassen;  denn  nun  entsteht  ein  ganz 
verwickeltes  Netz  von  Anordnimgen. 

Endlich  ist  nur  eine  geringe  Garantie  dafür  gegeben,  daß 
obsolet  gewordene  Befehle  rechtzeitig  aufgehoben  werden.  Es 
liegt  in  der  menschlichen  Natur  begründet,  daß  einer  Neurege- 
lung größere  Aufmerksamkeit  geschenkt  wird,  als  deren  Wider- 
ruf. Daher  bleiben  veraltete  Befehle  formell  aufrecht,  auch  wenn 
ihre  ratio  bereits  verschwunden  ist  —  gleich  dem  berühmten 
Wachposten  vor  einer  längst  weggeführten  Kanone.  Ich  mache 
mich    wohl    keiner   Übertreibung    schuldig,    wenn    ich  statt  von 
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einem  Normalienwesen  von  einem  Normalienunwesen  spreche. 
Zum  Glück  schlafen  die  Normalien  mit  der  Zeit  ein  und  das  ist 
das  Beste,  was  sie  tan  können.  Nur  nicht  aufwecken ! 

Das  also  ist  die  Bedeutung  des  Normalienanwesens ;  leitende 
und  nichtleitende  Behörden  —  berufene  und  unberufene  ver- 
fassen sie;  die  Fülle  des  Erzeugten  ist  widerspruchsvoll  und 
unsystematisch ;  sie  wird  unauffindbar,  unentwirrbar.  Veraltetes 
überwuchert  das  Brauchbare.  Die  Folge  ist  ein  unentwirrbarer 
Wust,  ein  Gestrüpp,  durch  welches  ein  gewissenhafter  Beamter 
sich  schwer  durcharbeiten  kann  —  ein  gewissenloser  Schlaumeier 
umgeht  es  von  vornherein.  Und  das  soll  das  geistige  Rüstzeug, 
das  Handwerkzeug  sein,  welches  dem  Beamten  zur  Erleichterung 
an  die   Hand  gegeben  wird! 

Kaum  jemals  entscheidet  ein  Beamter  der  Bezirksbehörde 
in  einer  auch  nur  etwas  verwickelten  Frage,  ohne  ein  oder  das 
andere  Normale  übersehen  zu  haben,  welches  gerade  über  diese 
Frage  handelte;  denn  statt  Hilfe  bringt  dieses  Normalienwesen 
Gefahren  und  Fallstricke.  Würde  man  jeden  Beamten,  der  be- 
stehende Normalien  übersieht,  wegen  Nichtbefolgung  behörd- 
licher Anordnungen  belangen  — ■  und  eigentlich  müßte  man  es  — , 
so  wäre  der  Disziplinaruntersuchungen  kein  Ende.  Man  unter- 
läßt es  und  lockert  damit  das  ganze  Verantwortlichkeitsgefühl. 
Auf  diese  Weise  begibt  sich  die  einheitliche  Leitung  ihres, 
vornehmsten  Hilfsmittels  zur  Durchführung  einer  einheitlichen 
Willensbildung.  Schon  deshalb  muß  sie  immer  wieder  den  Einzelfall 
nachprüfen  und  überprüfen.  Das  früher  erwähnte  Reformschreiben 
des  Ministerpräsidenten  Beck  vom  25.  Juni  1906  verlangt,  daß 
„die  Beamten  der  Bevölkerung  Hilfe  und  Stütze  bieten;  sie 
sollen  innerhalb  der  Grenzen  ihrer  Wirksamkeit  die  Berater  der 
Bevölkerung  sein"  —  das  sind  sehr  schöne  Intentionen.  Wie 
aber  soll  der  Beamte  einen  Rat  geben,  wenn  er  selbst  ratlos 
dem  Wüste  der  Normen  gegenübersteht?  Denn  natürlich  soll 
sein  Rat  mehr  bieten,  als  den  bloßen  Hinweis  auf  das  Gesetz  ; 
das  kann  sich  der  Ratsuchende  zur  Not  selbst  beschaffen.  Was 
man  von  ihm  als  Ratgeber  verlangt,  ist,  daß  er  die  Kluft  über- 
brücke, die  zwischen  Gesetz  und  Praxis  liegt.  Er  soll  wissen, 
nicht  bloß  wie  er  selbst  entscheiden  wird,  sondern  auch,  wie 
seine  Oberbehörden  voraussichtlich  annähernd  vorgehen  werden. 
Um  solche  Fragen  zu  beantworten,  müßte  er  alle  Normalien 
kennen!     Nicht  weil    der  Fall  ein  ganz  neuer,   nie  dagewesener 
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ist  —  das  kommt  gerade  in  der  Verwaltung,  wo  typische  Fälle 
immer  wieder  kehren,  recht  selten  vor  — ,  sondern  umgekehrt, 
weil  der  Fall  schon  x-mal  da  war,  ist  die  Beantwortung  solcher 
Fragen  für  den  heutigen  Beamten  so  heikel.  Statt  ein  Berater 
zu  werden,  hüllt  er  sich  besser  in  Schweigen,  weil  in  neun  von 
zehn  Fällen  anzunehmen  ist,  daß  irgendwo  und  irgendwann  eine 
einschlägige  Norm  vorliegt,  die  er  nicht,  oder  nicht  vollkommen 
kennt,  oder  von  der  er  nicht  sicher  weiß,  ob  sie  nicht  irgendwie 
abgeändert  wurde. 

Weiters  hat  jenes  Reformschreiben  die  schöne  Intention, 
daß  der  Beamte  „mit  der  nötigen  Selbständigkeit"  und  „mit 
meritorischen  Entscheidungen  vorgehe",  daher  „bloß  formale 
Erledigungen  vermeide."  Aber  aus  dem  gleichen  Grunde,  aus 
dem  er  präzise  Auskünfte  nicht  geben  kann,  vermeidet  er  prä- 
zise Entscheidungen.  Eine  bekannte  Kunst  bei  der  ersten  Instanz 
ist  das  „Schwimmen",  d.  h.  die  Fähigkeit,  sich  vorsichtig  um 
unbekannte  Klippen  herumzudrücken.  Halbe  Entscheidungen, 
Hinausziehen  und  bloß  formale  Erledigungen  sind  eben  die 
Hilfsmittel  dieser  Schlauheit  und  des  Selbsterhaltungstriebes. 

Wenn  endlich  jenes  Reformschreiben  den  Wunsch  ausdrückt, 
den  stets  wachsenden  Einlauf  von  den  Zentralstellen  fernzuhalten, 
der  unteren  Instanz  eine  endgültige  Entscheidung  zu  ermöglichen, 
„ohne  daß  eine  Abschwächung  der  einheitlichen  Willensrichtung 
der  Regierung  eintrete"  — ,  so  möchte  ich  dazu  bemerken,  daß 
dies  ein  frommer  Wunsch  bleibt,  so  lange  sich  die  Regierung 
durch  unser  bestehendes  Normalwesen  selbst  des  vornehmsten 
Hilfsmittels  zur  Durchführung  einer  einheitlichen  Willensbildung 
beraubt  hat.  Und  unter  diesem  Gesichtspunkte  erstatte  ich 
einige  Reformvorschläge. 

Der  so  nahe  liegende  Vorschlag:  alle  bestehenden  Normalien 
zu  sammeln,  zu  sichten,  scheint  mir  ein  uferloses  Beginnen.  Wo 
soll  man  anfangen?  Eine  historische  Sammlung  verliert  sich  in 
der  schwierigen  Erforschung  vergilbter  Akten  und  gelangt  erst 
nach  jahrelanger  Vorarbeit  in  die  Zeit  der  Aktualität.  Um  ein 
Gramm  Gold  zu  finden,  müßten  Berge  von  Akten  durchsiebt 
werden;  dafür  hat  unsere  raschlebige  Zeit  nicht  Arbeitskräfte 
noch  Geld.  Von  Registraturarbeit  erwarte  man  kein  Heil. 

Ein  anderer  Vorschlag  wäre  Anlegung  von  Privatsammlungen 
eines  bestimmten  Gebietes  mit  halbamtlichem  Charakter;  sehr 
schön,    sehr   verdienstvoll,    aber    eigentlich    ein    Unglück;    denn 
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diese  Sammler  arbeiten  ohne  Authentizität;  sie  dürfen  eigentlich 
nichts  auslassen,  nichts  interpretieren. 

Also  werden  die  ältesten  Normalien,  die  niemand  mehr  be- 
achtete, die  glücklich  beerdigt  waren,  exhumiert.  Ich  kenne  ein 
wahres  Wunderwerk  solchen  Fleißes  genau:  die  Sammlung  der 
Universitätsvorschriften  von  Beck-Kelle.  Der  Erfolg  ist:  unsere 
Hochschulen  werden  verwaltet  mit  Hofdekreten  aus  den  Jahren 
1805  —  1815.  Auch  wenn  die  Herausgeber  manche  derselben 
schonend  in  Kleindruck  oder  in  Klammern  setzten,  so  hat  doch  die 
Sammlung  diese  Leichen  wieder  galvanisiert.  Tote  dürfen  aber 
nicht  weiterleben. 

Wenn  eine  solche  Sammlung  heute  nach  jahrelangem 
Mühen  fertig  gestellt  wurde,  morgen  ist  sie  veraltet.  Also  das 
sind  keine  Lösungen,  solche  halbamtliche  Sammlungen  vermögen 
nicht  die  Normalienmisere  zu  bannen. 

Mein  Vorschlag  geht  ganz  wo  anders  hin;  er  sieht  ab  von 
historischer  Durchforschung  alter  Dokumente,  er  begnügt  sich 
nicht  mit  privaten  Kompilationen,  er  will  beginnen  mit  der 
Gegenwart  und  Veraltetes  definitiv  begraben;  er  soll  das  Hand- 
werkzeug von  heute  klären  und  sukzessive  das  Veraltete  ab- 
stoßen. 

Vorerst  etwas  Selbstverständliches:  Jede  Anordnung  einer 
vorgesetzten  Behörde,  die  über  den  Einzelfall  hinaus  eine  Richt- 
schnur für  die  Zukunft  sein  will,  trete  als  solche  formal  in  die 
Erscheinung;  sie  muß  als  Normale  abgesondert  vom  etwaigen 
Einzelfalle,  dem  sie  ihre  Entstehung  verdankt,  hinausgegeben 
werden. 

Nach  Ablauf  einer  bestimmten  Zeitperiode,  etwa  eines 
Kalenderjahres,  nimmt  jede  normengebende  Behörde  eine  Durch- 
sicht der  von  ihr  im  abgelaufenen  Jahre  erlassenen  Normen 
vor.  Das  ist  keine  zu  große  Arbeit.  Die  Einzelnormen  dieses 
Jahres  werden  überprüft,  was  als  unzweckmäßig,  widerspruchs- 
voll und  unrichtig  befunden  wird,  ausgeschieden  und  ein  Jahres- 
normale verfaßt.  Das  zerfällt  in  einen  allgemeinen  Teil  und 
Fachgruppen,  im  Anfang  Doch  wenig  systematisch,  mehr  chrono- 
logisch. 

Das  Jahresnormale  ist  eine  authentische  Neuredaktion  aller 
Einzelnormalien  des  Jahres  und  macht  letztere  samt  und  sonders 
überflüssig  — ,  es  bedarf  keines  Widerrufes,  der  oft  peinlich  wäre  : 
stillschweigend    wird     das     übereilt    Hinausgegebene     abgetötet. 
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Sie  haben  hier  mutatis  mutandis  das  alte  Edikt  des  Prätorsr 
jenes  römischen  Prätors,  der,  jährlich  neugewählt,  weder  alte 
Anordnungen  seiner  Vorgänger  ungeprüft  übernehmen,  noch 
auch  von  Grund  auf  alle  Vorschriften  neu  aufbauen  Avollte.  Bei 
uns  jedoch  übernimmt  jeder  Minister  unbesehen  alle  Anordnungen 
seiner  Vorgänger  und  haftet  für  eine  Geschäftsführung,  die  er 
gar  nicht  verantworten  kann;  und  so  müßte  er  eigentlich,  um 
sicher  zu  gehen,  jede  Einzelentscheidung  seines  Ressorts,  die 
auf  Normalien  seiner  Vorgänger  fußt,    selbst  revidieren. 

Das  wäre  der  erste  Schritt ;  freilich  das  erste  Jahresnormale 
bedeutet  und  erspart  noch  wenig;  aber  mit  jedem  Jahre  wächst 
die  Bedeutung  der  Einrichtung. 

Zunächst  vervollkommnet  sich  das  System  der  Einreihung. 
Nach  fünf  Jahren  wird  aus  den  vorhandenen  fünf  Jahresnormalien 
ein  Gesamtnormale  zusammengestellt.  So  wie  das  Jahresnormale 
die  Einzelnormalien  dieses  Jahres  überflüssig  macht,  so  konsumiert 
das  fünfjährige  Gesamtnormale  alle  fünf  früheren  Jahresnor- 
malien; das  Widerspruchsvolle  wird  ausgeglichen,  das  Veraltete 
versinkt.  Ein  gewisses  System  hat  sich  durch  fünfjährige  Er- 
fahrung entwickelt.  Das  Gesamtnormale  zeichnet  sich  durch 
höhere  Gesichtspunkte  aus,  es  ist  ein  Resume  der  Leistungen 
der  Leitung.  Das  Gesamtnormale  gibt  auch  die  Felder einteilung 
für  die  künftigen  Jahresnormalien.  Wenn  zwei,  höchstens  drei 
solcher  Gesamtnormalien  in  die  Welt  gesetzt  sind,  dann  ist  der 
Zeitpunkt  gekommen,  den  alten  Wust  des  Normalienunwesens, 
wie  er  heute  besteht,  in  die  Luft  zu  sprengen.  Denn:  was  in 
dieser  Zeit  niemals  Gegenstand  einer  Normierung  war,  ist  sicher- 
lich veraltet,  und  nun  werden  nach  dem  zweiten,  längstens  nach 
dem  dritten  Gesamtnormale  alle  Verwaltungsbefehle  älterer  Zeit 
ein  für  alle  Male  für  aufgehoben  erklärt.  Der  Altertumsforscher 
mag  sich  an  ihnen  delektieren;  aber  der  Beamte  braucht  sie 
nicht  mehr  zu  respektieren;  den  Wust  ist  er  los,  die  Arbeit  frei 
er  weiß,  was  er  zu  tun  hat  und  was  die  Oberen  wollen ;  er  besitzt 
ein  Handwerkzeug,  das  nie  veraltet,  weil  es  sich  selbst  verjüngt! 

Details  kann  ich  hier  nicht  ausführen,  ich  habe  es  ander- 
wärts getan.  Die  Behandlung  der  Reservatbefehle,  dann  jener 
Durchführungsverordnungen,  die  im  Reichs-  oder  Landesgesetz- 
blatt erschienen  sind  und  ähnliches  bedarf  noch  besonderer 
Gesichtspunkte  —  gewiß.  Naheliegende  Einwendungen  gibt  es 
genug,  aber  sie  tangieren  nicht  das  Prinzip. 
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Noch  ein  paar  Nebenwirkungen  seien  kurz  erwähnt.  Vor 
allem  wird  das  leichtsinnige  Normenfabrizieren  gehemmt.  Auch 
fehlte  es  bisher  an  einer  organischen  Einrichtung,  wodurch  den 
Unterbehörden  eine  sachliche  Kritik  der  von  oben  an  sie  ge- 
langenden Verwaltungsbefehle  erleichtert,  ja  nahegelegt  würde. 
Das  übliche  Schimpfen  über  den  „grünen  Tisch",  das  „Zustecken" 
mißlicher  Erlässe  an  Zeitungen  und  Abgeordnete  ist  nicht  die  wür- 
digste und  nützlichste  Form  der  Kritik.  Wenn  vor  der  endgültigen 
Redaktion  des  Jahresnormales  die  Unterbehörden  ihre  Meinung 
über  etwaige  Undurchführbarkeit  der  letztjährigen  Normen  äußern 
könnten,  hier  wäre  die  Gelegenheit  von  selbst  in  einer  auch'den 
Antragsteller  fördernden  Weise  gegeben.  Endlich  könnte  die 
normengebende  Tätigkeit  der  unteren  Behörden  zwar  nicht  so- 
gleich, aber  nach  dem  ersten  fünfjährigen  Gesamtnormale  re- 
duziert werden  auf  bloße  Antragstellung.  Das  ist  eigentlich  eine 
selbstverständliche  Folge  des  Gesamtnormales;  so  wird  die 
Differenzierung   der   Verwaltungsbehörden    auch    hier   gefördert. 

Während  in  den  ersten  fünf  Jahren  an  dem  bisherigen 
Systeme,  wonach  jede  Behördestufe  der  Verwaltung,  sowohl 
Einzelentscheidungen  wie  generelle  Weisungen  gibt,  nichts  ge- 
ändert wird,  ist  nunmehr  der  Zeitpunkt  gekommen,  hier  Wandel 
zu  schaffen.  Jetzt  kann  der  große  Schritt  gemacht  werden,  die 
Normalien  der  Unterbehörden  mit  jenen  ihrer  Oberbehörde  in 
Einklang  zu  bringen,  was  bisher  überhaupt  nie  systematisch 
geschah,  sondern  Zufallssache  war,  nun  aber  keiner  Schwierigkeit 
mehr  unterliegt.  Ist  damit  die  notwendige  Einheit  in  der  Ver- 
waltung zum  ersten  Male  gewonnen,  so  gilt  es,  weiter  an  der- 
selben festzuhalten. 

Dies  geschieht  durch  die  Anordnung,  daß  nach  Erscheinen 
des  ersten  Gesamtnormales  die  normengebende  Tätigkeit  der 
Unterbehörden  auf  die  Fälle  eingeschränkt  wird,  in  denen  das 
Gesetz  sie  ihnen  ausdrücklich  einräumt,  oder  wo  Dringlichkeit 
vorliegt.  Die  Unterbehörden  stellen,  wo  sie  früher  selbst  normen- 
gebend auftraten,  Anträge  an  die  Zentrale  und  das  Schwer- 
gewicht der  Normengebung  wird  dorthin  verlegt,  wo  sie  natur- 
gemäß hingehört:  in  die  Leitung.  Dieser  Übergang  ist,  obwohl 
er  formell  erst  nach  Erscheinen  des  ersten  Gesamtnormales 
eingeführt  wird,  dennoch  tatsächlich  ein  ganz  allmählicher;  denn 
eigentlich  ist  er  schon  durch  die  5 — 10  vorausgegangenen  Jahres- 
normalien eingeleitet    worden:    es    mußten   ja  schon  die  Jahres- 
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normalien  der  Oberbehörden  von  einschränkendem  Einflüsse  auf 
die  normengebende  Tätigkeit  der  unteren  sein.  Was  heute  ohne 
diese  Vorarbeit  als  Beeinträchtigung  der  Unterbehörden  emp- 
funden würde,  wird  sich  bei  der  großen  Anzahl  systematisch 
behandelter  Vorfragen    als    etwas    Selbstverständliches    ergeben. 

Haben  wir  ein  derartiges  System  von  Vorschriften,  und 
ist  somit  die  Umsetzung  des  Gesetzes  in  anwendbare  Details  er- 
folgt, dann  ist  eine  sehr  weitgehende  Sicherheit  gewährt,  daß 
die  Unterbehörde  im  Sinne  der  Leitung  entscheide.  In  den 
normativ  vorgesehenen  Fällen  kann  diese  Sicherheit  so  präzis 
geboten  werden,  daß  ein  Abgehen  von  der  Norm  jetzt  allerdings 
einen  Disziplinarfall  bedeutet.  Wenn  dann  überdies  noch  ernsthaft 
Kontrolle  geübt  wird,  so  genügt  wirklich  eine  einmalige  Über- 
prüfung des  Einzelfalles  für  die  Einheitlichkeit  der  Verwaltung. 
Vielleicht  erwarten  Sie  jetzt,  ich  würde  vorschlagen,  den  Instanzen- 
zug rein  mechanisch  einzuschränken? 

Ich  antworte :  Nein ;  denn  es  wird  gar  nicht  einmal  nötig 
sein,  es  auszusprechen,  daß  das  Rekursverfahren  eingeschränkt 
werde.  Das  wird  sich  vielfach  von  selbst  ergeben,  sobald  der 
zuunterst  Entscheidende  auf  ein  Normale  hinweisen  kann,  das 
sowohl  ihn  als  die  Rekursinstanz  bindet;  denn  in  all  diesen 
Fällen  ist  ja  jeder  Rekurs  nutzlos. 

Ja  ich  wäre  konsequent  genug,  als  Verwaltungsprinzip  auf- 
zustellen, daß  alle  Fälle,  die  normativ  geregelt  sind,  und  die 
bereits  ein  Jahresnormale  passiert  haben,  bis  zum  Erscheinen  des 
nächsten  Jahresnormales  auch  von  der  Rekursbehörde  im  Sinne 
•dieses  Normales  entschieden  werden,  selbst  dann,  wenn  man  einen 
Verwaltungsirrtum  bemerken  sollte.  Solange  nicht  eine  Rechts- 
widrigkeit sich  herausstellt,  oder  der  Verwaltungsgerichtshof 
anders  entschieden  hat,  sollte  man  an  dem  normativ  ausgespro- 
chenen Willen  selbst  in  zweifelhaft  gewordenen  Fällen  vorläufig 
festhalten  und  lieber  später  ein  neues  Normale  herausgeben; 
aber  erst  nach  diesem  Einzelfalle,  nicht  anläßlich  desselben! 

Freilich,  wenn  man  an  dieses  natürliche  Schwergewicht 
der  Tatsachen  nicht  glaubt,  oder  wenn  die  Verwaltung  ihrer 
eigenen  Konsequenz  nicht  traut,  dann  kann  man  auch  den 
Instanzenzug  einschränken,  wo  und  wie  man  will  und  es  aus- 
sprechen: öfter  als  zweimal  entscheiden  wir  nicht.  —  Die 
größten  Handelshäuser  und  Banken  lassen  ihren  Filialen  die 
letzte  Hand  in  den  Dingen,  die  einmal  genau  normiert  wurden, 
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mit  voller  Beruhigung.  Hat  er  Normen,  deren  Befolgung  sicher- 
gestellt ist,  dann  kann  es  auch  der  Staat  tun,  ohne  seine  ein- 
heitliche Willensbildung  zu  schwächen. 

Heute  geht  das,  was  Ministerpräsident  Beck  in  seinem 
Rundschreiben  wünscht,  natürlich  nicht ;  denn  der  heutige  Zustand 
ist  der,  daß  die  untere  Behörde  niemals  den  Willen  der  oberen 
mit  Sicherheit  voraus  weiß ;  wer  kann  sagen,  wie  der  neue  Minister 
über  die  Normen  seiner  Vorgänger  denkt?  und  noch  weniger  hat 
der  Minister  eine  echte  Garantie,  daß  die  Unterbehörde  gerade 
seinen  Willen  ausführt,  und  sich  nicht  hinter  eine  plausible  ältere 
Norm  verschanzt. 

Trotzdem  muß  man  dem  Minister  Beck  danken,  daß  er  in 
jenem  Rundschreiben  das  Problem  aufgeworfen  hat,  indem  er 
sagte:  „Es  scheint  mir  in  hohem  Grade  erwägenswert,  ob  es 
nicht  zweckmäßig  wäre,  bereits  eine  untere  staatliche  Instanz 
die  endgültige  Entscheidung  treffen  zu  lassen,  selbstverständlich 
ohne  Abschwäch ung  der  einheitlichen  Willensrichtung."  Das  ist 
das  Problem  —  ich  war  unhöflich  genug,  es  als  die  Quadratur 
des  Zirkels  zu  bezeichnen;  aber  ich  füge  nun  einschränkend 
hinzu:  nur  unter  dem  System  der  heutigen  Normengebung. 

Ich  habe  hier  versucht,  die  von  Sr.  Exz.  Beck  gestellte 
Anfrage  zu  kombinieren  mit  meiner  alten  Idee  von  der  Ver- 
wertung des  prätorischen  Ediktes,  und  vielleicht  ist  damit  eine 
Direktive  gegeben. 

C.  Tradition. 

Allerdings  für  das  große,  die  Verwaltung  befreiende  Ziel,  die 
Herabminderung  des  Instanzenzuges,  ist  dies  nur  der  erste  Schritt. 
Als  zweites  Mittel  denke  ich  mir  etwas,  was  ich  als  den  bewußten 
Ausbau  der  Tradition  bezeichne. 

Tradition  (sagt  Naumann  in  der  neudeutschen  Wirtschafts- 
politik) ist  das  Wesen  der  Arbeit.  Für  die  Verwaltung  bedeutet 
sie  die  Überlieferung  der  einmal  gefundenen  Erkenntnis  für 
später  wiederkehrende  Fälle.  Sie  bedeutet,  daß  die  geistige  Arbeit 
nicht  stets  ab  ovo  beginne,  daß  einmal  Geleistetes  eine  Leistung 
bleibe,  ein  Vorbild,  das  nachgeahmt,  oder  eine  Vorstufe,  auf  der 
weitergebaut  werde. 

Natürlich  besitzt  die  heutige  Verwaltung  Derartiges,  wie  ja 
alles,  was  ich  hier  sage,  nicht  grundlegend  Neues  sein  will  und 
darf,    sondern    nur  Entwicklung    von    bestehenden  Ansätzen  und 
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naheliegenden  Gedanken;  sie  besitzt  es  zunächst  in  dem  Simile, 
dem  oft  belächelten  Schimmel,  und  in  dessen  Stalle  —  der  Re- 
gistratur. Aber  die  Schimmelwirtschaft  ist  kein  Ideal,  sie  ver- 
mittelt mehr  den  formalen  Betrieb  und  verhindert  durchaus  nicht 
ein  sprunghaftes  Vorgehen;  sie  ist  eine  mehr  zufällige  Stütze, 
nur  eine  Krücke  der  Schwachen.  Und  die  Registratur  enthält 
alles  Vergangene  ohne  Rücksicht  auf  künftigen  Wert,  ohne 
Scheidung  des  Typischen;  sie  ist  eine  Leichenhalle,  die  der 
Lebende  ungern  betritt.  Die  Tradition  aber  muß,  um  zu  wirken. 
um  Zeit  und  Arbeit  zu  ersparen,  lebendig  sein.  Die  Registratur 
fordert  ein  Herumschnüffeln  zwischen  Wichtigem  und  Wertlosem, 
sie  kann  ein  Hilfsmittel  sein,  um  eine  unterbrochene  Tradition 
wieder  aufzufinden;  eine  Grundlage  für  die  Tradition  ist  sie 
nicht.  Auf  diesem  Wege  wird  Tradition  nur  mühsam  erworben; 
sie  ist  nur  zu  oft  Geheimwissen  eines  älteren  Beamten,  das  mit 
ihm  zu  Grabe  getragen  wird;  es  fehlt  ihr  die  Kraft,  sich  durch- 
zusetzen; ein  Windhauch  —  und  sie  liegt  auf  dem  Rücken. 
Ich  erinnere  mich  einer  Denkmalenthüllung,  wo  als  Ruhmestitel 
eines  verewigten  Mediziners  ausgeführt  wurde,  er  habe  nie  ein 
Geheimmittel  für  sich  behalten,  sondern  alle  seinen  Schülern 
eröffnet.  Wir  Jünger  der  Wissenschaft  waren  damals  entrüstet, 
daß  das  Selbstverständliche  Gegenstand  des  Lobes  sei.  Erst  in 
der  Praxis  der  Verwaltung  habe  ich  gelernt,  den  Lobredner 
milder  zu  beurteilen,  denn  ich  kenne  nur  wenig  Departements- 
vorstände,   die    ihre  Hilfsarbeiter    all   ihr  Wissen  gelehrt  hätten. 

Die  Verwaltungsbehörden  bedürfen  also  einer  besonderen 
Einrichtung  zur  Erhaltung  und  Festigung  der  Tradition,  zumal 
bei  der  großen  Zahl  stets  wiederkehrender  Fälle. 

Ich  schrieb  hierüber  in  meinen  verwaltungsrechtlichen 
Essais  folgendes:  „Hand  in  Hand  mit  der  Reform  des  eigent- 
lichen Normal wesens,  welche  bei  den  Unterbehörden  den  Willen 
der  Oberbehörden  wach  erhalten  soll,  geht  eine  andere  Einrich- 
tung, welche  die  interne  Tradition  jedes  Amtes  zu  wahren  be- 
rufen ist:  der  sozusagen  häusliche  Vormerk  der  eigenen 
Praxis.  Jede  Behörde  legt  einen  Vormerk  an  über  die  bei  der 
Behandlung  wiederkehrender  Fragen  von  ihr  selbst  bisher  be- 
obachteten Gr  undsätze;  sie  führt  daselbst  auch  die  Abweichun- 
gen von  der  bisherigen  Praxis  nebst  deren  Ursachen  an, 
sowie  solche  Einzelentscheidungen  der  Oberbehörden,  welche 
dieser  Praxis  entgegentreten.  Die  Anordnung  mag  anfänglich  — 
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wie  bei  den  ersten  Jahresnormalien  —  eine  mehr  chronologische 
sein,  nach  dem  Erscheinen  des  ersten  Gesamtnormales  wird  sich 
dieser  Vormerk  dessen  systematischer  Einteilung  anzubequemen 
haben.  Dieser  Vormerk  ist  sozusagen  das  Gewissen  der  Be- 
hörde selbst;  er  erleichtert  eine  einheitliche  Praxis, 
erschwert  Willkürlichkeiten,  ohne  doch  eine  wohlbegründete 
Abänderung  der  bestehenden  Übung  zu  verhindern.  Kontroll- 
organe der  vorgesetzten  Behörde  vermögen  sich  durch  Einblick 
in  diesen  Vormerk  leicht  zu  überzeugen,  ob  überhaupt  nach 
bewußten  Grundsätzen  vorgegangen  wurde  und  ob  das  gelegent- 
liche Abgehen  von  denselben  gerechtfertigt  oder  ein  Willkürakt 
war,  ferner,  ob  die  Praxis  der  Unterbehörde  dem  Willen  der 
Oberbehörde  sich  anbequemt  hat  oder  nicht.  Diese  Einrichtung 
ist  eine  Ergänzung  zur  vorgeschlagenen  Reform  des  Normalien- 
wesens; wie  hier  der  Wille  der  Oberbehörde  wacherhalten  wird, 
soll  dort  die  eigene  Praxis  der  Unterbehörde  einer  Selbstkontrolle 
unterzogen  werden." 

Umfangreichere  Behörden  werden  diese  Tradition  bald  nicht 
entbehren  können ;  ob  die  heutige  Bezirkshauptmannschaft  die 
Traditionsbildung  auf  sich  nehmen  kann,  bezweifle  ich ;  hier 
wäre  das  Kreisamt  die  Stelle,  die  sich  und  die  Bezirksämter 
geistig  speist. 

Ich  wiederhole:  Tradition  ist  die  Seele  der  Verwaltung, 
ungemein  viele  Einzelfälle  sind  wiederkehrender  Art,  sie  lassen 
sich  zu  Typen  ausbilden  und  wenn  man  die  Gründe  des  Vorgehens 
wachhält,  ist  die  Einzelentscheidung  binnen  kurzem  eine  selbstver- 
ständliche, eine  sichere.  Allerdings  muß  man  die  Gründe  des 
traditionellen  Vorgehens  wacherhalten,  sonst  wird  ein  geistiges 
Zerrbild  daraus:  der  Schimmel  geritten  vom  bekannten,  alten 
Schlendrian. 

Die  begründete  und  wachgehaltene  Tradition  kann  zum 
Normale  verdichtet  werden,  wenn  sie  ganz  gefestigt  ist;  so- 
lange sie  noch  im  Werden  ist,  dient  sie  als  bloßer  Ratgeber 
und  hilft  schon  in  dieser  Eigenschaft  über  manche  Misere  des 
Instanzenzuges  hinweg. 

D.  Mechanisierung  der  Arbeit. 

Nun  folgt  ein  weiterer  Schritt.  Durch  die  Tradition  wird 
die  höhere  geistige  Arbeit  gefördert  und  doch  nicht  gebunden, 
denn    sie    bereichert    das  Wissen  und  verpflichtet  nicht.     Daran 
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schließt  sich  ein  weiteres,  das  ich  nennen  möchte  „Mechanisierung 
der  Arbeit". 

Wir  klagen  über  das  ungeheure  Anwachsen  der  Verwaltungs- 
arbeiten, weil  neue  Probleme  entstehen  und  auch  die  alten  Geleise 
stärker  befahren  werden;  der  wachsenden  Arbeit  kann  aus 
finanziellen  Gründen  nicht  ein  prozentmäßig  genaues  Steigen 
des  Verwaltungsheeres  folgen.  Dieses  Mißverhältnis  zwischen 
Arbeitern  und  Arbeitsquantum  führt  zur  Überbürdung,  Betriebs- 
stockung oder  Schleuderware.  Zugegeben  —  aber  es  gibt  doch 
ein  kostenloses  Gegengewicht,  eben  die  Mechanisierung  der 
Arbeit. 

Jede  neue  Frage  erfordert  neue  Gedankenarbeit,  aber  nach 
kurzer  Zeit  geistiger  Regsamkeit  sind  die  Probleme  gelöst; 
die  Frage  als  solche  ist  beantwortet,  ungekannte  Varianten 
werden  immer  seltener.  Die  Tradition  tritt  in  ihre  Rechte,  was 
früher  Pfadfinden  war,  wird  Routine  und  endlich  Nachtreten 
eines  fahrbaren  Weges ;  der  Nachtreter  braucht  kein  Nachdenker 
mehr  zu  sein. 

Und  nun  entsteht  die  Frage,  ob  unsere  Verwaltung  diesen 
Umstand  ausnützt  oder  nicht?  Zwei  Möglichkeiten  ergeben  sich: 
Entweder  dieselben  höheren  Kräfte,  die  einst  das  Problem  gelöst 
haben,  arbeiten  jetzt  an  einer  Tretmühle  weiter;  das  ist  be- 
greiflich :  wer  den  Schimmel  dressiert  hat,  will  ihn  auch  reiten ; 
dann  aber  werden  aus  Menschen  Maschinen;  sie  verlieren  das 
Interesse  an  einer  Beschäftigung,  die  eigentlich  ihrer  unwürdig 
ist,  oder  aber  es  tritt  die  andere  Möglichkeit  ein:  die  bereits 
gelösten  Probleme  werden  an  eine  untere,  billiger  arbeitende 
Beamtenstufe  abgegeben,  das  heißt  mechanisiert. 

Von  dieser  letzteren,  höhere  Kräfte  sparenden  Möglichkeit 
nun  hat  unsere  Verwaltung  herzlich  wenig  Gebrauch  gemacht; 
sie  benützt  für  mindere  Arbeiten,  die  einst  höher  ge wertet  werden 
mußten,  im  Prinzipe  noch  immer  die  kostbarsten  Kräfte;  es  ist 
das  bekannte  Mittel,  minderfähige  Protektionskinder  selbst  in 
höheren  Amtern  zu  beschäftigen. 

Mein  Vorschlag  geht  nun  dahin,  jenen  Naturprozeß  kräftig 
auszunützen,  die  Mechanisierung  direkt  zu  fördern,  alle  der- 
artigen Agenden  bewußt  unter  einem  Sammelbegriff,  etwa  als 
laufende  Angelegenheiten  zusammenzufassen  und  sie  einer 
unteren  Beamtenstufe  abzutreten;  sei  es,  daß  sie  geistig  schwä- 
cheren   Beamten    zugewiesen  werden,    die    damit  aus  dem  Stabe 


ausscheiden,  sei  es,  daß  man  damit  einer  aufwärts  strebenden 
Kaste  von  minder  vorgebildeten  Unterbeamten  ein  Aufsteigen 
ermöglicht.  Ein  weiterer  Vorteil  ergibt  sich,  indem  die  Revisions- 
tätigkeit des  Amtschefs  von  diesen  Lappalien  entlastet  und  diese 
einem  jüngeren  Beamten  in  ehrender  Auslese  mit  Verantwortung 
übertragen  wird.  Welches  diese,  zu  laufenden  Agenden  ge- 
stempelten Aufgaben  sind,  welche  Kautelen  geschaffen  werden, 
damit  nichts  anderes  mit  unterlaufe,  wäre  Gegenstand  einer  jahr- 
weisen Durchsiebung. 

Hiedurch  würden  weitgehende  Ersparnisse  und  Erleichterun- 
gen erzielt ;  auch  trifft  dieser  Gedankengang  in  wesentlichen  Punkten 
mit  Kielmansegg's  auf  Geschäfts-  und  Kanzleivereinfachung 
durchgeführten  Reformen  zusammen. 

E.  Das  Dezernat. 

Haben  wir  nun  das  Handwerkzeug  geregelt,  das  Normalien- 
wesen geordnet,  für  eine  Tradition  die  Basis  gelegt,  dann  ist 
abermals  ein  Vorschreiten  der  Verwaltungstechnik  ermöglicht: 
die  Frage  des  Dezernates  zu  lösen. 

Unsere  Verwaltung  hält  ihre  Organe  bis  zu  verhältnismäßig 
hohen  Stufen  und  weit  über  die  Jahre  geistiger  Vollkraft  hinaus 
in  merkwürdiger  geistiger  Abhängigkeit.  Ich  spreche  zunächst 
von  den  Juristen,  aber  Analoges  gilt  von  den  anderen.  Selbst 
der  mit  Hochschulbildung  Ausgestattete  bleibt  die  meiste  Zeit 
immer  nur  Hilfsarbeiter,  da  formell  auch  in  der  kleinsten  Sache 
immer  nur  der  Amtschef  entscheidet;  das  hat  zur  Folge,  daß 
jedem  dieser  Hilfsarbeiter  das  Gefühl  der  Verantwortlichkeit 
nach  außen  fehlt,  daß  von  Energie  und  selbsttätigem  Eingreifen, 
von  raschem  Entschluß  unter  Einsetzung  der  eigenen  Person 
nur  schwer  die  Rede  sein  kann. 

Wenn  unter  einem  Akte  die  Unterschrift  des  Ausfertigers, 
dann  die  seines  Bureauchefs,  drittens  die  eines  Revisors  und 
viertens  auch  noch  die  des  Amtschefs  steht  und  dieser  Akt 
trotzdem  fehlerhaft  ist,  so  ist,  strenge  genommen,  trotz  der  vier- 
fachen Zeichnung  niemand  da,  der  die  volle  Verantwortung  trüge ; 
die  drei  Höheren  sagen  mit  Recht,  wir  konnten  unmöglich  alles 
lesen,  und  der  Unterste  sagt  ebenso  mit  Recht:  Ich  konnte  das 
unmöglich  wissen;  also  entsteht  eine  molluskenartig  unfaßbare, 
also  verantwortungslose  Verwaltung. 


—    79    — 

Man  pflegt  diese  Hilfsarbeiterstellung  selbst  höherer 
Beamten  mit  dem  Prinzipe  der  persönlichen  Verantwortlichkeit 
des  Amtschefs  zu  motivieren;  aber  mit  den  Tatsachen  stimmt 
diese  Motivierung  keineswegs;  denn  das  Prinzip  der  persönlichen 
Verantwortlichkeit  des  Amtschefs  hört  auf  eine  Realität  zu  sein, 
wenn  ihm  z.  B.  in  Böhmen  täglich  mehrere  100  Akten  zur  Unter- 
schrift zukommen  sollen.  Es  ist  eine  physische  Unmöglichkeit 
sie  zu  prüfen,  auch  wenn  der  Chef  nichts  zu  tun  hätte,  als 
Akten  zu  lesen. 

Hier  muß  im  Ernstfalle  —  denken  Sie  an  eine  straf-  oder 
zivilrechtliche  Folge,  die  sich  auch  an  einen  ganz  untergeordneten 
Befehl  knüpfen  kann  —  jeder  Richter  den  Einwand  der  un- 
möglichen Leistung  gelten  lassen. 

Dieses  Untersehriftenliefern  für  zum  Teil  unbesehene  Sachen, 
wo  gleichsam  der  Geruchsinn,  die  Spürnase,  eine  wahre  Erkenntnis 
ersetzen  muß,  ist  also  wieder  nur  eine  große  und  leider  unheilvolle 
Fiktion. 

Klarheit  und  Wahrheit  wäre  vorzuziehen.  Beides  ließe  sich 
erreichen  durch  ein  System  der  Unterteilung  von  Befugnissen. 
Angelegenheiten  mindester  Wichtigkeit  wären  entweder  als 
„laufende"  einem  Beamten  minderer  Vorbildung  in  ehrender 
Auslese  und  unter  Revision  eines  Konzipienten  zuzuweisen,  oder 
wenn  ein  Konzipient  sie  arbeitet,  diesem  zur  selbständigen  Erle- 
digung mit  vollständiger  Verantwortlichkeit  zu  übertragen.  Zeigt 
sich  die  Unfähigkeit  des  Konzipienten  für  die  Übernahme  dieser 
Verantwortung,  so  wird  ihm  ein  Revisor  mit  endgültigem  Ex- 
pediatur  vorgesetzt;  dauert  dies  Verhältnis  längere  Zeit  an  und 
bleibt  ein  wiederholter  Versuch,  ihn  auch  nur  in  minderen  An- 
gelegenheiten selbständig  dezernieren  zu  lassen,  erfolglos,  so 
tritt  er  aus  dem  Stabe  aus  und  in  die  Gattung  der  aus  den  Be- 
amten geringerer  Vorbildung  in  ehrender  Auslese  zum  Konzept- 
dienst verwendeten  Unterbeamten  ein.  Angelegenheiten  höheren 
Ranges  oder  größerer  Schwierigkeit  werden  nur  den  mit  Dezernat 
betrauten  Beamten  überwiesen;  aber  bei  diesen  Agenden  über- 
prüft sie  der  Bureauchef,  der  hiefür  das  endgültige  Dezernat 
besitzt;  nur  besondere  Ausnahmsfälle  erfordern  zu  dessen  Deckung 
auch  noch  eine  Revisionsunterschrift. 

Ist  ein  solches  System  einmal  eingeführt,  dann  hört  die 
.Scheinarbeit  und  die  Schein  Verantwortlichkeit  auf;  dann  ist  eine 
Arbeitsleistung  und  eine  Teilung  der  Verantwortlichkeit  in  solcher 
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Weise    durchgeführt,    daß  jeder   sein    Teil  mit    vollem    Bewußt- 
sein  tragen  kann. 

Dann  besteht  die  Verantwortlichkeit  des  Bureauchefs  darin, 
daß  er  nur  solche  Beamte  zur  selbständigen  Erledigung,  also  zu 
einem  bestimmten  Dezernate,  innerhalb  seines  Bureaus  zuläßt,  für 
die  er  einstehen  kann,  und  analog  besteht  die  Verantwortlichkeit 
des  Amtschefs  darin,  daß  er  den  Umfang  der  Expedition  des 
Bureauchefs  und  dessen  Leistungsfähigkeit  vertritt.  Eine  Culpa 
in  eligendo  kann  ohne  Schwierigkeit  jeder  Fachmann  vertreten : 
natürlich  muß  man  ihm  die  Auswahl  der  Kräfte  gestatten. 

Und  hiemit  kommen  wir  auf  ein  früheres  zurück:  Das 
Vorschlagsrecht  des  Bureauchefs  wurde  bereits  als  ein  Mittel 
gegen  die  Protektion  erwähnt;  aber  es  bildet  zugleich  ein  not- 
wendiges Glied  in  der  Kette  ernstgemeinter  Reformen;  nun 
gewinnt  die  Sache  inneren  Zusammenhang,  immer  vorausgesetzt, 
daß  man  Reformen  ernstlich  will.  Die  Opfertiere,  auf  deren 
Rücken  alle  diese  Reformvorschläge  sich  bewegen,  sind  aus- 
schließlich die  für  die  betreffende  Funktion,  hier  also  die  für 
ein  selbständiges  Dezernat,  ungeeigneten. 

Und  so  komme  ich  zu  dem  Resultate,  daß,  so  wenig  es  nötig 
ist,  daß  dieselbe  Sache  zwei-,  dreimal  instanzmäßig  entschieden 
wird,  so  wenig  ist  es  in  der  Regel  der  Fälle  nötig,  daß  mehr  als 
eine  Unterschrift  den  Akt  deckt;  zwei  Unterschriften  bedeuten, 
ähnlich  wie  zwei  Instanzen  —  schon  eine  Ausnahme,  und  gar 
drei  Unterschriften  auf  einem  Akt  sind  zu  vergleichen  einem 
dreifachen  Instanzenzuge,  eine  Sache,  die  uns  als  etwas  ganz 
Außerordentliches  erscheinen  muß,  als  ein  Reservatvorgang  für 
Unica. 

F.  Die  Aktion. 

Haben  wir  einmal  das  auf  verschiedene  Mitglieder  eines 
Amtes  aufgeteilte  Dezernat,  dann  können  wir  es  technisch  verwerten. 
Formell  betrachtet  bedeutet  es  das  Expediatur  mehrerer  formell 
hiezu  befugten  Einzelreferenten,  anstatt  der  heute  allein  damit 
belasteten  Amtschefs ;  materiell  betrachtet  ist  es  die  Beherrschung 
eines  Amtszweiges  oder  doch  eines  kleinen  Astes  durch  eine 
Person;  wo  bisher  ein  Hilfsarbeiter  ohne  eigene  Verantwortung 
im  verborgenen  aushalf,  ist  nun  ein  mit  Entscheidungsrecht 
ausgestatteter  Spezialist  für  ein  begrenztes  Gebiet  gegeben. 
Dieser    Spezialist   mit    voller    Verantwortlichkeit    kann    sich  sein 
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Haus  häuslich  einrichten,  er  kann  etwas  durchführen,  was  sehr 
nottut;  ich  möchte  es  nennen:    die  Aktion. 

Zwischen  die  Ermächtigung  oder  den  Auftrag,  welchen  das 
Gesetz  gibt,  und  dessen  Anwendung  auf  den  Einzelfall  muß  eine 
planvolle  Verwaltung  —  im  bewußten  Gegensatz  zur  Justiz  — 
ein  Zwischenglied  einschieben:  den  Aktionsplan,  das  Programm. 

Statt  vieler  Beispiele  führe  ich  nur  drei  typische  an;  zuerst 
eines  für  einen  kleinen  Kreis,  nämlich  die  Bekämpfung  der  Kur- 
pfuscherei, deren  Gefahren  zumal  bei  der  Kinderbehandlung  der 
Kinderschutzkongreß  in  Wien  (II.  B.,  S.  166)  so  deutlich  nach- 
gewiesen hat.  Was  da  heute  geschieht:  die  Bestrafung  des  Einzel- 
falles, ist  die  reine  Spiegelfechterei.  Unter  100  Fällen  werden  ein 
paar  Prozente  gefaßt ;  dem  Bestraften  dient  das  Verfahren  als  Ge- 
schäftsreklame, und  das  Übel  bleibt.  Will  man  in  einem  geographi- 
schen Gebiet  die  Kurpfuscherei  ernstlich  beseitigen,  so  bedarf  es 
eines  Feldzugsplanes,  der  die  örtlichen  Ursachen  untersucht, 
ärztliche  Hilfe  an  den  gefährdeten  Stellen  vorsorgt,  durch  vor- 
übergehend intensive  Überwachung  dem  Kurpfuscher  die  Existenz 
zuerst  an  einem,  dann  an  einem  zweiten  und  dritten  Orte  un- 
möglich macht,  so  daß  die  erforderliche  Überwachung  sukzessive 
frei  wird  für  weitere  Orte,  bis  das  Land  gereinigt  ist. 

Als  Beispiel  für  eine  größere  Aktion  sei  erwähnt  auf  der 
einen  Seite  die  Leutenot  am  Lande,  auf  der  anderen  die  Kinder- 
verwahrlosung in  der  Stadt;  hier  ein  Mangel,  dort  ein  Überfluß 
an  Händen.  Dort  keine  Möglichkeit,  noch  bildungsfähige,  aber 
langsam  verkommende  Menschen  unterzubringen ;  hier  ein  Bedarf 
nach  auch  minder  Qualifizierten.  Nur  ein  Feldzugsplan  der  Ver- 
waltung, ein  kaufmännisch  durchdachtes,  mit  allen  Hilfsmitteln 
einer  neuen  Verwaltungstechnik  überlegtes  Programm  kann 
Nachfrage  und  Angebot  zusammenbringen ;  freilich  muß  es  vorher 
die  Lebensbedingungen  für  diese  Umpflanzung  studieren. 

Als  letztes  Beispiel  führe  ich  die  Frage  der  Versorgung 
der  Mi Htäran wärter  an,  jener  ausgedienten  Unteroffiziere,  deren 
Versorgung  eine  Lebensfrage  der  Armee  ist;  bewunderungswürdig 
ist  die  Energie  und  Zähigkeit,  mit  der  die  Militärverwaltung  in 
jedem  Einzelfalle  vorgeht  und  auf  ihrem  Scheine  besteht  — 
auch  dann,  wenn  solche  Leute  auf  Posten  untergebracht  werden 
sollen,  für  die  sie  wohl  ungeeignet  sind.  Ein  Bureau  im  Landes- 
verteidigungsministerium, ein  Referent  im  Reichskriegsministerium 
und    zahlreiche    Beamte    ziviler  Behörden  werden    damit    befaßt. 

Brockhausen,  Österreichische  Verwaltungsreforinen.  (] 


—    82    — 

Und  das  Resultat?  Die  Militärbehörden  sind  unbefriedigt,  die 
Zivilstellen  erst  recht  und  die  armen  Unteroffiziere  werden  in 
der  bedauerlichsten  Weise  hingezogen.  Unzählige  Kompetenz- 
gesuche, persönliche  Vorstellungen,  Reisen  sind  nötig.  Und  die 
Lösung'?  Das  Ganze  ist  eigentlich  ein  Dienstvermittlungsgeschäft, 
dessen  innere  Natur,  dessen  Technik  man  erfassen  muß,  wenn 
man  dieses  kaufmännische  Geschäft,  diesen  Marktverkehr  be- 
treiben will.  Der  ganze  bureaukratische  Apparat,  wie  er  heute 
sich  bemüht,  kann  nicht  klappen. 

Und  doch  hätten  diese  Zertifikatisten,  die  eine  zwölfjährige 
Vergangenheit  zu  verlieren  haben,  eine  große  Schulung,  Er- 
probtheit und  Vertrauenswürdigkeit  besitzen,  bestimmte  Vorzüge 
vor  anderen  Bewerbern,  so  daß  eine  richtig  funktionierende 
Stellenvermittlung  sie  weit  über  den  Kreis  der  zu  ihrer  Auf- 
nahme verpflichteten  Stellen  unterbringen  könnte.  Dazu  braucht 
man  weniger  jene  umständlich  arbeitenden  Bureaus,  als  vielmehr 
ein  paar  Leute,  die  Angebot  und  Nachfrage  kennen,  die  anders 
als  bloß  aus  „Dienstbeschreibungstabellen"  und  lobenden  Ein- 
begleitungsberichten  die  Bewerber  beurteilen  können  und  sichere 
Erkundigungen  über  Details  sich  verschaffen,  z.  B.  würde  ein 
pensionierter  Offizier,  der  hier  einen  kleinen  Nebenverdienst 
findet,  und  Beziehungen  zu  seinen  aktiven  Militärkameraden 
hat,  als  Soldatenvater  in  einem  großen  Bezirke  wirken  könuen. 
Kann  man  seinem  Urteil  trauen,  so  wird  er  Zertifikatisten 
auch  bei  Betrieben  unterbringen,  die  gar  nicht  zur  Aufnahme 
von  Zertifikatisten  verpflichtet   sind. 

Diese  Beispiele  zeigen,  daß  bureaukratische  Einrichtungen 
einer  Modernisierung  fähig  sind,  wenn  man,  wo  ein  geschäft- 
liches Moment  hineinspielt,  es  auf  seine  kaufmännische  Seite 
zurückführt. 

Aber  es  gibt  wohl  überhaupt  kaum  einen  Zweig  der 
Verwaltung,  der  nicht  einer  Modernisierung  bedürfte.  Denken 
Sie  z.  B.  an  die  Art,  wie  die  Bevölkerung  über  die  Absichten 
der  Verwaltung  informiert,  eventuell  zur  Mitwirkung  heran- 
gezogen werden  soll;  da  gibt  es  als  ständige  Einrichtung  am 
flachen  Lande  das  Amtsblatt  der  Bezirkshauptmannschaften. 
Was  für  eine  großartige  Institution  könnte  das  sein,  ver- 
gleichbar der  sonntägigen  Predigt  von  der  Kanzel,  ein  Kultur- 
träger, eine  Hilfe  der  Gemeinden,  ein  Arbeitsersparer  im  großen ! 
Und    was   bietet    das    Amtsblatt    heute?     Lesen   Sie  doch,  wenn 
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Sie  aufs  Land  hinauskommen,  diese  armseligen  Blätter,  und 
Sie  begreifen,  daß  nur  ein  Zwangsabonnement  sie  erhält.  Das 
ist  ganz  natürlich  —  da  nicht  jeder  Bezirkshauptmann  zu- 
gleich Zeitungsredakteur  sein  kann.  Ich  sehe  noch  händeringend 
meinen  Chef  durch  die  Amtsräume  eilen:  „Wir  brauchen  Stoff 
für  das  morgige  Amtsblatt."  Auch  da  ist  eine  moderne  Technik 
erforderlich,  etwa  eine  leitende  Redaktion,  die  hilft  und  berät, 
Stoff  liefert,  anregt  und  beaufsichtigt ;  wohl  wäre  hier  der  Kreis, 
wo  man  eventuell  redaktionelle  Begabung  finden  könnte,  nicht 
aber  die  Bezirkshauptmannschaft  eine  geeignete  Redaktionsstelle. 

Und  wie  sieht  es  mit  der  Information  der  Beamten  in 
Fragen,  für  die  sie  eine  momentane  Belehrung,  eine  Auskunft 
brauchen,  aus?  Wohl  besitzen  wir  etwas  Derartiges  in  der 
Finanzprokuratur:  eine  rein  juristische  Rechtsauskunftsstelle  für 
Juristen,  von  denen  man  doch  annehmen  sollte,  daß  gerade  sie 
derselben  am  wenigsten  benötigen  würden ;  denn  Rechtskenntnis 
ist  ja  eigentlich  die  einzig  starke  Seite  der  Verwaltungsjuristen. 

Die  weise  Vorsicht,  die  gerade  nur  eine  Rechtsbelehrung 
für  die  Staatsjuristen  geschaffen  hat,  statt  einen  Schritt  weiter- 
zugehen und  Auskunftsstellen  für  mangelndes  Fachwissen  allen 
Beamten  leicht  zugänglich  zu  machen,  ist  so  ungemein  bezeich- 
nend für  eine  Verwaltung,  die  in  Lösung  von  Rechtsfragen  ihre 
Hauptaufgabe  erblickt ! 
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VIII.   Scklusswort, 

Damit  wäre  in  großen  Zügen  ein  Programm  gegeben  für 
solche  Reformen,  die  den  Bau  des  Staates  nicht  tangieren,  also 
einer  Staatsreform  geflissentlich  aus  dem  Wege  gehen  und  den 
Rahmen  einer  internen  Verwaltungsreform,  die  der  Lösung  der 
Nationalitätenfrage  voraus  oder  parallel  gehen  könnte,  nicht 
überschreiten.  Nicht  eine  Wiederholung  der  so  oft  vergeblich 
vorgebrachten  mechanischen  Reformvorschläge  wollte  ich  bringen, 
sondern  Richtlinien  einer  modernisierten  Verwaltung,  die  dem 
Übergänge  vom  alten  Polizeistaate  zum  neuen  Staate  der  so- 
zialen Hilfe  gerecht  wird.  In  erster  Linie  muß  eine  Differen- 
zierung der  Tätigkeit  eintreten,  die  jeder  einzelnen  Behörden- 
stufe zukommt,  und  es  muß  mit  jener  Einrichtung  vornehmlich 
unserer  politischen  Verwaltung  gebrochen  werden,  die  in  un- 
fruchtbarer Nachahmung  der  richterlichen  Judikatur  Rechtsfälle 
konstruiert,  um  sie  in  schleppendem  Instanzenzuge  wieder  und 
wieder  zu  überprüfen,  anstatt  Taten  zu  setzen,  die  planvoll  ge- 
leitet werden.  Deshalb  legte  ich  besonderes  Gewicht  auf  den 
Ausbau  einer  Verwaltungstechnik,  die  heute  fast  gar  nicht  ge- 
pflegt wird. 

Da  heißt  es  vor  allem,  das  Willenselement  in  der  Verwal- 
tung heben  und  die  Durchsetzung  des  leitenden  Willens  von 
den  Schlacken  reinigen,  die  ein  verworrenes  und  verwirrendes 
Normalienunwesen  angesetzt  hat,  zum  Schaden  der  Präzision  der 
Maschine,  die  weit  davon  entfernt  ist,  eine  Präzisionsmaschine 
zu  sein. 

In  dem  Ausmaße,  als  hier  eine  Reinigungsarbeit  sich  gel- 
tend macht,  die  es  dem  Zentralwillen  ermöglicht,  sich  klaglos 
durchzusetzen,  weicht  auch  die  heutige  instanzenmäßige  Willens- 
bildung, das  Heranreifen  des  Staats  willens  von  unten  herauf, 
zurück  vor  dem  selbstverständlichen  Wege,  den  Gedanken  zu 
nehmen  haben,  nämlich  vom  Kopfe  aus.  Verliert  der  Instanzenzug 
damit  viel  von  seiner  heutigen  Funktion,  dann  kann  auch  eine 
zweckentsprechende  Dezentralisation  gefahrlos  einsetzen. 
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Neben  der  normativen  Willensbildung  von  oben  tritt  als 
richtiges  Gegengewicht  die  durch  Vorarbeiten  gefestigte  und 
der  Gründe  ihres  Vorgehens  sich  bewußte  Tradition  ein,  zugleich 
das  Ende  der  gedankenlosen  „Schimmel Wirtschaft" ;  sie  wird 
eine  konstante,  nur  aus  gewichtigen  Gegengründen  sich  ändernde 
Verwaltungspraxis  erzeugen.  In  wiederkehrenden  Fällen  ge- 
langt man  zur  Typenbildung  und  erhält  damit  die  Möglichkeit, 
die  zur  Mechanisierung  reifgewordenen  Agenden  in  kräfte- 
sparender Weise  als  laufende  Arbeit  abzusondern  und  minder 
vorgebildeten  Arbeitskräften  zu  übertragen. 

Durch  ein  System  der  ehrenden  Auslese,  also  durch  den 
Einfluß,  den  ein  Bureauchef  auf  die  Auswahl  seiner  Hilfskräfte 
nimmt,  ist  eine  Waffe  gegen  jenes  Protektionswesen  geboten, 
das  aus  einer  Amtsgefahr  zu  einer  Staatsgefahr  zu  werden 
droht;  zugleich  bietet  dieses  Prinzip  ein  natürliches  Gegen- 
gewicht gegen  die  einschläfernde  Wirkung  des  aus  anderen 
Rücksichten  schwer  vermeidlichen  automatischen  Vorrückens ; 
nur  unter  jenem  Vorbehalt  ist  dieses  überhaupt  annehmbar. 
Durch  Einführung  einer  Verantwortlichkeit  bei  der  Auswahl 
der  Hilfskräfte  ist  die  Möglichkeit  geboten,  aus  Hilfskräften 
selbständige  Mitarbeiter  zu  machen,  und  das  Prinzip  der  per- 
sönlichen Verantwortlichkeit  des  Amtschefs  aus  einer  bedauer- 
lichen Fiktion  zu  einer  lebenskräftigen  Realität  umzuwandeln; 
dieses~Prinzip  kann  derart  erweitert  werden,  daß  verantwortliche 
Dezernenten,  befreit  von  unfruchtbarer  Revision  und  Super- 
revision,  ein  Gebiet  beherrschen,  bei  dem  die  bloße  Akten- 
erledigung sich  der  planvollen  Aktion,  der  Durchführung  eines 
Programmes,  unterordnet. 

Eine  derartige  Verwaltungstechnik,  für  die  früher  vereinzelte 
Beispiele  angeführt  wurden,  auszugestalten,  kann  freilich  nicht  die 
Aufgabe  eines  einzelnen  sein;  es  gibt  kein  Gebiet  der  Verwal- 
tung, welches  nicht  in  diesem  Sinne  ausgebaut  werden  könnte; 
die  Mitwirkung  der  gesamten  intellektuellen  Beamtenschaft  aller 
Grade  wäre  heranzuziehen.  Hier  konnten  nur  die  allgemeinen 
Richtlinien  der  künftigen  Tätigkeit  gegeben  werden. 


B  r  ockhauseii,  österreichische  Verwaltungsreformen. 


